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Gedämpfte Freude am East River 
Feierlichkeit und Routine auf der 40. UN-Generalversammlung P I E R R E S I M O N I T S C H 

NEW YORK ALS HAUPTSTADT DER WELT 

Wahrscheinlich noch nie zuvor in der Geschichte waren so viele 
politische Würden t r äge r an einem Ort versammelt wie i m ver
gangenen Herbst in New York. Anlaß des Prominentenaufmar
sches war ausnahmsweise kein S taa t sbegräbn i s , sondern die 
Feier des 40. Geburtstags der Vereinten Nationen. A m 24. Okto
ber 1945 war die Charta der neuen Weltorganisation i n Kraft 
getreten. Viele der Illusionen von damals sind mittlerweile zer
ronnen. Angesichts des schwerlich zu bestreitenden Prestige
schwunds der Vereinten Nationen in der westlichen Öffentlich
keit und der zunehmenden K r i t i k an den multilateralen Kör
perschaften, denen Leerlauf, Bürokra t ie und Doppelarbeit vor
geworfen werden, schien es kein überf lüssiger Luxus, einmal 
ein neuerliches Bekenntnis zu den Idealen zu verlangen und die 
Lebendigkeit der U N zu demonstrieren. 
35 S taa t soberhäup te r , 33 Regierungschefs und 43 Sonderbeauf
tragte hohen Ranges leisteten der Einladung Folge, sich zur 
Jubi läumsfe ie r i m Rahmen der 40. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen einzufinden. Von den Mächt igen dieser 
Welt fehlten eigentlich nur der sowjetische Par te i führer M i 
chail Gorbatschow und Frankreichs P räs iden t Francois Mitter
rand. Auch Muammar Ghaddafi und Fidel Castro zogen es nach 
einigem Über legen vor, zuhause zu bleiben. Sonst waren ziem
lich alle da, deren Namen täglich durch die Massenmedien 
gehen: Ronald Reagan, Margaret Thatcher, Yasuhiro Nakasone, 
Zhao Ziyang, Wojciech Jaruzelski, A m i n Gemayel, Shimon Pe
res, König Hussein von Jordanien, Rajiv Gandhi, Zia Ul-Haq, 
Daniel Ortega, Helmut Kohl (der freilich auf eine Ansprache 
vor dem Weltforum verzichtete) und viele andere. Der schei
dende tansanische S taa t sp räs iden t Julius Nyerere bestieg die 
Tr ibüne für einen vielbeachteten Schwanengesang. 
Die Redezeit der weit über 100 Auftretenden m u ß t e auf jeweils 
eine Viertelstunde begrenzt werden, woran sich allerdings die 
wenigsten hielten. Nicht nur die Schwergewichtler der polit i
schen B ü h n e hatten etwas zu sagen. Es entbehrte nicht eines 
gewissen Reizes, den R e p r ä s e n t a n t e n von Antigua und Barbu
da, der Malediven oder Dominicas zu lauschen. Ihre Kommen
tare zur Weltlage haben noch jene Unschuld bewahrt, die den 
Profis des internationalen Parketts verloren gegangen ist. Zum 
ersten Mal durften auch die Vertreter von Nichtmitgliedern ans 
Rednerpult treten. Unter anderen nutzten die Schweiz, Liech
tenstein und der Heilige Stuhl diese Möglichkeit . 
Die 40-Jahre-Feier wurde zu einem Spektakel für die große 
amerikanische Metropole, die ansonsten den Vereinten Natio
nen eher abweisend gegenübers teh t . Aus beleuchteten Büro
r ä u m e n formte die 38stöckige Fassade des UN-Hauptquartiers 
in Riesenlettern die Botschaft >UN40<. Eine Privatfirma ließ auf 
ihre Kosten das Empire State Building blau und weiß bestrah
len. In den Mittagspausen standen die New Yorker Spalier, um 
die Fahrzeugkolonnen zu beobachten. Al le in die A r t der Fortbe
wegung des amerikanischen Präs iden ten zwischen dem Wal-
dorf-Astoria-Hotel und den Orten seiner Verabredungen war 
einen Umweg wert: voran eine Spitze von Pol izeimotorrädern, 
dann die gepanzerten Limousinen, Fahrzeuge mi t Sicherheits
beamten auf den Trit tbrettern und Dächern , eine Ambulanz für 
alle Fälle, wiederum Motor räder und zum Schluß eine Abtei
lung berittener Polizei. Die Sicherheitsvorkehrungen, die zur 
Sperrung ganzer Stadtteile für den gewöhnl ichen Verkehr führ
ten, ve r s t ä rk t en das tägliche Chaos zu den Stoßzeiten. Doch 
ausnahmsweise nahmen die Bewohner diese Unannehmlichkei
ten lässig hin. Ein Stolz, die >Haaptstadt der Welt< zu sein, hatte 
New York ergriffen, nicht zuletzt dank der ungewöhnl ich aus
führlichen Berichterstattung der Massenmedien. 

Das Publikum verfolgte in Wort und Bild, wie sich Sandinisten-
führer Ortega i m Central Park mi t Jogging f i t hielt, Gemayel 
w ä h r e n d eines Gottesdienstes in der Kirche >Unserer Frau vom 
Libanon< das Wort ergriff und der S t a a t s s e k r e t ä r des Vatikans, 
Kardinal Casaroli, i n der St.-Patrick-Kathedrale von der Kanzel 
sprach. Zu den Zuhöre rn gehör te der philippinische P räs iden t 
Ferdinand Marcos mi t Gattin Imelda. Schwedens Minis terprä
sident Olof Palme predigte in einer protestantischen Kirche 
über Abrüs tung; Zaires Staatschef Mobutu mietete zwei Salon
wagen der Amtrak-Eisenbahn, um mi t seinem 50köpfigen Ge
folge einen Ausflug nach Washington zu unternehmen. 
Alles in allem ein friedliches Bild, welches den US-Chefdelegier
ten bei den Vereinten Nationen, Vernon Walters, zur Feststel
lung bewegte, die 40.Tagung der Generalversammlung sei »aus
gewogen und weniger von Konfrontationen belastet« gewesen 
als f rühere . UN-Genera l sekre tä r Javier Perez de Cuellar 
mochte diesem Urtei l über die am 17. September 1985 eröffnete, 
am 18. Dezember (vorläufig) beendete Tagung nicht ganz zu
stimmen. »Vielleicht wollte niemand die Geburtstagsstimmung 
vermiesen« , e rk l ä r t e er auf seiner abschl ießenden Pressekonfe
renz. »Ich weiß nicht, ob die Vertreter der Staaten klüger ge
worden sind oder ob die Probleme nicht vol l ausdiskutiert wur
den.« 
Perez de Cuellar hatte einigen Grund, an der plötzl ichen Läute
rung der politischen Akteure zu zweifeln. Den Vereinten Natio
nen fehlt weiterhin die Macht, bewaffneten Konfl ikten Einhalt 
zu gebieten. Weder i m Golfkrieg noch in Afghanistan hat die 
Vermi t t lungs tä t igke i t der Vereinten Nationen bisher m e ß b a r e 
Erfolge gezeitigt. Bei der Feiersitzung des Sicherheitsrats auf 
der Ebene der Außenmin i s t e r gab es wohlklingende Erk lä run
gen, welche die Verantwortung dieses zentralen Gremiums un
terstrichen, doch anschl ießend fehlten die Taten. Besonders 
peinlich war, daß es der Generalversammlung nicht gelang, 
eine gemeinsame feierliche Deklaration auszuarbeiten. Der 
Vorbere i tungsausschuß muß te seine Unfähigkei t eingestehen, 
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Übere in s t immung hinsichtlich der Paläs t inafrage, des Rechtes 
aller Völker auf Selbstbestimmung, der Unabhäng igke i t Nami
bias, des Schuldenproblems und der Aufteilung der nach einer 
weltweiten Abrüs tung freiwerdenden Ressourcen zu erzielen. 
Es hä t t e trotzdem zu einem holprigem Konsens gereicht, wenn 
nicht die USA ihre grundsätz l iche Ablehnung des Nahost-Para
graphen kundgetan hä t t en . Washingtons Standpunkte wie
derum schienen den Arabern unakzeptabel. 
Schon i m Vorfeld der 40. Generalversammlung hatten sich auf 
Einladung des Ausbildungs- und Forschungsinstituts der Welt
organisation (UNITAR) elf ehemalige P rä s iden ten der General
versammlung Gedanken nicht zuletzt zur Verbesserung der 
Wirksamkeit dieses Hauptorgans gemacht (UN-DocA/40/377). 
I n seinem einleitenden Bericht über die Tät igkei t der Vereinten 
Nationen (der in diesem Heft auf S. 24 ff. abgedruckt ist) las 
dann der Gene ra l s ek re t ä r insbesondere dem Sicherheitsrat die 
Leviten: 
»Daß das System der Vereinten Nationen zur Erhaltung des Friedens 
und der Sicherheit unter den derzeitigen Gegebenheiten viele Schwä
chen und Mängel aufweist, kann nicht in Abrede gestellt werden.... Es 
leidet darunter, daß die Beschlüsse des Rates nicht genügend geachtet 
und befolgt werden. Oft leidet es unter der mangelnden Bereitschaft, 
gefährlichen Situationen zuvorzukommen, ja diese wenigstens vorherzu
sehen und sich die Möglichkeiten des Rates in einem Stadium zunutze 
zu machen, in dem die Probleme möglicherweise noch eher zu bewälti
gen wären. Es leidet darunter, daß der Rat nicht fähig ist, einige Pro
bleme überhaupt anzugehen.« 
Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen trat i m abgelaufe
nen Jahr 74mal zusammen, darunter 14mal w ä h r e n d der Jubi
läumsfeier l ichkei ten i m Oktober. Bei der 2 608. Sitzung am 
26. September s ä u m t e n die Außenmin is te r der fünf S tändigen 
und der zehn rotierenden Mitglieder den hufeisenförmigen 
Tisch. Die Vertreter der Großmäch te beteuerten unisono, sie 
würden die heiligen Grundsä tze wie Gewaltverzicht und Nicht
einmischung in fremde Angelegenheiten buchstabengetreu be
folgen. Der Zuhörer glaubte sich auf einen anderen Planeten 
versetzt. Mit ten hinein in die würdige Versammlung schallte 
übe r den Lautsprecher eine Warnung: »Die Ausläufer des Wir
belsturms Gloria haben New York erreicht. Sofort alle Fenster 
schließen!« Allgemeines Gelächter zeigte an, daß der unbeab
sichtigte Symbolgehalt dieser Warnung verstanden wurde. Der 
Sitzungsraum des Sicherheitsrats ist fensterlos. Seine Benutzer 
beg lückwünschen oder beschuldigen einander und nehmen oft 
gar nicht zur Kenntnis, welche S t ü r m e d r a u ß e n aufziehen. Die 
Welt w i r d nicht so dargestellt, wie sie wi rk l i ch ist, sondern wie 
sie die Mächt igen zum eigenen Vortei l darstellen. 
I n der Tat lieferte die Geburtstagsfeier Anlaß zur Besinnung. 
Der Rat verabschiedete ein i m voraus redigiertes Papier 
(S/17501), i n dem seine Mitglieder geloben, künftig wirksamer 
zu arbeiten und die gebotenen Möglichkei ten auszuschöpfen. 
Das Wort >Reform< wurde von manchem Redner der 40.Gene
ralversammlung in den Mund genommen, darunter von Bun
desaußenmin i s t e r Hans-Dietrich Genscher. In einem einzigen 
Teilbereich wurden jedoch i m Verlauf der Tagung echte Fort
schritte sichtbar: bei der Bekämpfung des internationalen Ter
rorismus. Hier zeichnet sich auch eine zunehmende Interessen
gleichheit der Supe rmäch t e ab. 

SCHATTEN DES NAHOSTKONFLIKTS 

Zur Nagelprobe führte die Bombardierung des Hauptquartiers 
der Pa läs t inens i schen Befreiungsorganisation (PLO) bei Tunis 
durch die israelische Luftwaffe. Obwohl die USA diesem als 
V e r g e l t u n g s m a ß n a h m e für die Ermordung von drei israelischen 
Bürge rn auf Zypern ausgegebenen Schritt anfänglich mi t Sym
pathie begegneten, wurden sie sich rasch der Verwicklungen 
bewußt . Auf Klage Tunesiens verfaßte der Sicherheitsrat einen 
Resolutionstext, der am 4. Oktober ohne Gegenstimme bei 
Stimmenthaltung der USA angenommen wurde. Israel zeigte 
sich bitter ent täuscht , daß die Amerikaner die Entschlie
ßung 573 nicht durch ihr Veto zu Fall brachten, denn darin w i r d 
die Bombardierung tunesischen Territoriums als flagrante Ver-
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letzung der UN-Charta und der internationalen Verhaltensre
geln »energisch« verurteilt. Israel w i r d aufgefordert, solche 
Handlungen in Zukunft zu unterlassen. Die übr igen UN-Mitglie
der sollen M a ß n a h m e n ergreifen, welche Israel von weiteren 
Verletzungen der Souverän i t ä t und territorialen Integr i tä t an
derer Länder abhalten. Tunesien erhielt das Recht auf ange
messene Wiedergutmachung »anges ich ts der erlittenen Verlu
ste an Menschenleben und Sachschäden« zugesprochen. 
I n der Debatte verteidigte sich Israel m i t dem Hinweis auf das 
in der UN-Charta verankerte Recht auf Selbstverteidigung. Die
ser Auslegung widersprachen alle übr igen Redner. US-Vertre
ter Walters e rk lä r t e nach der Abstimmung, der aktuelle Anlaß 
für die Einberufung des Sicherheitsrats sei für die Vereinigten 
Staaten besonders traurig, wei l es sich um den Übergriff eines 
engen Freundes auf das Terr i tor ium eines anderen engen 
Freundes handelte. Washington könne aber nicht für die Reso
lution stimmen, weil sie Israel die Alleinschuld für die Spirale 
der Gewalt i m Nahen Osten zuteilt. 
Wenige Tage spä te r sah sich der Sicherheitsrat erneut mi t dem 
Thema Terrorismus konfrontiert. Ein pa läs t inens isches Kom
mando hatte sich des italienischen Passagierschiffes >Achille 
Lauro< bemächt ig t . Die auf Antrag Italiens am 9. Oktober 
abgegebene gemeinsame Erk lä rung aller 15 Ratsmitglieder 
(S/17554) fiel ungewöhnl ich scharf aus. Sie verurteilte erstmals 
»alle Formen des Terrorismus, wobei es gleichgültig ist, wo und 
von wem er ausgeübt wird«. In der Vergangenheit hatten sich 
die Vereinten Nationen schwergetan, die verschiedenen Ar ten 
des Terrorismus in gleicher Weise zu ächten. So fanden in der 
Regel die arabischen Staaten und die Sowjetunion Entschuldi
gungen für Gewaltakte der Paläs t inenser , w ä h r e n d die USA 
Vers tändnis für israelische Repressalien bekundeten. 
Diesem neuen Schwung in Sachen Te r ro r i smusbekämpfung 
konnte sich auch die Generalversammlung nicht verschl ießen. 
Das Thema steht zwar schon seit Jahren zur Debatte, doch eine 
substantielle gemeinsame Akt ion wurde immer wieder verscho
ben. I m (für Rechtsfragen zuständigen) 6. H a u p t a u s s c h u ß der 
Generalversammlung legten einerseits Kuba und andererseits 
16 westliche und neutrale Staaten Resolut ionsentwürfe vor. Der 
westliche Entwurf wandte sich gegen jede Form von Terroris
mus, der kubanische versuchte ein Schlupfloch für nationale 
Befreiungsbewegungen offenzuhalten. Beide Fassungen erfuh
ren Abänderungen , bis der Ausschußvors i tzende schließlich am 
6. Dezember das Ergebnis seiner Verhandlungen auf den Tisch 
legte. Dieser Text wurde mi t 118Stimmen gegen eine (Kuba) bei 
zwei Enthaltungen (Israel und Burkina Faso) angenommen. 
Unter den 37 Staaten, die der Abstimmung fernblieben, befand 
sich der Iran. Die Mitglieder des Warschauer Paktes und die 
meisten arabischen Länder — darunter auch Libyen und Sy
rien — un te r s tü t z t en den Text. Sie krit isierten jedoch, daß er 
keine klare Verurteilung des >Staatsterrorismus< enthäl t . Unter 
diesen Begriff reihen sie unter anderem israelische Vergel
tungsschläge und die Unte rs tü tzung der nicaraguanischen Kon
ter revolut ionäre durch die US-Regierung ein. 
Vom Plenum der Generalversammlung wurde die Vorlage als 
Resolution 40/61 am 9. Dezember ohne förmliche Abstimmung 
angenommen. P räs iden t Jaime de Pinies aus Spanien nannte 
dieses Ergebnis »ein wi rk l i ch historisches Ereignis«, General
sek re t ä r Perez de Cuellar sprach von einer »bedeu t samen Lei
s tung«. Die Entsch l ießung 

»verurteilt unmißverständlich alle terroristischen Handlungen, Metho
den und Praktiken, einschließlich solcher, die die freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen den Staaten und ihre Sicherheit gefährden, als 
kriminelle Akte, gleich wo und von wem sie begangen werden«. 

Alle Staaten werden aufgefordert, 
»ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen nachzukommen, wonach sie es 
zu unterlassen haben, terroristische Handlungen in anderen Staaten zu 
organisieren, anzustiften, zu unterstützen oder sich daran zu beteiligen 
bzw. auf ihrem Hoheitsgebiet Aktivitäten zu dulden, die auf die Bege
hung derartiger Handlungen gerichtet sind«. 

Was allerdings fehlt, ist eine Definition des Begriffs Terroris

mus. Es bleibt also vorläufig dabei, daß des einen Freiheits
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kämpfer des anderen Verbrecher ist. Dieser Umstand machte 
es zahlreichen Regierungen leicht, sich der Resolution anzu
schließen. Die Frage soll aber 1987 bei der 42. Generalversamm
lung wieder aufs Tapet kommen. 
Nicht nur wegen seiner Ausläufer der Gewalt blieb der Nahost
konfl ikt vorrangiges Thema der letzten Generalversammlung. 
Unter F ü h r u n g Kuwaits versuchten die arabischen Staaten (mit 
Ausnahme Ägyptens , Jordaniens und Omans) die >Suspendie-
rung< Israels zu erreichen, wei l dieser Staat angeblich systema
tisch die UN-Charta mißachte t . Wie in f rüheren Jahren wurde 
der Vorstoß durch einen Kunstgriff abgewürgt : Schweden 
brachte einen Verfahrensantrag ein, der verlangte, daß die Ver
sammlung den arabischen Einspruch gegen Israels Beglaubi
gung aus formalen G r ü n d e n nicht auf die Tagesordnung setzt. 
Da nach den Konferenzregeln zuerst die Prozedur und erst 
dann die Substanz behandelt wird , konnte die Mehrheit den 
arabischen Antrag vom Tisch wischen, ohne in der Sache Partei 
ergreifen zu müssen . 
Ernsteren Ärger verursachte ein Resolutionsentwurf der 
Gruppe der Blockfreien, der eine spezielle Einladung der PLO 
und der Südwes ta f r ikan ischen Volksorganisation (SWAPO) zur 
Geburtstagsfeier der U N forderte. Der Vorbere i tungsausschuß 
für die Jub i läumsfe ie r hatte nämlich >vergessen<, Yasser Arafat 
und Sam Nujoma nach New York einzuladen, obwohl deren 
Bewegungen Beobachterstatus genießen. Die Aussicht, gemein
sam mi t dem PLO-Führer zu feiern, mißfiel aber US-Präsiden
ten Reagan auf das heftigste. Gerade nach den j üngs t en Zwi
schenfällen i m Mittelmeer, i n welche zumindest eine Splitter
gruppe der PLO verwickelt war, sah die amerikanische Öffent
lichkeit das Begehren der Blockfreien als eine Zumutung an. 
Den Zorn bekamen als erste die Inder zu spüren, welche den 
Vorsitz der blockfreien Staaten innehaben und den Resolutions
entwurf einbringen mußten . New Yorks Bürge rmei s t e r Edward 
Koch sagte einen geplanten Besuch in Indien ab und legte in 
einem offenen Brief an Premierminister Gandhi seine Gründe 
dar. Die Auseinandersetzung in den Kulissen der Generalver
sammlung wurde anfänglich mi t harten Bandagen ausgetragen. 
Die USA drohten unmißvers tändl ich , Reagan werde die Jubi
läumss i tzung boykottieren, falls Arafat dort aufkreuzen sollte. 
Die Blockfreien hingegen wollten sich solchem Druck einer 
Supermacht nicht beugen und sahen auch keinen Weg für einen 
eleganten Rückzieher . 

Schließlich fand Präs iden t de Pinies doch einen Kompromiß , 
der beiden Seiten erlaubte, ihr Gesicht zu wahren. Er verlas 
einen Text, der zwar keine Einladung an die F ü h r e r der PLO 
und der SWAPO enthielt, aber die Gült igkei t einer Resolution 
aus dem Jahre 1974 bestät igte , welche beiden Organisationen 
die Teilnahme an allen Sitzungen als Beobachter mi t Rederecht 
e in räumt . Die Blockfreien verzichteten darauf, ihren Entwurf 
zur Abstimmung vorzulegen. Arafat und Nujoma erachteten es 
als weise, nicht am Katzentisch Platz zu nehmen und den Fei
ern fernzubleiben. Der >Außenminister< der PLO, Faruk Khad-
doumi, hatte übr igens durch besonders ungeschickte Äußerun
gen seine Organisation ins Abseits manövr ier t . Nach dem Mord 
an einem amerikanischen Passagier der >Achille Lauro< er
k lä r t e er i m Sicherheitsrat, der Mann sei wahrscheinlich an 
einem Herzversagen gestorben oder über die Reling gefallen. 
Bei anderer Gelegenheit meinte Khaddoumi, Leon Klinghoffer 
sei von seiner Frau umgebracht worden, welche die Lebensver
sicherung kassieren wollte. 
Trotz der aufgewühl ten Gefühle war die abgelaufene UN-Gene
ralversammlung auch Schauplatz einer kleinen Öffnung in den 
arabisch-israelischen Beziehungen. Israels Premierminister Pe
res und der jordanische König Hussein hatten in ihre Reden 
Andeutungen über die Möglichkeit von Friedensverhandlungen 
eingebaut. Die USA hielten sich als Vermitt ler i m Hintergrund. 
Die in New York angebahnte Gesprächsbere i t schaf t scheint in 
der Zwischenzeit F rüch te zu trafen. Premierminister Peres gab 
jedenfalls Mit te Januar bekannt, daß er sich mi t dem König von 
Jordanien bereits i m vertraulichen Dialog befinde. 

PROBLEME ÜBERDAUERN DAS JUBILÄUM 

Ein anderer regionaler Konfl ikt , m i t dem sich die UN-General
versammlung mittlerweile zum sechsten Male beschäf t ig ten 
mußte , ist der Krieg in Afghanistan. 1985 m u ß t e n die Sowjet
union und das von ihr ges tü tz te Regime in Kabul ihre bisher 
schwerste Abstimmungsniederlage hinnehmen. M i t 122 gegen 
19Stimmen bei 12Enthaltungen wurde i n Resolution40/12 der 
»unverzügl iche Abzug der fremden Truppen aus Afghanis tan« 
verlangt. Nur mehr die engsten Verbünde ten hielten Moskau 
die Stange. I n den Kreisen der Dri t ten Welt macht sich zuneh
mende Ungeduld wegen des schleppenden Verlaufs der indirek
ten Verhandlungen unter Ägide der U N über eine politische 
Lösung des Afghanistan-Konflikts bemerkbar. 
A m 20. November legten die Vereinten Nationen i n New York 
einen neuen Bericht (A/40/843) vor, i n dem es heißt, Menschen
rechtsverletzungen, darunter auch wil lkürl iche Massenmorde 
an der Zivilbevölkerung, breiteten sich in Afghanistan immer 
mehr aus. Es handelt sich um eine übera rbe i t e t e Fassung des 
Berichts, den der ös ter re ichische Völkerrechtsprofessor und 
konservative Parlamentsabgeordnete Felix Ermacora i m Auf
trag der UN-Menschenrechtskommission erstellt hatte. Dar in 
w i r d der Regierung in Kabul und den sowjetischen Truppen 
vorgeworfen, »mit äuße r s t e r Rohheit gegen Gegner oder mut
maßl iche Gegner vorzugehen, ohne jeglichen Respekt für men
schenrechtliche Verpfl ichtungen«. Modernste Waffen w ü r d e n 
vorwiegend gegen die Zivilbevölkerung, Dörfer und die land
wirtschaftliche Infrastruktur angewendet. 
Trotz dieser Beschuldigungen und der klaren Mehrhe i t sverhä l t 
nisse in Sachen Afghanistan akzeptierte auch diese Generalver
sammlung das Beglaubigungsschreiben der Delegation aus Ka
bul unter F ü h r u n g von Außenmin i s t e r Mohammad Dost. Die 
westlichen Staaten und eine Reihe von L ä n d e r n der Dri t ten 
Welt gaben lediglich den Vorbehalt zu Protokoll, damit sei keine 
Anerkennung der Legi t imität des Karmal-Regimes verbunden. 
Dieser diplomatische Eiertanz w i r d wahrscheinlich weiterge
hen, bis die laufenden Verhandlungen Klarhei t schaffen, ob 
eine t ragfähige friedliche Lösung möglich ist. 
Den H ö h e p u n k t des New Yorker Stelldicheins bildete na tür l ich 
der 24. Oktober. Nach den ursprüng l ichen P l änen hä t t e an die
sem Tag in einer Festsitzung lediglich die feierliche Deklara
t ion angenommen werden sollen, welche die Ziele der Weltorga
nisation und den guten Willen ihrer Mitglieder bekräft igt . US-
Präs iden t Reagan ließ es sich aber nicht nehmen, seinen Auf
t r i t t auf den J u b i l ä u m s t a g zu legen. Damit forderte er jene her
aus, die nicht allein i hm die Schau übe r l a s sen wollten. Schließ
lich gab es ein enormes Gerangel um die Plä tze auf der Redner
liste. Zwischen die fünf Atomwaffenmächte und Indien als 
Sprachrohr der Dri t ten Welt schoben sich noch einige Akteure 
wie der neusee länd ische Premierminister David Lange, denen 
kein anderes Datum paßte . 
Reagan machte die Lösung regionaler Konflikte zum zentralen 
Thema seiner Ausführungen . Er schlug einen »regionalen Frie
densprozeß . . . , der Fortschritt auf drei Ebenen ans t reb t« , vor. 
Den Anfang m ü ß t e n Verhandlungen zwischen den unmittelba
ren Konfliktparteien bilden, was i m Falle Afghanistans die So
wjetunion einschließe. Ziel soll die Beendigung der Gewalt, der 
Abzug der aus länd i schen Truppen und nationale Versöhnung 
sein. Auf einer zweiten Ebene w ü r d e n sich die beiden Super
mäch te zusammensetzen, u m den Verhand lungsprozeß zu un
te r s tü t zen und internationale Garantien zu bieten. Gelänge das 
Unternehmen so weit, sollten die wieder »zur Familie der freien 
Nationen zu rückgekehr t en« Länder i n der Weltwirtschaft w i l l 
kommen gehe ißen werden, »damit sie am dynamischen Wachs
tum anderer Entwick lungs länder . . . teilhaben können« . Aus
drückl ich nannte Reagan Afghanistan, Kamputschea, Äthio
pien, Angola und Nicaragua. A l l diese Konflikte g r ü n d e n nach 
seiner Ansicht auf lokalen Streitigkeiten, haben aber einen ge
meinsamen Nenner: »Sie sind die Folge einer von außen aufge
zwungenen Ideologie, welche die Nationen spaltet und Regime 
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schafft, die sich fast vom Tag ihrer M a c h t ü b e r n a h m e an mi t 
dem eigenen Volk i m Krieg befinden.« 
Reagans Vorschläge, die von den meisten Beobachtern als über
aus simpel und unrealistisch empfunden wurden, zielten natür
lich auf Wirkung in der heimischen Öffentlichkeit ab. Selbst 
US-Vertreter machten keinen Hehl daraus, daß sie als »Antwort 
auf die Propagandakampagne der Sowjets« konzipiert waren. 
I m Gegensatz dazu gab sich der neue sowjetische Außenmini 
ster Eduard Schewardnadse Mühe, bei seinem ersten Auf t r i t t 
vor der UN-Generalversammlung s t a a t s m ä n n i s c h e s Profil zu 
zeigen und >konstruktiv< zu wirken. »Der beste Weg, den Ge
burtstag der UNO zu begehen, liegt darin, sich auf die ungelö
sten Probleme zu konzent r ie ren« , e rk lä r t e er. Die Hauptauf
gabe sei eine Friedensgarantie für die gegenwär t ige und die 
künft igen Generationen. Schewardnadse pries die sowjetischen 
Abrüs tungs in i t ia t iven und forderte die Staatengemeinschaft zu 
kollektiven Taten auf. Der in ungewöhnl ich moderatem Ton 
vorgetragenen Rede fehlte allerdings die Prise Salz, welche 
einem Gericht den Geschmack verleiht. 
Es ist viel gerä t se l t worden, warum sich Parteichef Gorbat
schow die Gelegenheit entgehen ließ, am >Welt-Gipfel> aufzutre
ten. Nicht einmal Staatsoberhaupt Andrej Gromyko, als Außen
minister w ä h r e n d eines Vierteljahrhunderts mi t dem Räder
werk der Weltorganisation bestens vertraut, ließ sich in New 
York blicken. Eine politisch motivierte Entscheidung des Ost
blocks ist dahinter kaum zu vermuten, sonst h ä t t e n wohl der 
polnische Par te i führer Jaruzelski und der ungarische P rä s iden t 

Pal Losonczi ebenfalls gefehlt. Tatsache bleibt indessen, daß 
sich die übr igen Mitglieder des Warschauer Paktes lediglich 
durch ihre Außenmin is te r vertreten ließen. 
Einiges Zähnekn i r schen in den Chefetagen des UN-Sitzes ver
ursachte der Umstand, daß Präs iden t Reagan ausgerechnet für 
den Jub i l äums tag die maßgebl ichen westlichen Staaten zu ei
nem Gipfeltreffen nach New York einlud. Diese Zusammen
kunft der Regierungschefs der USA, Japans, Großbr i t ann iens , 
der Bundesrepublik Deutschland, Italiens und Kanadas (Frank
reich schlug die Vorladung aus) drohte die UN-Feier in den 
Schatten zu stellen. I m Endeffekt s tör ten einander die beiden 
Parallelveranstaltungen nur wenig, denn der westliche >Mini-
Gipfel< erbrachte keinerlei Sensationen. Man fragte sich nach
her, was er denn übe rhaup t bezweckte. 

Die konkreten Auswirkungen des Reigens von rund 70 Präs i 
denten, Königen und Premierministern sind noch schwer abzu
schätzen. Mindestens ebenso wichtig wie ihre Bekenntnisse zu 
den Zielen der U N waren die zahlreichen persönl ichen Kontak
te. So nahmen der indische Premierminister und der pakistani
sche S taa t sp rä s iden t das Gespräch über eine Regelung der 
historischen Streitigkeiten zwischen den beiden L ä n d e r n auf. 
Viele Absprachen in den Kulissen drangen niemals an die Öf
fentlichkeit. In der Menge der hohen Fes tgäs te verschwand der 
einzelne beinahe in der Anonymitä t . »Nicht einmal ein C h a m ä 
leon w ü r d e sich hier mehr zurechtf inden«, seufzte ein verzwei
felter Diplomat. 

Die Vereinten Nationen an der Schwelle zum fünften Jahrzehnt 
Mit einem internationalen und einem internen Jubiläum konnte die Deutsche Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen 1985 ihre XVIII. Ordentliche Hauptversammlung verbinden: dem 40. Jahrestag 
der Gründung der Weltorganisation und dem 25jährigen Bestehen des DGVN-Landesverbands 
Baden-Württemberg. Für die Festveranstaltung am 8. November bot das Neue Schloß zu Stuttgart 
einen würdigen Rahmen: Ministerpräsident Lothar Späth hob einleitend nicht zuletzt Weltoffen
heit und Weltverbundenheit seines Bundeslandes hervor, Generaldirektor Erik Suy vom Genfer 
Büro der Vereinten Nationen schilderte Schwierigkeiten wie Erfolge der Weltorganisation und 
Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher setzte den Akzent auf die Mitwirkung der Bundes
republik Deutschland in den Vereinten Nationen. Hier die beiden Hauptvorträge im Wortlaut 

Die kleinen Schritte auf dem Weg zu einer besseren Welt 
M i t ganz besonderer Freude habe ich die Einladung der Deut
schen Gesellschaft für die Vereinten Nationen angenommen, an 
Ihrer Feier zum 40. Jahrestag der Vereinten Nationen und zu
gleich zum 25.Jahrestag Ihres baden-wür t t emberg i schen Lan
desverbandes teilzunehmen. Ich überbr inge Ihnen die Grüße 
des G e n e r a l s e k r e t ä r s zu diesem Tage; w i r w ü n s c h e n uns alle, 
daß die ermutigende und kritische Begleitung, die die Vereinten 
Nationen bisher von Ihnen und durch Sie von wichtigen Teilen 
der Öffentlichkeit i n der Bundesrepublik Deutschland erfahren 
haben, bei ihren kleinen Schritten auf dem Weg zu einer besse
ren Welt weiterhin die für uns alle so notwendige Unters tü t 
zung behäl t . 

I 

»Ver t rauensbi ldung, Transparenz, Offenheit, Ausgewogenheit 
und Nachprüfbarkei t« , das waren, Herr Bundesaußenmin i s te r , 
die Kri ter ien, die Sie kürzl ich in Ihrer Rede vor der Generalver
sammlung aufstellten als Voraussetzung für die kooperative 
Herstellung von mehr Sicherheit und Friedensbereitschaft. Sie 
können gewiß als Richtwerte für die Arbei t der Vereinten Na
tionen insgesamt gelten, sie gehören in der Tat zu den Grund

werten und Zielen der in diesen Tagen vierzig Jahre alt gewor
denen Charta. 
Erinnern w i r uns noch einmal an die U m s t ä n d e und Zeit ihres 
Entstehens, am Ende der zweiten Katastrophe Europas in die
sem Jahrhundert: an den einhelligen Wunsch, wieder zu einem 
>normalen< internationalen Leben zurückzukehren . Es war bei 
allen Schwierigkeiten, inmit ten der großen Zers tö rung eine Zeit 
der Hoffnung: auf eine Welt, gegründe t auf Frieden und Recht, 
in der die Grundrechte und die Würde des Menschen respek
tiert werden, in der sich der Gedanke der Gleichheit aller Völ
ker, aller Menschen durchsetzt, i n der die Grundbedür fn i sse der 
Menschen befriedigt werden. 
Das war damals kein unverantwortlicher Idealismus. Die Erin
nerung an die Fehler der Vergangenheit mi t ihren schreckli
chen Folgen brachte die G r ü n d e r der neuen Weltorganisation 
zu der Erkenntnis, daß die Schrecken des Zweiten Weltkrieges 
hä t t en vermieden werden können , wenn es nur rechtzeitig ge
lungen wäre , wirksame internationale Mechanismen zu entwik-
keln, um die auseinanderstrebenden Interessen auf einen Nen
ner zu bringen, Konflikte friedlich zu lösen und durch kollektive 
S i c h e r h e i t s m a ß n a h m e n vor Agression zu schützen. 
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Aber solche Mechanismen konnten nur dann wirksam sein, 
wenn die Staaten bereit wären , ihr traditionelles Verhalten, das 
immer wieder zu Kriegen und une rmeß l i chem Leid geführt hat
te, ernsthaft zu überprüfen und zu ändern . Dies hatte Frankl in 
D. Roosevelt, einer der Vordenker der Vereinten Nationen, der 
die Unterzeichnung der Charta nicht mehr erleben sollte, wohl 
i m Sinn, als er zum Abschluß der Konferenz von Jalta sagte: 

»Die Gründung der Vereinten Nationen bedeutet mit voller Absicht das 
Ende des Systems einseitiger Aktionen, der exklusiven Bündnisse und 
Einflußsphären, der Gleichgewichte der Kräfte und all jener anderen 
Mittel, die seit Jahrhunderten angewandt wurden und die sich immer 
wieder als untauglich erwiesen haben.« 

Die Vereinten Nationen sollten dort Erfolg haben, wo ihr Vor
gänger , der Völkerbund, scheiterte. Was Frieden ist, durfte nicht 
mehr allein mi t der Abwesenheit von Konfl ikten gleichgesetzt 
werden, also mi t Zwischenepochen, in denen das alte, gefährli
che >Si vis pacem para bellum< gilt; nein, Friede sollte auf der 
Grundlage von Recht und Gleichheit gedeihen: >Si vis pacem 
cole iustitiam<, wie es über dem Eingang zum Friedenspalast i m 
Haag, dem Sitz des Internationalen Gerichtshofes, steht. Zur 
Errichtung und Bewahrung von Frieden gehör te also auch die 
Selbstbestimmung der Völker, die noch i m Kolonialstatus leb
ten, die Respektierung von Menschenrecht und Menschenwür
de, die Befriedigung der Grundbedürfn isse und, zu diesem 
Zweck, die Teilnahme aller an der wirtschaftlichen Entwick
lung. 
Auf diese Ziele begann die Organisation hinzuarbeiten, sie 
machte den Begriff der Sol idar i tä t zu ihrem Leitmotiv, wie er in 
der Charta konkretisiert und institutionalisiert wurde. Aber 
diese gigantische Aufgabe erforderte unbedingt die absolute, 
selbstlose Mitarbeit aller Mitglieder, anders konnte das Ziel 
nicht erreicht werden. Denn wie die Charta der Vereinten Na
tionen die Errichtung einer neuen internationalen Ordnung an
zeigte, markierte sie auch den Beginn einer neuen, der multila
teralen Diplomatie. Es ging 1945 nicht nur u m eine neue Staa
tengruppe, die sich u m eine gemeinsame Aufgabe scharte, son
dern u m eine neue Dimension von Politik, die auch den kleinen 
und mitt leren Staaten offensteht, die neue Qual i tä ten ihrer Be
ziehungen untereinander bewirkt, neue Spielregeln und Verhal
tensnormen einsetzt, und vor allem auf dem Grundsatz der 
gemeinsamen Teilnahme beruht. 
Vierzig Jahre sind jetzt vergangen, in denen die Welt mehr und 
größere V e r ä n d e r u n g e n erfahren hat, als je i n der Geschichte 
der Menschheit: Umwälzungen politischer, wirtschaftlicher, 
wissenschaftlicher und technischer Natur, dazu eine gewaltige 
demographische Explosion — alles Ursachen zahlloser neuer 
Herausforderungen an die Weltgemeinschaft. Sie sind um so 
komplexer geworden, als gleichzeitig mi t der Vermehrung der 
Staaten und ihrer Bewohner die Fäh igke i ten des einzelnen und 
der Nationen zu e igens tänd igem Handeln immer geringer wer
den. Die wechselseitige Abhängigkei t , die Interdependenz, w i r d 
enger und enger und birgt alle Möglichkei ten zum Guten und 
zum Schlechten in sich. 
Die größte Herausforderung, die schrecklichste Bedrohung der 
Menschheit, die als Schatten schon über dem Beginn der neuen 
Organisation lag, ist so gewaltig, daß auch die Gründe rvä t e r sie 
kaum recht begreifen konnten: Zwischen der Unterzeichnung 
der Charta i n San Franzisko i m Juni und ihrem Inkrafttreten 
i m Oktober geschah eine Tragödie, deren Schrecken die Welt 
erfaßte und deren Widerhall noch heute alle Menschen erbeben 
läßt: die Anwendung der Atombombe. Voll Hoffnung auf eine 
neue Ordnung und ohne Ahnung von der neuen Gefahr s türz te 
unser Planet in das nukleare Zeitalter mi t seinen Chancen und 
Bedrohungen. 
Wenig spä te r zerbrach der Zusammenhalt derjenigen, auf de
ren Willen Stabi l i tä t und Erfolg des Systems der kollektiven 
Sicherheit beruhen sollte. Der Graben zwischen Ost und West 
öffnete sich, und ein Rüstungswet t lauf begann, der in seiner 
Sinn- und Züge ' losigkei t unter nuklearem Vorzeichen heute die 
größte Gefahr für das Über leben der Menschheit darstellt. 

I I 

So begannen die Vereinten Nationen ihr Werk unter ganz 
neuen Bedingungen, in einem Klima, das sich gegenüber dem 
ihrer Konzeption entscheidend gewandelt hatte. Heute steht die 
vierzigjähr ige Organisation i m Kreuzfeuer der K r i t i k , w i r d ge
wogen und oft zu leicht befunden. Ihre Arbeit, ihre Rolle, ja ihre 
schiere Existenz sind Anlaß zur Polemik. Manche halten sie für 
ein Forum theoretischer und bösar t iger Debatten, ein Treib
haus für eine aufgeblähte Bürokra t ie , die ihre Aufgaben nicht 
erfüllt. Die Ziele der Charta seien nicht verwirklicht , i m Laufe 
der letzten vier Jahrzehnte habe die UNO es nicht vermocht, 
ihren Hauptauftrag — Bewahrung des Friedens und der Sicher
heit — zu erfüllen, da doch der Ausbruch von regionalen und 
lokalen Konfl ikten nicht verhindert werden konnte. 
Aber ist diese K r i t i k nicht ungerecht? Sie verkennt, ja ignoriert 
doch die Anstrengungen und ihre Erfolge, denn es gibt Erfolge! 
Gewiß, lokale Konflikte sind entstanden, aber die Vereinten 
Nationen haben ihre Rolle gespielt, und tun es heute noch, 
damit sie sich nicht ausbreiten, damit sie nicht zu allgemeinen 
Konfl ikten auswuchern; dies ist eine Gefahr, die unter den 
Bedingungen unserer Welt gewiß nicht zu un t e r s chä t zen ist. 
Wenn trotz aller B e m ü h u n g e n Feindseligkeiten ausbrechen, 
dann ist es die UNO, die auf Waffenstillstand d räng t und dafür 
sorgt, daß er eingehalten wird , indem sie — i m Einvers tändn i s 
mi t den Parteien des Konflikts — eine Friedenstruppe an Ort 
und Stelle einsetzt, u m dann die Waffenruhe zur friedlichen 
Beilegung der Streitigkeiten zu nutzen. Es ist gar nicht so ein
fach, einen Waffenstillstand durchzusetzen, aber den Vereinten 
Nationen ist es gelungen: erinnern w i r uns an die Suez-Affäre 
von 1956, den Jom-Kippur-Krieg zwischen Israel und Ägypten 
1973 oder den Zypern-Konflikt 1974. 

Gerade die friedenserhaltenden Einsä tze der >Blauhelme< sind 
bedauerlicherweise immer wieder Gegenstand vernichtender 
K r i t i k . Ich glaube, damit ist erwiesen, wie sehr die Aufgabe der 
>Blauhelme< ü b e r h a u p t verkannt wi rd : sie sind keine kriegfüh
renden Truppen, ganz i m Gegenteil. Die Erhaltung des Waffen
stillstandes soll ohne Waffengebrauch gegenüber den Konfl ikt
parteien durchgesetzt werden. Ruhe und Beharrlichkeit werden 
von den Truppen der Vereinten Nationen erwartet, u m damit 
auf Provokation und Angriff zu antworten. Sie haben in diesen 
Wochen davon gehör t und gelesen, daß eines der Mitgliedslän
der seine der U N I F I L i m südl ichen Libanon zur Verfügung 
gestellten Soldaten aus Gründen , die hier nicht e rö r te r t werden 
sollen, zurückgerufen hat, aber selten werden Sie jemals i n den 
Medien davon erfahren, mi t welchem Einsatz gerade diese 
Truppe U N I F I L unter äuße r s t schwierigen Bedingungen ihre 
Aufgabe erfüllt und a u ß e r d e m noch unschä t zba re h u m a n i t ä r e 
Hilfe an die schwer betroffene Dorfbevölkerung leistet — Stra
ßen repariert, Lebensmittel und Medikamente transportiert, 
medizinische Hilfe leistet, Minen beseitigt. 
Und wie selten machen die zahlreichen diskreten und geduldi
gen diplomatischen Schritte des Gene ra l sek re t ä r s , seine Ver
handlungen und Vermittlungsversuche Schlagzeilen! Al lzu oft 
verkannt werden auch die Möglichkeiten, die die Vereinten Na
tionen als Rahmen für Verhandlungen bieten; sie sind in der 
Tat eine einzigartige Instanz, die es den potentiell oder bereits 
ta t sächl ich k r iegführenden Parteien erlaubt, sich ohne Presti
geprobleme zusammenzusetzen, ihre Beschwerden vorzutra
gen, die internationale Gemeinschaft zum Zeugen ihrer Sache 
zu machen. Auf diese Weise hat die Organisation mehr als ein
mal den Ausbruch von Feindseligkeiten verzögern können , in
dem sie dazu beitrug, daß die internationale Gemeinschaft hin
reichenden politischen Druck auf die streitenden Parteien aus
übte , damit sie ihren Konf l ik t auf das reale Maß zurückführ ten 
und sich zu einer friedlichen Lösung bereit fanden. So geschah 
es beispielsweise in diesem Jahr bei der Regelung von Grenz
streitigkeiten zwischen Laos und Thailand, die vor der General
versammlung ihre Standpunkte vortragen konnten, ihre Gemü
ter beruhigten und die Konfrontation vermieden. 
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I I I 

Die gewaltigen Verände rungen politischer und wirtschaftlicher 
Ar t , die seit 1945 die Welt betroffen haben, sind na tür l ich an den 
Vereinten Nationen nicht vorbeigegangen; i m Gegenteil: viele 
wurden auf ihre Initiative hin zumindest beschleunigt. Vor vier
zig Jahren gab es noch keine Dritte Welt als politische und wir t 
schaftliche Größe, große Teile Afrikas und Asiens waren noch 
in den Farben ihrer Kolonialmacht auf den Landkarten einge
tragen. Nach und nach haben dank der Hilfe und Unte r s tü tzung 
der Vereinten Nationen etwa achtzig Staaten — heute die 
Mehrheit der Mitglieder — auf vergleichsweise friedlichem 
Weg ihre Unabhäng igke i t erlangt. Damit wurde ein beispiello
ser Wandel in der internationalen Politik in Gang gesetzt: das 
internationale System war nicht mehr in der Hand einiger 
weniger, es wurde nahezu universell unter gleichberechtigter 
Vertretung aller Staaten. 
Dieser Wandel brachte neue, teilweise sehr schwere Probleme 
mi t sich, vor allem auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet. 
Die neu Hinzugekommenen m u ß t e n bald sehen, das ihre polit i
sche Freiheit erst mi t einem noch m ü h s a m e r e n Schritt zur 
wirkl ichen Unabhäng igke i t gedeihen konnte. Dieser Aufgabe 
stellte sich die internationale Gemeinschaft mi t einer bemer
kenswerten Anpassungsfähigkei t , indem sie die recht weiten 
Grundsä tze der UN-Charta auf notwendige und richtige Weise 
interpretierten. Aus der Organisation für den Erhalt von Frie
den und Sicherheit wurde zusätzl ich die Organisation der inter
nationalen Entwicklung. Die Gründung der Weltbank, des Inter
nationalen Währungsfonds , des GATT in den vierziger Jahren 
hatten bereits den Grund für die multilaterale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit gelegt, aber nicht alle Mitglieder der interna
tionalen Gemeinschaft fanden ihre Bedürfnisse in ihnen gut 
aufgehoben. So entstand die UNCTAD und der Ruf nach einer 
neuen internationalen Wirtschaftsordnung. Die Vereinten Na
tionen begannen gemeinsam mi t den Sonderorganisationen die 
Spitze in der Entwicklungspolitik zu ü b e r n e h m e n , vor allem mi t 
ihrer technischen und h u m a n i t ä r e n Hilfe. Gemeinsam mi t den 
regionalen Wirtschaftskommissionen, den verschiedenen Son
derorganisationen des UN-Systems, mi t der Hilfe der Mitglieds
länder und nichtstaatlicher Organisationen ging vor allem das 
Entwicklungsprogramm UNDP daran, auf zahlreichen Gebieten 
und Wirtschaftssektoren mittel- und langfristige Hilfe zu lei
sten, die den abhäng igen L ä n d e r n schließlich die Selbständig
keit e rmögl ichen sollte: mehr als zwei Mil l iarden Dollar fließen 
jähr l ich durch multilaterale Kanä l e in die Drit te Welt (die Lei
stungen der Weltbankgruppe nicht eingerechnet). Die Erfolge 
sind an Ort und Stelle zu sehen, wenngleich die Wachstumskri
sen der siebziger Jahre in den Indus t r i e l ändern sich so drük-
kend auf die Entwicklungschancen der Dri t ten Welt legten, daß 
die gegenwär t igen Zahlungsbilanzkrisen, die drohende Schul
denkatastrophe mi t all ihren sozialen Konsequenzen viele An
strengungen zunichte machen oder doch relativieren. 
Auch diese globale Krisensituation hat das System der Verein
ten Nationen i n den vergangenen Jahren herausgefordert, im
mer mehr Mit te l und Organisa t ionsfähigkei t darauf zu konzen
trieren, durch h u m a n i t ä r e Hilfe Not zu lindern. Die Not einer 
immer weiter steigenden Zahl von Flüchtl ingen, der Opfer von 
Katastrophen — natür l ichen und solchen, die letztlich von Men
schen hervorgerufen werden — und von Hungersnö ten . Solche 
Soforthilfe, sie mag so großzügig und effizient wie irgend mög
lich sein, ist jedoch nur Hilfe i m Augenblick und beseitigt die 
Wurzeln des Übels nicht. Langfristige weltweite Strategien sind 
notwendig, die sich vor allem an der Erholung und dauerhaften 
Stabilisierung der von den Entwicklungen der letzten Jahr
zehnte betroffenen Volkswirtschaften b e w ä h r e n müssen . Not
wendig ist vor allem mehr Weitsicht auf Seiten der Länder des 
Nordens, die davon absehen müssen , um jeden Preis ihre eige
nen Volkswirtschaften durch Protektionismus heilen zu wollen, 
der zuallererst auf Kosten der Drit ten Welt geht. So sehr die 
bilateralen B e m ü h u n g e n einiger Indus t r ie länder (gerade auch 

der Bundesrepublik Deutschland) zu schä tzen sind, so sehr es 
auch auf die Eigenleistung der En twick lungs länder ankommt 
— ohne multilaterale Hilfe, deren großer Vortei l es ist, daß sie 
keine einseitige Abhängigkei t schafft, läßt sich das Problem der 
Entwicklung nicht lösen. 

IV 

Ein anderes, wichtiges Beispiel für vielleicht kleine, aber un
ü b e r s e h b a r wichtige Schritte zu einer besseren Welt bieten die 
Vereinten Nationen i m Bereich der Menschenrechte. Schon der 
Völkerbund hatte sich mi t ersten Ansä tzen zu einem internatio
nalen Konzept beschäftigt, als er die Forderung nach einer 
Garantie des Rechts von Minderheiten aus der Hinterlassen
schaft der Friedenskonferenz von Paris 1919 ü b e r n a h m . Den
noch kennt der Völkerbundpak t weder ausdrückl ich das Recht 
des Individuums als schü tzenswer t an, noch sieht er irgendwel
che Mechanismen zu internationaler Förderung und Schutz der 
Menschenrechte vor; dies blieb den einzelnen Staaten und gege
benenfalls bilateralen Ver t rägen untereinander vorbehalten. 
Anders bei den Vereinten Nationen: Ar t ike l 56 der Charta ver
pflichtet die Mitglieder, die i m vorhergehenden Ar t ike l 55 gege
bene Garantie für »die allgemeine Achtung und Verwirkl ichung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unter
schied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Reli
gion« zu ü b e r n e h m e n . Drei Jahre nach der Charta entstand 
1948 mi t der >Universellen Erk lä rung der Menschenrechte< die 
international gült ige Definition der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, zunächs t als einfache Empfehlung an die Mi t 
gliedstaaten, dann als Grundlage der Menschenrechtspakte von 
1966 über die bürger l ichen und politischen sowie die sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Menschenrechte. Seitdem 
m ü s s e n die Staaten, die den entscheidenden ersten Pakt ra t i f i 
ziert haben, regelmäßig vor dem Menschenrech t saus schuß übe r 
die Situation der Menschenrechte in ihrem Hoheitsgebiet be
richten. I m Laufe eines Jahres e rhä l t das Zentrum für Men
schenrechte der Vereinten Nationen etwa 50 000 Individualbe
schwerden und leitet sie weiter an die Menschenrechtsgremien, 
die dann mi t den beschuldigten Regierungen ins G e s p r ä c h zu 
kommen suchen und beschl ießen können, die jeweilige Situa
t ion zu untersuchen und Empfehlungen auszusprechen. 
So kann in den Organen der Vereinten Nationen, der General
versammlung, dem Wirtschafts- und Sozialrat, der Menschen
rechtskommission auf flagrante Verletzungen der Menschen
rechte reagiert und die öffentliche Diskussion d a r ü b e r eingelei
tet werden. Zahlreiche Entschl ießungen haben die Sorge der 
Organisation angesichts solcher Fälle dokumentiert. Untersu
chungsorgane oder das Angebot guter Dienste der Organisation 
sind so un te r s tü tz t worden und haben in vielen Fäl len — die 
aus guten G r ü n d e n nicht an die große Glocke g e h ä n g t werden 

— zum Erfolg geführt. 
Sicher, auch das ist nicht genug, immer noch gibt es bei weitem 
zu viele Fälle flagranter Menschenrechtsverletzungen, aber 
liegt das an den Vereinten Nationen? Sie haben die Normen 
gesetzt, die Instrumente schaffen helfen, aber ihre Durchset
zung ist Sache der Staaten, einzeln und gemeinsam. Es ist 
Sache der Staaten, summarische Todesurteile, Folter, un
menschliche Behandlungen unter den international für gut be
fundenen Regeln des Völkerrechts , die mi t Hilfe der Vereinten 
Nationen entstanden sind, bei sich selbst zu ächten . Aus histori
scher Perspektive läßt sich ohne E i n s c h r ä n k u n g sagen: Noch 
nie in der Geschichte der Menschheit wurde die Erkenntnis und 
die Behandlung der Menschenrechtsprobleme so rasch interna
tionalisiert und aus dem innerstaatlichen Bereich herausgeholt. 
Ein wichtiges Zeichen dieser historischen Entwicklung ist die 
hervorragende Rolle, die inoffizielle Instanzen, nichtstaatliche 
Organisationen hierbei spielen. Die Förderung der Menschen
rechte ist zu einem guten Teil durch die Charta der Vereinten 
Nationen zu einem wichtigen Friedensfaktor geworden, wobei 
allerdings die Gefahr nicht ausgeschlossen ist, daß die Men-
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schenrechtsproblematik für politische Zwecke mißbrauch t 
wird . 

V 

Ich habe es mehrfach e rwähn t : Niemand sollte zufrieden sein 
mi t dem Zustand unserer Welt und mi t dem der Vereinten 
Nationen. Unsere Organisation, dessen kann ich Sie versichern, 
ist es gewiß nicht. Wir sehen sehr wohl, daß es nicht nur eine 
modische K r i t i k am Multilateralismus gibt, sondern daß man
cher Ruf nach durchgreifender Reform der Idee der Charta und 
auch der Organisation durchaus wohl w i l l . 
Gerade jetzt, am vierzigsten Jahrestag der Vereinten Nationen, 
sehen wi r uns einer Situation gegenüber , die s t ä rke r als f rüher 
von Spannung, Mißt rauen, Verdächt igung gepräg t ist. Ich teile, 
Herr Minister Genscher, Ihre Hoffnung auf das Treffen, das in 
wenigen Tagen in Genf stattfinden wird . Ich meine auch, daß 
Ihr Vorschlag, der auf gründl ichere bilaterale Konsultationen 
zwischen befreundeten Staaten hinzielt, bevor ein Problem vor 

die Gremien der Vereinten Nationen gebracht wi rd , vieles für 
sich hat. Aber: Die Probleme der kommenden Jahre werden uns 
schneller zu multilateraler Akt ion zwingen, als manche es heute 
noch wahrhaben wollen. 
Bevor die Vereinten Nationen fünfzig werden, ist alle diplomati
sche Kunst, alle politische Erfahrung und Lernfähigkei t nötig, 
um mi t den Problemen fertigzuwerden, die w i r heute schon 
kennen, und denen, die w i r unausweichlich auf uns zukommen 
sehen: der Graben zwischen Nord und Süd, der sich weiter ver
tieft, die drohende Übervölkerung, die immer s t ä rke r belastete 
Umwelt, die sich daraus ergebenden Hungersnö te , der unglaub
liche Mi t te l verschlingende Rüstungswett lauf . Die Vereinten 
Nationen m ü s s e n und wollen der Platz sein, auf dem diejenigen 
gehör t werden, die zuerst Opfer einer fatalen Entwicklung zu 
werden drohen, aber auch Forum der Vernünft igen, die ja nicht 
immer mi t den Mächt igen identisch sind. Die UNO sei vielleicht 
kein Weg zum Himmel, meinte Dag Hammarsk jö ld einmal, 
aber ohne sie w ä r e n w i r wohl schon ein Stück weit auf dem 
Weg zur Hölle. 

Schwerpunkte deutscher Mitarbeit bei den Vereinten Nationen 

Die Rolle der DGVN 

Als langjähr iges Mitglied des Präs id iums der Deutschen Gesell
schaft für die Vereinten Nationen freue ich mich ganz beson
ders, an dieser Veranstaltung teilnehmen zu können . Es sind 
zwei Anlässe , die uns heute in diesen historischen R ä u m e n des 
Stuttgarter Neuen Schlosses zusammengefüh r t haben: der vier
zigste Geburtstag der Vereinten Nationen und der fündund-
zwanzigste Geburtstag des Landesverbandes Baden-Würt tem
berg der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Natio
nen. 
Lange bevor die Bundesrepublik Deutschland 1973 als Vollmit
glied in die Vereinten Nationen aufgenommen wurde, hatte sich 
die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen der Auf
gabe verpflichtet, bei unseren Mi tbürgern für die großen Ziele 
unserer Weltorganisation Vers tändn i s zu wecken. Sie ist stets 
mi t der Bundesregierung dafür eingetreten, daß eine aktive 
Mitarbeit der Bundesrepublik Deutschland i n den Vereinten 
Nationen in unserem ureigensten deutschen Interesse liegt. 
Zwölf Jahre nach unserem Bei t r i t t k ö n n e n w i r sagen, daß die
ser Schritt für die Bundesrepublik Deutschland notwendig und 
erfolgreich war. 
Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen hat als 
Nichtregierungsorganisation eine wichtige eigene Funktion. Sie 
besteht nicht allein in der Unterrichtung einer breiteren deut
schen Öffentlichkeit über die Tät igkei t der Weltorganisation. 
Ihre Aufgabe ist es auch, sich aktiv an unserer innerstaatlichen 
Diskussion über die Vereinten Nationen und übe r unseren deut
schen Beitrag zu ihrer Arbeit zu beteiligen. Sie kann und soll 
Impulse geben, ihren kritischen Sachverstand bei der Erörte
rung der komplexen Probleme einbringen und den politisch 
Verantwortlichen Anregungen und auch >kritische Begleitung< 
geben. 
Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen hat sich 
dieser Aufgabe in den vergangenen Jahrzehnten mi t g roßem 
Veran twor tungsbewußtse in gestellt. Das zu würd igen ist auch 
ein Anlaß, zum 40. Jahrestag der Gründung der Vereinten Natio
nen zusammenzukommen. Für den Landesverband Baden-
Wür t t emberg war es Beginn einer nunmehr fünfundzwanzig
j äh r igen Arbeit i m Sinne kontinuierlichen B e m ü h e n s um die 
Verfolgung der Ziele der Vereinten Nationen. Fü r diese Konti
nu i tä t stehen zwei Persönl ichkei ten, die ich stellvertretend für 
viele nennen möchte : Professor Löffler, dessen persönl iches En-

HANS-DIETRICH G E N S C H E R 

gagement für die Idee multilateraler Zusammenarbeit bis in die 
Zeit des Völkerbundes zurückreicht , und Herr Bartheis, der als 
Gründungsmi tg l ied der Deutschen Gesellschaft für die Verein
ten Nationen seit 1952 angehör t . Ihnen und vielen anderen 
danke ich für Ihre verdienstvolle Arbeit. 
Ich möchte diese Gelegenheit nutzen, dem Land Baden-Würt
temberg und der Stadt Stuttgart für die Ausrichtung dieser 
Feier zum 40. Jahrestag der Vereinten Nationen zu danken. Ge
rade die Worte von Herrn Min is te rpräs iden t Spä th haben sein 
Engagement für die Sache der Vereinten Nationen bewie
sen. 
Ich bin auch Herrn Generaldirektor Suy dankbar, daß er aus 
diesem Anlaß nach Stuttgart gekommen ist. 

Die Weltorganisation als Spiegelbild unserer Welt 

Der 40. Jahrestag der G r ü n d u n g der Vereinten Nationen hat 
eine neue Diskussion um Möglichkeiten und Grenzen der Welt
organisation in Gang gebracht. Die öffentliche Diskussion ist 
gepräg t von zahlreichen Gegensä tzen und oft von ganz extre
men Positionen, die von euphorischer Zustimmung bis h in zu 
unsachlicher K r i t i k reichen. 
K ö n n e n die Vereinten Nationen eigentlich mehr sein als ein 
Spiegelbild des wirkl ichen Zustandes unserer Welt? Generaldi
rektor Suy hat auf die großen Probleme hingewiesen, die allein 
entstanden sind in den wenigen Monaten zwischen dem Ab
schluß der Beratungen und der Verabschiedung der Charta: die 
Ve rände rung der Welt durch die Explosion der ersten Atom
bombe. Die Vereinten Nationen oder ihre Gründungsvä t e r gin
gen davon aus, daß die fünf S tändigen Mitglieder des Weltsi
cherheitsrates sozusagen eine A r t Patenschaft für den Frieden 
der Welt ü b e r n e h m e n könnten . 
Aber es stellte sich sehr bald heraus, daß ihre Gegensä tze über 
Jahrzehnte das Geschehen i n der Welt bestimmten. Und wer 
hä t t e am G r ü n d u n g s t a g gedacht, daß am 8. Januar 1985 in Genf 
die Außenmin i s t e r der Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Sowjetunion eine Erk lä rung unterzeichnen würden , i n der 
sie das Ziel setzen, einen Rüstungswet t lauf i m Weltraum zu ver
hindern. I m Weltraum zu verhindern, obwohl w i r ihn auf Erden 
noch immer haben. Dazwischen liegt die große Periode des Ent-
kolonisierungsprozesses, des Se lbs tänd igwerdens vieler Staa
ten. Staaten, in denen Völker zusammenge füh r t wurden, Staa-
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ten, i n denen erst Nat ionenbewußtse in entstehen mußte , Staa
ten, die ihre Grenzen weniger geschichtlichen Gegebenheiten 
verdanken als vielmehr kolonialer Grenzziehung. 
Ich möchte vor dem Hochmut warnen, der uns zuweilen in 
Europa begegnet, wenn auf die A r t des Umganges unter Staa
ten irgendwo i n der Dri t ten Welt hingewiesen wird . Es ist grau
sam, daß es noch immer Kriege und regionale Auseinanderset
zungen gibt. Aber alle diese Auseinandersetzungen bleiben zu
rück hinter den Kriegen, die wi r Europäe r allein in diesem 
Jahrhundert zweimal in die Welt getragen haben. Deshalb ist es 
unsere Aufgabe in den Vereinten Nationen, aus unseren Erfah
rungen beizutragen zu einer Organisation des Friedens, der 
Friedenssicherung, der Stabilisierung der Welt. Europa muß 
heute Ausgangspunkt friedlicher Init iat iven sein. Und wo kön
nen sich solche Friedensinitiativen besser vollziehen als in den 
Vereinten Nationen. Natür l ich weiß auch ich, daß dort i n Ple
narsitzungen und Ausschüssen Reden gehalten werden, die oft 
polemisch und unsachlich klingen. Aber haben wi r uns schon 
einmal die Frage gestellt, wo eigentlich sonst sich die neu ent
standenen Staaten Gehör suchen sollten, wenn nicht in den 
Vereinten Nationen? A l l dies m ü s s e n w i r i m Auge behalten, 
wenn wi r mi t Recht den Finger auch auf die Wunden der Welt
organisation und ihre Probleme legen. 
Wir sind uns bewußt , daß die Vereinten Nationen die Ziele der 
UN-Charta noch bei weitem nicht realisiert haben. Deshalb 
m ü s s e n wi r uns fragen, was geblieben ist vom Konzept der 
Gründe rvä t e r der Vereinten Nationen, wie ihre Arbei t und die 
ihrer Sonderorganisationen aus unserer deutschen Sicht nach 
nunmehr zwölf Jahren Mitarbeit zu beurteilen ist, welchen Nut
zen w i r aus unserer Mitarbeit gezogen haben, wo wi r Möglich
keiten realistischer Verbesserungen sehen. 
Zunächs t ist festzustellen: Ohne die Vereinten Nationen wür
den unserer Außenpoli t ik wesentliche, uns längs t selbstver
s tändl iche Grundlagen fehlen. Die Vereinten Nationen setzen 
den weltweiten Rahmen für unsere Gewaltverzichtspolitik, un
sere Menschenrechtspolitik, unsere Entwicklungs- und Dritte-
Welt-Politik. Die Verankerung des universellen Gewaltverbots 
in der UN-Charta ist die Grundlage für ein funktionierendes 
System der internationalen Beziehungen. Das Gewaltverbots
prinzip der Charta ist zu einem der wichtigsten Pfeiler unserer 

Außenpoli t ik geworden. Unsere Gewaltverzichtspolitik in den 
Vereinten Nationen, aber auch in Stockholm, ist darauf gerich
tet, das Gewaltverbot praktisch durch ein Geflecht politischer 
Vereinbarungen zu s t ä rken . 
Unsere Zusammenarbeit mit den En twick lungs lände rn hat 
auch unser Vers t ändn i s für deren Anliegen vertieft und erst 
eine Dritte-Welt-Politik möglich gemacht, die i n Formulierung 
und Ausp rägung in unsere Außen- und Entwicklungspolitik ein
geflossen ist. Natür l ich hat es viele streitige und polemische 
Debatten gegeben und gibt sie heute noch über die Frage der 
Nord-Süd-Politik, aber niemand konnte am Anfang der Entkolo
nisierung das richtige Konzept bieten. In einer großen, weltwei
ten Diskussion haben w i r aus den Fehlern der ersten Dekaden 
gelernt. 
M i t der Bewegung der Blockfreien hat sich die Mehrheit der 
Staaten der Dri t ten Welt eine politische Organisationsform ge
geben, die innerhalb wie auße rha lb der Vereinten Nationen an 
Einfluß gewinnt. Das Auftreten der Blockfreien in den Verein
ten Nationen hat sich seit den siebziger Jahren stark ve ränder t . 
I n einer Reihe wichtiger Fragen treten die Blockfreien s t ä r k e r 
interessendifferenziert auf. Das gil t vor allem für die Behand
lung wirtschaftspolitischer Fragen. Politischer Maßs t ab der 
Blockfreien sind immer deutlicher ihre eigenen, individuellen 
Interessen und Prinzipien. Deshalb ist die Blockfreiheit heute 
auch als politisch gestaltender Faktor in den Vereinten Natio
nen ausgepräg te r als vor zehn Jahren. 
Die Bundesregierung und die westlichen Demokratien haben 
diese Blockfreien-Bewegung mehr und mehr erkannt als einen 
Faktor der Stabi l i tä t und der Friedenssicherung in der Welt. 
Wie sehr waren zunächs t noch die Feindbilder gepräg t von den 
Blockfreien als einer A r t Hilfsorganisation der kommunist i
schen Länder . Heute haben die Blockfreien erkannt, daß w i r k l i 
che Unabhäng igke i t i m Sinne von Blockfreiheit ihren Interes
sen am besten dient, und daß nicht die kommunistischen Län
der ihre na tü r l i chen Verbünde ten sind. Dies zeigt sich auch 
deutlich in der wirtschaftlichen Hilfe für die Staaten der Dr i t 
ten Welt. Al le in die Bundesrepublik Deutschland leistet mehr 
Entwicklungshilfe, inklusive der privaten Leistungen, als alle 
kommunistischen Staaten zusammengenommen. Auch das ist 
ein Ausdruck von weltweiter Verantwortung und Solidari tät . 

Bei der Festveranstaltung der 
Deutschen Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen im Weißen 
Saal des Neuen Schlosses zu 
Stuttgart am 8. November 1985 
in der ersten Reihe (v.r.n.l.): Mi
nisterpräsident Lothar Späth, 
Dr. Helga Timm, MdB, Vorsit
zende der DGVN, Bundesau
ßenminister Hans-Dietrich 
Genscher, Generaldirektor 
Prof. Dr. Erik Suy vom Genfer 
Büro der Vereinten Nationen, 
Oskar Bartheis, Vorsitzender 
des Landesverbands Baden-
Württemberg der DGVN. Am 
gleichen Ort hatte die am 
lO.Mai 1952 in Heidelberg ge
gründete DGVN 1977 ihr 25jäh-
riges Bestehen begangen 
(VN 3/1977 S.86ff.); >Anspruch 
und Wirklichkeit der Verein
ten Nationen hatte damals 

Bundestags-Vizepräsidentin 
Annemarie Renger miteinan
der verglichen. 
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Konflikteindämmung, 
Nord-Süd- und Menschenrechtsfragen 

A n der Schwelle zum fünften Jahrzehnt der Vereinten Nationen 
stellt niemand die Existenz der Vereinten Nationen und ihrer 
Sonderorganisationen i n Frage. I m Zentrum der Über legungen 
steht die Frage, wie sie verbessert und ges t ä rk t werden können . 
Wir sind nicht mi t allem einverstanden, was in dieser Weltorga
nisation und ihren Sonderorganisationen geschieht. Nur: Ab
seitsstehen, Austreten w i r d die Situation nicht verbessern, son
dern eher die Mänge l ve r s t ä rken . Es würde uns die Möglichkeit 
nehmen, unsere Verantwortung i n dieser großen Organisation 
wahrnehmen zu können . 
I n den Vereinten Nationen m ü s s e n wi r auch die kulturelle 
Dimension der Zusammenarbeit s t ä rke r erkennen, so wie wi r 
uns in Europa auf die kulturelle Ident i tä t besinnen. Das Kultur
forum i n Budapest ist zum Beispiel eine k ü h n e und wagnisbe
reite Veranstaltung zwischen West und Ost. Der Nord-Süd-Dia
log ist ebenso dringend geboten, u m den Völkern der Dri t ten 
Welt i m Prozeß der Nationwerdung zu helfen, sich ihrer eigenen 
kulturellen Ident i tä t zu besinnen und sie nicht der Überfrem
dung auszusetzen. So wie die europä ische Kul tur undenkbar ist 
ohne die großen Bei t räge all ihrer Völker, so ist auch das kultu
relle Erbe der Menschheit undenkbar ohne die Bei t räge aller 
Völker. Sich darauf zu besinnen und anzuerkennen, was andere 
leisten und geleistet haben in ihrer großen, der jahrtausendeal
ten Geschichte der Menschheit, ist nicht nur Kulturnostalgie, 
sondern aktive Friedenspolitik. Das Predigen von H a ß gegen 
andere Völker hat stets damit begonnen, daß man ihre kulturel
len Leistungen herabgesetzt und diffamiert hat. Achtung vor 
den kulturellen Leistungen anderer, das ist Friedensgesin
nung. 

Sachlich erfordert die Weiterentwicklung eines funktionsfähi
gen Systems der internationalen Zusammenarbeit vor allem 
klare Zielsetzungen und den politischen Willen, sie zu verwirkl i 
chen. Entscheidend dabei w i r d sein, daß w i r uns auf die Kern
probleme, denen w i r uns gegenübersehen , konzentrieren, daß 
wi r Schwerpunkte setzen. Das umfassende Fr iedensvers tänd
nis der Charta sollte uns dabei Maßs t ab sein. Ich w i l l dies an 
drei wichtigen Bereichen - >Konfliktverhütung<, >Nord-Süd-Po-
litik< und >Menschenrechte< - e r läu te rn . 
Zentrales Ziel unserer Arbeit i n den Vereinten Nationen w i r d 
auch künftig die umfassende Kr iegsverhü tung und Friedenssi
cherung sein. Diesem Ziel dient neben unserem Engagement in 
Fragen der Abrüs tung und Rüstungskont ro l le unser Konzept 
zur Vorbeugung von internationalen Konflikten. 
Damit die bilateralen wie die multilateralen Verhandlungen i m 
Abrüs tungsbere ich Erfolg haben können , m u ß mehr Vertrauen 
zwischen den Staaten geschaffen werden. Aktive B e m ü h u n g e n 
u m Vertrauensbildung sind unerläßl ich. Darum ist die Grund
satzdiskussion, die in den Vereinten Nationen h ie rüber geführt 
wi rd , von so großer Bedeutung. Der Abrüs tungskommiss ion der 
Vereinten Nationen liegt ein von uns entwickelter Katalog von 
Leit l inien für weltweit und regional anwendbare Vertrauensbil
dende M a ß n a h m e n vor. Den Vereinten Nationen kommt aber 
auch in anderen Bereichen eine wichtige Rolle bei der Konfl ikt
e i n d ä m m u n g und -Verhütung zu. So dient die Durchführung 
friedenssichernder Operationen, die den Konsens aller betroffe
nen Staaten erfordern, dem Ziel der Konf l ik te indämmung. Sie 
sind eine unverzichtbare Ergänzung der B e m ü h u n g e n um eine 
friedliche Beilegung von Konflikten. Friedenstruppen der Ver
einten Nationen k ö n n e n maßgebl ich zu einem Kl ima beitragen, 
in dem politische Lösungen erst möglich werden. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat dieses wichtige Mi t te l der 
Friedenssicherung bereits i n der Vergangenheit politisch, f i 
nanziell und logistisch nach Kräf ten unters tü tz t . Wir werden 
dies auch in Zukunft tun. Unser Konzept der Vorbeugung von 
Konfl ikten manifestiert sich in unseren B e m ü h u n g e n um eine 
S t ä rkung und einen Ausbau der ver fügbaren Instrumente der 
Friedenssicherung in den Vereinten Nationen. Wir setzen uns 

nachhaltig für eine S t ä r k u n g der p räven t iven Funktionen des 
Sicherheitsrats und des G e n e r a l s e k r e t ä r s ein. 
Der G e n e r a l s e k r e t ä r hat dazu in den vergangenen Jahren eine 
Reihe von konkreten Vorschlägen gemacht, die w i r un te r s tü t z t 
haben. Wir selbst haben Vorschläge zur Vorbeugung von inter
nationalen Konfl ikten unterbreitet. Sie zielen auf ein frühzeiti
ges Eingreifen von Sicherheitsrat und G e n e r a l s e k r e t ä r i n K r i 
senfäl len ab. Dazu bedarf es eines effektiven politischen Früh
warnsystems. Der Sicherheitsrat sollte in s t ä r k e r e m Maße als 
Verhandlungsforum auch für die Streitparteien drohender Kon
flikte genutzt werden. Informelle Verhandlungen in der Entste
hungsphase von Konfl ikten k ö n n e n zu größerer Transparenz 
der Absichten von Konfliktparteien, ihrer Motive und zum Ab
bau von Unsicherheit beitragen. Dazu sollten auch die Möglich
keiten stiller Diplomatie des Gene ra l s ek re t ä r s i n s t ä r k e r e m 
Umfang genutzt werden. Wir m ü s s e n i hm die Möglichkeit ge
ben, zunehmend als objektive, dritte Kraf t zu agieren. 
Dem Ziel der Vorbeugung von Konfl ikten dient i n gleicher 
Weise unsere Flüchtl ingsini t iat ive. Riesige Flücht l ingss t röme 
i n allen Teilen der Welt sind zu einer ernsten Bedrohung des 
Friedens geworden. Sie schaffen unendliches Leid für die be
troffene Menschheit. Sie sind eine Gefahr nicht nur für die 
betroffenen Länder , sondern für alle umliegenden Staaten. Sie 
k ö n n e n zur Destabilisierung ganzer Regionen führen. Die hu
m a n i t ä r e Betreuung der Flücht l inge m u ß ein wichtiges Anlie
gen der Staatengemeinschaft bleiben. Aber das allein reicht 
nicht aus. Erforderlich ist die Beseitigung der wirkl ichen Ursa
chen von Flücht l ingsbewegungen. Dem dienen unsere Vor
schläge zur Vermeidung neuer Flücht l ingss t röme. Eine von der 
Generalversammlung eingesetzte Expertengruppe w i r d voraus
sichtlich schon 1986 konkrete Empfehlungen dazu vorlegen. 
Ein zweiter, zentraler Schwerpunkt unserer Arbeit i n den Ver
einten Nationen w i r d auch zukünftig unsere Zusammenarbeit 
mi t der Dri t ten Welt sein. Ich habe auf die Rolle der Blockfrei-
en-Bewegung i n den Vereinten Nationen hingewiesen. Wir er
kennen die wachsende Differenzierung der Dri t ten Welt auch 
bei der Erö r t e rung wirtschaftlicher Fragen in den Vereinten 
Nationen. Hier haben sich die Entwick lungs länder zur soge
nannten Gruppe der 77 zusammengeschlossen. Es sind inzwi
schen 126 Mitglieder. Unverkennbar ist ein Trend dieser Staa
ten zu kooperativen Formen der Zusammenarbeit, zum Interes
senausgleich, zu mehr Pragmatismus. Die ideologischen 
Schlachten liegen eigentlich schon fast hinter uns. Eindrucks
volles Beispiel für dieses sich ä n d e r n d e Bewußtse in der Dri t ten 
Welt ist das Zustandekommen der >Erklärung übe r die kritische 
Wirtschaftslage in Afrika< w ä h r e n d der 39. Generalversamm
lung. Sie ist ein Produkt enger und vertrauensvoller Zusam
menarbeit zwsichen den unmittelbar betroffenen Lände rn 
Afrikas und den Mitgliedern der Europä i schen Gemeinschaft. 
Der Nord-Süd-Dialog hat sich i n den letzten Jahren nicht nur 
versachlicht. Er wurde auch zunehmend von den großen Foren 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen oder der 
UNCTAD i n die Fachorganisationen von I M F , Weltbank und 
GATT verlagert. Auch diese Entwicklung k ö n n e n w i r nur be
grüßen. Wir dürfen aber die großen Z u s a m m e n h ä n g e der Ent
wicklungsprobleme der Dri t ten Welt nicht aus den Augen ver
lieren. Trotz ungezäh l t e r ungelös ter Probleme haben die Ent
wicklungs länder insgesamt eindrucksvolle Leistungen er
bracht. Ungelöst ist das Problem der Bevölkerungspoli t ik. 
Die landwirtschaftliche Produkt iv i tä t und der Grad der Indu
strialisierung konnten in vielen Lände rn in beeindruckender 
Weise gesteigert werden. Dennoch stehen w i r u n v e r ä n d e r t vor 
großen Problemen, bei denen w i r unsere eigene Verantwortung 
als Industriestaaten des Nordens gar nicht hoch genug anset
zen können . Besonders dringend ist zum Beispiel die Lösung 
des Verschuldungsproblems. Die hohe Auslandsverschuldung 
vieler Entwick lungs länder stellt nicht nur eine ernste Gefahr 
für das internationale Wirtschafts- und Finanzsystem dar. Es 
geht auch um die sozialen und politischen Folgen der unabding
baren, strukturellen Anpassungen i n den Schuldner ländern . 
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Derartige Anpassungsprozesse dürfen nicht u m den Preis poli
tischer und sozialer Ins tabi l i tä t und mi t dem Verlust demokrati
scher Ordnung erkauft werden. Man sehe sich einmal die Pro
bleme an, vor denen die Staaten Lateinamerikas stehen, die 
eben wieder zur Demokratie zu rückgekehr t sind wie Brasilien, 
Argentinien, Uruguay. 
Die Staats- und Regierungschefs vor allem der lateinamerikani
schen Länder haben in der d ies jähr igen Generaldebatte der 
40. Generalversammlung eindringlich auf die Destabilisierung 
der Verschuldungsproblematik hingewiesen. Wir m ü s s e n uns 
dessen bewußt sein, daß die aus der internationalen Verschul
dungskrise erwachsenen Probleme auch uns be rühren , zum 
Teil sogar ganz unmittelbar. Zum Teil tragen w i r selbst zu den 
Problemen bei. So konkurrieren am Weltmarkt zum Beispiel 
die Vereinigten Staaten von Amerika einerseits und die Euro
päische Gemeinschaft andererseits mi t hoch subventionierten 
Agrarprodukten. Die Entwicklungsländer , die auf den Export 
von Agrarprodukten angewiesen sind, k ö n n e n nicht mehr zu 
gleichen Preisen anbieten. A n diesem Beispiel w i r d deutlich, 
wie sehr w i r voneinander abhängig sind, wie sehr w i r alle Ver
antwortung tragen. Diese Probleme werden sich nur durch ei
nen vertrauensvollen Dialog lösen lassen. Strukturwandel ist 
schwierig, das wissen wi r aus dem eigenen Lande. Struktur
wandel ist unendlich schwieriger, weltweit gesehen. 
Genauso wichtig wie die entschlossenen A n p a s s u n g s m a ß n a h 
men der Schu ldner länder ist aber auch eine solide Wirtschafts
und Finanzpolitik in den Indus t r ie ländern , die zu möglichst 
geringen Zinsen auf den Kap i t a lmärk t en führt und den Ent
wick lungs ländern ermöglicht , die für den Schuldendienst benö
tigten Devisen durch Exporte in die Indus t r i e l änder zu verdie
nen. 
Drit ter Schwerpunkt unserer Arbei t i n den Vereinten Nationen 
sind die Menschenrechte. Für unsere Außenpoli t ik ist die För
derung und die Sicherung der Menschenrechte zu einem we
sentlichen, unverzichtbaren Anliegen geworden. Die Grundlage 
hierfür ist die von den Vereinten Nationen bewirkte völker
rechtliche Entwicklung. Die Vereinten Nationen haben mi t ih
rem Vers tändn i s der Menschenrechte zum ersten Mal in der 
Geschichte den einzelnen, individuellen Menschen zum Träge r 
von Völkerrechten, von international geschütz ten Grundrechten 
gemacht. Es geht darum, das in die Praxis umzusetzen. 
Die Regierungen der Staaten m ü s s e n sich für die Behandlung 
ihrer eigenen S taa t sbü rge r vor der Staatengemeinschaft ver
antworten. Jede Regierung m u ß ihre eigene Politik am Men
schenrechtskatalog der Vereinten Nationen messen lassen. A n 
den bürger l ichen Freiheitsrechten, den wirtschaftlichen und so
zialen Rechten. Dabei weiß ich, daß die Verwirkl ichung der 
menschenrechtlichen Grundsä tze in der politischen Wirkl ich
keit noch immer auf erhebliche Widers tände stößt. Die Zahl der 
Länder mi t wi rk l i ch garantierten Menschenrechten ist noch 
immer begrenzt. Wenn der Weg von der Rechtlosigkeit über die 
Rechtsetzung bis h in zur Durchsetzung des Rechts in der Staa
tengemeinschaft oft weit ist, m ü s s e n wi r alles tun, damit er tat
sächlich beschritten wi rd . 
Die Bundesrepublik Deutschland hat schon immer aktive Men
schenrechtspolitik betrieben, vor allem praktische Menschen
rechtspolitik. Dies beweist beispielsweise unser Einsatz für die 
Verabschiedung der Schlußakte von Helsinki. Die Menschen
rechte stehen seither auf gleicher Ebene mi t anderen völker
rechtlichen Prinzipien des zwischenstaatlichen Umgangs. 
Hierzu ist politischer Dialog mi t den Verantwortlichen der je
weiligen Staaten erforderlich, dies ist die Frage der Instru
mente zur Durchsetzung der Menschenrechte. 
Wenn w i r von den Menschenrechten sprechen, denken w i r oft 
an die großen Namen der Betroffenen, denen ihre Menschen
rechte vorenthalten werden. Vergessen w i r über den großen 
Namen nie die vielen, vielen Unbekannten, die leiden und für 
die wi r uns in gleicher Weise einzusetzen haben. 
Uns geht es darum, daß wi r schnell die Folter-Konvention zeich
nen, daß w i r in den Vereinten Nationen für etwas kämpfen, was 

unser Grundgesetz auszeichnet, nämlich die Abschaffung der 
Todesstrafe. Die Bundesrepublik Deutschland setzt sich in den 
Vereinten Nationen dafür ein, sie weltweit abzuschaffen. Dieser 
Vorschlag zielt darauf ab, die unbedingte Achtung des mensch
lichen Lebens zu fördern. Wir werden auch nicht nachlassen, 
uns in den Vereinten Nationen für einen Hohen Menschen
rechtskommissar der Vereinten Nationen einzusetzen. Die Krö
nung dieser Entwicklung m u ß die Schaffung eines UN-Men
schenrechtsgerichtshofes sein, so wie wi r schon einen Europäi 
schen Menschenrechtsgerichtshof haben. 

Die Notwendigkeit des Interessenausgleichs 

Die Vereinten Nationen stehen an der Schwelle zum fünften 
Jahrzehnt ihres Bestehens vor schwierigen Aufgaben. Die vor 
uns liegenden Probleme werden noch komplexer sein, so das 
Problem des Weltraumes und des Schutzes der na tür l ichen Le
bensgrundlagen. Es w i r d der Ausschöpfung aller geistigen, poli
tischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten der Weltorganisa
tion und aller Mitgliedstaaten bedürfen, um sie zu lösen. Not
wendig ist aber auch eine Se lbs tbeschränkung der Vereinten 
Nationen auf die Behandlung der wi rk l ich wichtigen Fragen, 
denen w i r uns gegenüber sehen . Nur ein gerechter Interessen
ausgleich aller Staaten nutzt dem wohlverstandenen, aufgeklär
ten, nationalen Eigeninteresse. 
Die Lösungen für die fundamentalen Probleme unserer Zeit 
m ü s s e n auf eine breite Basis gestellt werden. Deshalb ist es not
wendig, auf mehr Konsensentscheidungen hinzuarbeiten. Kon
sens bedeutet: echter Interessenausgleich, nicht verbale Kom
promisse. Nur die Beschlüsse, die mi t der politischen Zustim
mung aller Interessengruppen angenommen werden, haben 
eine realistische Aussicht, auch in praktische Politik umgesetzt 
zu werden. Dazu bedarf es des Augenmaßes , der Vers tänd i 
gungsbereitschaft und des langen Atems. 
Gene ra l s ek re t ä r Perez de Cuellar hat eine Reihe von Vorschlä
gen für eine Verwaltungsreform der Vereinten Nationen ge
macht. Die ehemaligen Präs iden ten der Generalversammlung, 
unter ihnen auch der deutsche Botschafter von Wechmar, ha
ben ihrerseits Möglichkei ten zur Rationalisierung der Verfah
ren, zu effektiverer Arbeit aufgezeigt. Diese Ansä tze sind rich
tig, sie werden von uns unters tü tz t . Woran es mangelt, ist die 
Entschlossenheit vieler Regierungen, sich diese guten Ideen zu 
eigen zu machen. Es gibt keine Alternative zum Ausbau der 
Instrumente internationaler Zusammenarbeit. Wir haben m i t 
der Europä i schen Gemeinschaft ein Beispiel regionaler Zusam
menarbeit geschaffen. I n dieser Gemeinschaft gestalten L ä n d e r 
und Völker miteinander ihre Zukunft, die sich f rüher in Feind
schaft, oder, was für Deutsche und Franzosen gesagt wurde, in 
Erbfeindschaft gegenübers tanden . Fü r mittlere und kleinere 
Staaten bietet dieser regionale Verbund eine gute Gelegenheit, 
die eigenen wirtschaftlichen, politischen und sicherheitspoliti
schen Probleme in ein gemeinsames Ganzes einzubeziehen. 
Überal l i n der Welt entstehen solche regionalen Gruppierungen. 
Die ASEAN-Länder sind ein Beispiel. Wir kooperieren mi t ih
nen. I n Luxemburg haben wi r ein Kooperationsabkommen mi t 
den Staaten Zentralamerikas abgeschlossen. Auch das ist ein 
Beispiel weltweiter Verantwortung der Europäer . 
Wir werden uns als engagierte Verfechter der Vereinten Natio
nen bei allem Realismus und realistischem Bewußtse in der 
Mängel nicht von den Kr i t i ke rn und Miesmachern beeindruk-
ken lassen. Winston Churchill hat einmal gesagt, die Demokra
tie sei die schlechteste aller Staatsformen, außer den anderen, 
die man schon ausprobiert habe. Das gleiche kann man auch 
für die Vereinten Nationen sagen. 

Auf den Geist kommt es an, i n dem dort gearbeitet wird , auf den 
Geist des Friedens, der Vers tändigung, der Achtung für andere 
Völker. Wenn dieser Geist sich durchsetzt, dann werden w i r i n 
zehn Jahren eine bessere Bilanz ziehen, als wi r es heute tun 
können . Dafür wollen w i r auch hier in unserer Deutschen Ge
sellschaft für die Vereinten Nationen zusammenarbeiten. 
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Die Entwicklungshilfe der DDR 
Von der Qualität zur Quantität? 

Ungewohnte Publizität 

Erstmals hat die Deutsche Demokratische Republik — wie 
auch die Sowjetunion — i m Jahre 1982 durch ihren Vertreter in 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen Zahlen über 
ihre materielle Un te r s tü t zung der Entwick lungs länder vorge
legt. In den Jahren darauf folgten ähnl iche Mitteilungen. Ge
messen an der langjähr igen extremen Zurückha l tung in bezug 
auf offizielle Verlautbarungen kommt dies fast einer Publizi
t ä t s k a m p a g n e gleich — teils i m Rahmen der UNCTAD V I in 
Belgrad, teils wiederum in der Generalversammlung 1: 

DDR-Hilfe (nach eigenen Angaben) 

1981 1 529,7 Mill Mark 
1982 1 587,7 Mill Mark 
1983 1 662,4 Mill Mark 
1984 1 820,4 Mill Mark 

Diese Informationen sind beachtlich, wei l sich die DDR zuvor 
dagegen gesperrt hatte, daß der Umfang ihrer Hilfe mi t dem 
anderer Staaten verglichen wird . Ohnehin sei ihre entwick
lungspolitische Zusammenarbeit qualitativ besser und auf die 
>objektiven Bedürfnisse< der Entwick lungs länder abgestimmt. 

Methodische Hindernisse 

Allerdings sind die nun ver fügbaren Angaben zum Hilfevolu
men sehr pauschal gehalten, so daß nicht zu erkennen ist, wie 
sich die Bet räge zusammensetzen und ob es sich um Zusagen 
oder bereits erfolgte Leistungen handelt. Bekannt ist nur, daß 
es sich u m materielle und finanzielle Hilfe handele, mi t der Ent
wicklungs länder und Befreiungsbewegungen un te r s tü t z t wür
den. Dem Vergleich mi t westlichen Lände rn stehen — ganz 
abgesehen von der Wahl geeigneter Wechselkurse — einige 
Abgrenzungsunterschiede i m Wege, wei l 
— die i m Westen übl icherweise verwendete Leistungskategorie 

sich auf die wirksam gewordenen Bet räge , die Auszahlun
gen, bezieht, von denen die Tilgungen abgesetzt sind ( = Net
toauszahlungen) ; 

— >Entwicklungshilfe< i m Berichtssystem der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
vergüns t ig te Kredite und nicht - rückzahlbare Zuschüsse um
faßt, nicht aber Handels- und Finanzkredite zu marktübl i 
chen Bedingungen; 

— mil i tär ische Unte r s tü tzung nach der OECD-Abgrenzung 
nicht zur Entwicklungshilfe zählt; 

— Technische Hilfe auf westlicher Seite traditionell unentgelt
lich ist. 

I n Anbetracht der mageren Informationen aus offiziellen Quel
len über die Aufteilung des DDR-Hilfeprogramms liegt es nahe, 
auf westliche Schä tzungen auszuweichen. Unter diesen Quellen 
sind die Angaben des US-Geheimdienstes CIA i m allgemeinen 
am aktuellsten, differenzieren jedoch nur unzureichend unter 
den Mitgl iedsländern des Rates für gegenseitige Wirtschafts
hilfe (RGW) und lassen i m übr igen wenig zur angewandten 
Methodik erkennen. Wird, aufbauend auf diesem Material, bei 
den von der NATO benutzten Zahlen n a t u r g e m ä ß starker Wert 
auf den mi l i tä r i schen Bereich gelegt, versucht das Sekretariat 
des Entwicklungshilfeausschusses (Development Assistance 
Committee, DAC) der OECD von den bekannt gewordenen In
formationen das aufzugreifen, was Leistungen auf westlicher 
Seite vergleichbar ist. So w i r d aus den zugängl ichen Angaben 
betroffener Länder , aus Pressemitteilungen und sonstigen Be
richten 2 nach den Normen und Kri ter ien des Berichtssystems 
der 17 DAC-Mitgliedsländer eine Statistik geführt, mi t der un
ter anderem das Hilfeprogramm der DDR i n groben quantitati
ven Umrissen abgebildet werden soll. Ein derartiger Versuch 
en thä l t notwendigerweise Schwächen; ein exakter Vergleich ist 
auf diesem Gebiet aber auch gar nicht mögl ich 3 . 

S I E G F R I E D S C H U L T Z 

Folgt man den Angaben der OECD, hat sich die DDR-Hilfe in 
den achtziger Jahren in einer Größenordnung von jähr l ich rund 
200 M i l l US-Dollar bewegt 4. Der Wert für 1983, die j üngs t e ver
fügbare Zahl nach dieser Quelle, deutet darauf hin, daß dieses 
Niveau nicht gehalten werden konnte 5 . 

Konditionen 

Über die (finanziellen) Bedingungen der Hilfe ist aus offiziellen 
DDR-Quellen wenig Konkretes bekannt. Die Mitteilungen — 
auch in den Gremien der Vereinten Nationen — erschöpfen sich 
i m allgemeinen in dem Urteil , daß die Bedingungen für die 
Empfänger vorteilhaft seien 6. I n der westlichen Literatur finden 
sich zu den Konditionen verschiedene Angaben, die i m wesent
lichen darauf hinauslaufen, daß die langfristigen »Aufbaukredi-
te« übe r 8 bis etwa 12 Jahre laufen und mi t 2,5 bis 3 Prozent zu 
verzinsen sind 7 . (Demgegenüber sind die Lieferkredite h ä r t e r 
konditioniert.) Die Verpflichtung zur Rückzah lung setzt bei den 
Leistungen zu vergüns t ig ten Bedingungen i m allgemeinen ein 
Jahr nach Fertigstellung der Projekte ein. Güns t ig für die Ent
wick lungs länder sind Vereinbarungen, nach denen die T i l 
gungsleistungen mi t Produkten der kreditierten Anlage oder i m 
Wege der Lieferung mi t sonstigen Erzeugnissen des Landes 
erbracht werden können . Wenig Erkenntnisse liegen vor übe r 
Regelungen, nach denen ein Teil der Rückzah lungen in konver-
tibler W ä h r u n g zu leisten ist. Ebenfalls zu Lasten der Entwick
lungs länder geht es, wenn die Kosten der von der DDR entsand
ten Berater »zu einem erheblichen Teil auch von den Empfän
ge r l ände rn g e t r a g e n « 8 werden. 
I n aller Regel sind die Leistungen str ikt liefergebunden. Dies 
ergibt sich quasi automatisch, wenn die Hilfe i n Form von Sach
gü te rn stattfindet; bei finanziellen Leistungen führt die feh
lende Konvert ibi l i tä t gegenüber harten W ä h r u n g e n zum 
gleichen Ergebnis. Fehlender Preiswettbewerb unter Anbietern 
aus der DDR und anderen RGW-Ländern w i r k t i n die gleiche 
Richtung. 

Sektorale Akzente 

Die Unte r s tü t zung staatlicher Planung ist eine zentrale Auf
gabe i m Rahmen der DDR-Entwicklungshilfe. Dasselbe gil t für 
die Fö rde rung von Schlüsse lbere ichen der industriellen Pro
duktion. Hier mischen sich Elemente der Hilfe und des Han
dels; i n einer Reihe von Fäl len dürfte es sich bei dem Einsatz 
von Experten um den Export der DDR fördernde M a ß n a h m e n 
handeln. Von der DDR w i r d die Aus- und Fortbildung bezie
hungsweise die gesamte Personelle Hilfe besonders herausge
strichen. I n diesem Zusammenhang ist zu e r w ä h n e n , daß auch 
Erwachsenenbildung und der Aufbau von Massenmedien unter
s tütz t werden 9 . Die Formen der Personellen Hilfe reichen von 
der Fortbildung von Praktikanten und der Weiterbildung von 
zukünft igen >Kadern< aus Entwick lungs ländern über die Be
reitstellung von Studienplä tzen an DDR-Fach- und -Hochschu
len bis zur Entsendung eigener Fachkräf te . Ein nicht n ä h e r 
bekannter Tei l der Bera tungs tä t igke i t von DDR-Experten ent
fällt auf den mi l i tä r i schen Bereich 1 0 . 
Quantitativ kommt der Berufsausbildung sowie der beruflichen 
Weiterbildung die größte Bedeutung zu. Dieser Akzent dürfte 
auch i m Interesse der P a r t n e r l ä n d e r liegen. Das Verhäl tn is von 
beruflicher Qualifizierung und dem Besuch einer Hoch- oder 
Fachschule soll i n den siebziger Jahren bei knapp 4 zu 1 gele
gen haben. Anfang der achtziger Jahre hat sich diese Quote 
noch erhöht . Nach den Mitteilungen i n der Generalversamm
lung und i m Rahmen der sechsten Welthandelskonferenz hiel
ten sich zuletzt über 30 000 Personen aus En twick lungs ländern 
zur beruflichen Aus- und Fortbildung in der DDR auf. 
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Tabelle 1 
Personelle Hilfe der DDR 

(betreute Personen aus Entwicklungsländern 
oder dorthin entsandte Experten) 

Jahr 8 1981 1982 1983 1984 

Berufliche Aus- und Weiter
bildung 1 5 in der DDR 
— gesamt 
— Abschluß 

26 488 
5 088 

29 249 
4 222 

29 157 
6 522 

26 247 
10 465 

Hoch- und Fachschulbesuch0 

in der DDR 
— gesamt 
— Examen 

5 709 
1 519 

5 951 
1435 

6 573 
1 562 

7 388 
1753 

Entsendung von DDR-
>Fachkadern< d 954 814 793 788 
Medizinische Behandlung e 

in der DDR (650) 889 740 

a Zahlenangaben im allgemeinen per Jahresende. 
b Industrie (Metallverarbeitung), Bergbau, Bauwesen, Landtechnik, Pflan

zen- und Tierproduktion, Erziehungswesen, Gesundheitswesen, Betriebs
wirtschaft, Finanzwesen und Planung. 

c Techniker, Agronomen, Verkehrsexperten, Ingenieure, Ökonomen, Päd
agogen und Ärzte. 

d Ökonomen, Ingenieure, Lehrer in allgemeinbildenden Schulen, Berufs
schullehrer, Ärzte und sonstiges medizinisches Personal. 

e Kostenlose ambulante oder stationäre Behandlung von Patienten aus Ent
wicklungsländern, darunter Mitgliedern nationaler Befreiungsbewegun
gen. 

Quellen: siehe Anmerkung 1. 

Die Entsendung von Spezialisten w i r d i m Rahmen von Abkom
men über wissenschaftlich-technische oder kulturelle Zusam
menarbeit durchgeführ t . Während der zum Teil mehr j äh r igen 
Aufenthalte bilden die Experten, wie auch bei Projekthilfe an
derer Lände r üblich, i m allgemeinen einheimisches Fachperso
nal fort. Über die Konditionen, zu denen dieses berufliche Trai
ning und die Bereitstellung von S tudienplä tzen erfolgt, ist 
nichts Nähe re s bekannt. Soweit die Experten i m Zusammen
hang mi t der Lieferung von Anlagen und Aus rüs tungen ent
sandt werden, findet die Kooperation nach den vorliegenden 
Informationen überwiegend zu kommerziellen Bedingungen 
statt. Hingegen ist der Einsatz von Lehrern und Ärzten für das 
betreffende Entwicklungsland kostenfrei. 

Geographische Konzentration 
Wie bei allen anderen RGW-Ländern geht auch der Hauptteil 
der DDR-Hilfe in sogenannte sozialistische oder sozialistisch 
orientierte Entwicklungs länder . Da die materielle Unters tü t 
zung der ökonomisch rücks tänd igen RGW-Mitglieder Kuba, 
Mongolei und Vietnam politisch Vorrang hat, lassen die be
grenzten Mit te l da rübe r hinaus nicht viel Manövr i e r r aum. Zum 
Teil entsprechen die DDR-Schwerpunk t l änder für die Entwick
lungshilfe an die Drit te Welt dem Muster der RGW-Staaten als 
Gruppe 1 1 , zum Teil sind sie Ausdruck einer gewissen >blockin-
ternen< Arbeitsteilung. So ist eine Konzentration auf afrikani
sche Länder (vor allem Angola, Mosambik) sowie den Nahen 
Osten beziehungsweise arabische Lände r (Ägypten, Algerien, 
Irak, Demokratischer Jemen und Syrien) zu beobachten. 

0,7-Prozent-Ziel 
Bereits für die Zweite Entwicklungsdekade der Vereinten Na
tionen war festgelegt worden, daß jedes entwickelte Land jähr 
lich ein Prozent seines Bruttosozialprodukts (BSP) in Entwick
lungs länder transferieren solle; als Teilziel sollte die staatliche 
Entwicklungshilfe 0,7 v H erreichen. Abgesehen von einigen pro
gressiven Indus t r i e l ändern (vor allem die skandinavische Län
dergruppe ohne Finnland, zuzüglich Niederlande) war die >Per-
formance< der meisten Indus t r i e l änder eher schlecht 1 2; die mei
sten OPEC-Länder wiesen hingegen hervorragende Werte auf 
(siehe Tabelle 2). I m Zuge der Formulierung der Internationa
len Entwicklungsstrategie für die Dritte Dekade wurde das Ziel 

für die öffentliche Entwicklungshilfe (Official Development As
sistance, ODA) bes tä t ig t und zeitlich präzisier t : Bis 1985, späte
stens bis zum Ende der Dekade sollte die ODA/BSP-Quote 0,7 
v H betragen und zudem möglichst bald danach ein Prozent 
erreichen. 

Über viele Jahre hinweg — auch nach ihrem UN-Beitri t t — hat 
die DDR (wie auch die anderen industrialisierten RGW-Mitglie
der) dieses Ziel ignoriert und den ganzen Gedanken einer >Ent-
wicklungssteuer< zurückgewiesen . Diese Position hat sich of
fenbar i m Zuge der Verlautbarungen in Gremien der Vereinten 
Nationen in eine aufgeschlossenere Haltung veränder t . I n den 
gleichen Dokumenten, in denen die Gesamtzahlen der jähr l i 
chen DDR-Bei t räge genannt wurden, finden sich auch Prozen-
tual-Angaben. Sie sind allerdings auf das Nationaleinkommen 
bezogen. Danach habe 1981 die Quote 0,78 betragen, sich für die 
Jahre 1982 und 1983 auf jeweils 0,79 e rhöh t und 1984 bei 0,82 v H 
gelegen 1 3 . 

Tabelle 2 
BSP-Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe in Prozent 

Nettoauszahlungen 1970 1975 1980 1981 1982 1983 

DAC-Länder 
Niederlande  0,61 0,75 1,03 1,08 1,08 0,91 
Norwegen  0,32 0,66 0,85 0,82 0,99 1,06 
Schweden  0,38 0,82 0,79 0,83 1,02 0,85 
Dänemark  0,38 0,58 0,74 0,73 0,76 0,73 
Frankreich (einschließlich 
Übersee-Departements und 
-Gebieten)  0,66 0,62 0,64 0,73 0,75 0,74 
Frankreich (ohne Übersee-
Departements und -Gebiete) . 0,42 0,38 0,38 0,45 0,49 0,47 
Belgien  0,46 0,59 0,50 0,59 0,59 0,59 
Deutschland, 
Bundesrepublik  0,33 0,40 0,44 0,47 0,48 0,49 
Australien  0,62 0,65 0,48 0,41 0,56 0,49 
Kanada  0,41 0,54 0,43 0,43 0,41 0,45 
Großbritannien  0,39 0,39 0,35 0,43 0,37 0,35 
Finnland  0,06 0,18 0,22 0,28 0,30 0,33 
Japan  0,23 0,23 0,32 0,28 0,28 0,33 
Österreich  0,07 0,21 0,23 0,33 0,35 0,23 
Neuseeland  0,23 0,52 0,33 0,29 0,28 0,28 
Schweiz  0,15 0,19 0,24 0,24 0,25 0,32 
Vereinigte Staaten  0,32 0,27 0,27 0,20 0,27 0,24 
Italien  0,16 0,11 0,17 0,19 0,24 0,24 

DAC-Länder insgesamt  0,34 0,36 0,38 0,35 0,38 0,36 
Sonstige OECD-Länder  (0,03) 0,09 0,13 0,14 0,06 
OPEC-Länder 
Saudi-Arabien  5,60 7,76 5,09 3,54 2,61 3,53 
Kuwait  6,21 7,18 3,52 3,60 4,49 4,46 
Vereinigte 
Arabische Emirate  11,68 3,30 2,72 1,40 0,42 
Katar  15,58 4,05 3,77 0,89 0,42 
Irak  0,13 1,62 2,09 (0,47) 0,03 — 
Sonstige  0,28 0,66 0,18 0,16 0,08 0,14 

OPEC-Länder insgesamt ... 1,18 2,92 1,80 1,51 1,06 1,05 
RGW-Länder 
Sowjetunion  0,17 0,17 0,18 0,19 0,18 0,19 
Deutsche 
Demokratische Republik . . . 0,08 0,06 0,15 0,17 0,15 0,12 
Übriges Osteuropa  0,14 0,07 0,10 0,11 0,11 0,12 

RGW-Länder insgesamt  0,16 0,14 0,17 0,18 0,17 0,17 
Quelle: OECD, Zusammenarbeit im Dienst der Entwicklung. Jahresprüfung 

1984 (>Chairman's Reports deutsche Fassung), Paris 1984, S.314. 

»Mi t aller E n t s c h l o s s e n h e i t t r i t t d ie DDR für die leg i t imen R e c h t e 
der E n t w i c k l u n g s l ä n d e r e in , f inanzie l le und mater ie l le E n t s c h ä d i 
g u n g v o n j e n e n zu f o r d e r n , die in der V e r g a n g e n h e i t Ko lon ia l i smus 
b e t r i e b e n h a b e n u n d s i ch heu te neoko lon ia l i s t i sch verha l ten . D e n n 
es ist e ine Ta tsache , daß der b re i te S t r o m v o n G e w i n n e n s o w i e 
d e s >brain drain< n ich t aus d e m S ü d e n in d e n N o r d e n geht , s o n 
d e r n s i ch z w i s c h e n S ü d e n u n d N o r d w e s t e n absp ie l t .« 

Auszug aus einer DDR-Ver
lautbarung im Rahmen der 
UNCTAD VI in Belgrad; 
UN-Doc. TD/304 v. 14.6.1983, S.4. 
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»Sol idar i tät — das fes te Band der Z u s a m m e n g e h ö r i g k e i t der A r b e i 
ter und Werk tä t i gen aller Länder — verv ie l facht die Kräfte im Kampf 
g e g e n U n t e r d r ü c k u n g und A u s b e u t u n g , g e g e n K r i e g s d r o h u n g und 
Kr iegsgefahr . Sol idar i tät s tärk t die we l twe i te Front d e s Kampfes u m 
den Fr ieden. Die Werk tä t i gen unserer Republ ik , alle S c h i c h t e n un
seres Vo lkes , für die die ant i imper ia l is t ische in ternat ional is t ische 
Sol idar i tät sei t jeher Herzensbedür fn i s ist, s ind s ich ihrer h o h e n 
V e r a n t w o r t u n g für die so l idar ische U n t e r s t ü t z u n g der nat ionalen 
B e f r e i u n g s b e w e g u n g e n , der Kämpfer für nat ionale Unabhäng igke i t 
und soz ia len For tschr i t t bewußt . Und sie t ragen mit ihren S p e n d e n , 
die in v ie l facher Fo rm au fgebrach t w e r d e n , w ie eh und je zur s tänd i 
gen Auf fü l lung des zent ra len So l idar i tä ts fonds der DDR bei.« 

Auszug aus einem Interview 
mit KSeibt, Vorsitzender der 
Zentralen Revisionskommis
sion der SED und Präsident 
des Solidaritätskomitees der 
DDR; 
in: Horizont, Nr.17/1983, S.12. 

Diese Zahlen sind mi t den Werten auf Basis des BSP, der 
Haup tmeßgröße in dem von den Vereinten Nationen 1953 emp
fohlenen System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung, nicht 
vergleichbar. I m Rahmen der öst l ichen volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung — sie gil t auch für die anderen Planwirtschaf
ten i m RGW — ist das Nationaleinkommen die Hauptkennzif
fer. Vergleiche zwischen Ost und West werden dadurch behin
dert, daß die Preisbildung auf beiden Seiten völlig unterschied
lich ist und es Probleme bei der Wahl eines geeigneten Wechsel
kurses gibt 1 4 . Das Nationaleinkommen unterscheidet sich in
haltlich vom BSP westlicher Definition durch das Fehlen von 
Abschreibungen für den Kapitaleinsatz, doch vor allem durch 
die Nichtberücksicht igung der Wertschöpfung i n den >nicht-pro-
duzierenden< Wirtschaftsbereichen, also zum Beispiel Leistun
gen des staatlichen Bereichs, des Geld- und Versicherungswe
sens und sonstige Dienstleistungen. Daher m u ß die Quote der 
nach eigener Darstellung geleisteten Hilfe, bezogen auf die 
BSP-Basis, notwendig kleiner ausfallen als die oben angegebe
nen Verhä l tn i szahlen . Um wieviel, läßt sich nicht exakt ange
ben; nach überschläg iger Rechnung dürfte die UN-Zielmarke 
jedoch noch nicht erreicht sein. 
Folgt man angesichts der nicht n ä h e r aufgeschlüssel ten Daten 
auch bei der ODA/BSP-Quote wiederum dem Ansatz der OECD, 
so ergibt sich ein völlig anderes Bild, das n a t u r g e m ä ß von der 
benutzten Methode abhängt . I m großen und ganzen werden 
dabei die bekannt gewordenen Hilfeleistungen, einschließlich 
der >blockinternen< Hilfe an die ä r m e r e n Lände r der eigenen 
politischen Gruppierung, nach Erfahrungswerten auf Nettoaus
zahlungen umgerechnet und um Faktoren bereinigt, die nach 
dem OECD/DAC-Verfahren nicht zur eigentlichen Entwick
lungshilfe gehören . Dazu zählen insbesondere die Subventions
elemente bei der Preisgestaltung i m Außenhande l , also etwa die 
über dem Weltmarktniveau liegenden Abnahmepreise für kuba
nischen Zucker und eine günst ige Preisgestaltung bei der Liefe
rung von Erdöl. Der so ermittelte Betrag w i r d auf einen (westli
chen) S c h ä t z w e r t 1 5 für das (östliche) BSP bezogen. Die auf die
sem Weg ermittelten Kennzahlen lagen für die DDR Anfang 
der achtziger Jahre bei 0,15 bis 0,17 v H i m Jahr; 1983 fiel dieser 
Prozentsatz ab auf 0,12 v H 1 6 . Selbst wenn man die Werte etwas 
nach oben korrigiert — dies war der generelle Trend der Revi
sion i m Jahre 1984, als die OECD für die RGW-Hilfe eine Neube
rechnung durchgeführ t ha t 1 7 —, dürfte die Quote nur auf knapp 
0,20 v H steigen. 
Die dritte pauschale Zahlenangabe der DDR i m Rahmen der 
UN-Mitteilungen über den Umfang ihrer Entwicklunghilfe hat 
den Transfer an die am wenigsten entwickelten Lände r 
(LLDCs) zum Gegenstand. Als Teilergebnis der LLDC-Sonder-
konferenz der Vereinten Nationen i m Jahre 1981 in Paris wurde 
die Forderung formuliert, 0,15 v H des BSP sollten jähr l ich als 
Entwicklungshilfe für die ä r m s t e n Länder bereitgestellt wer
den. Dieses Ziel ist von den meisten Indus t r i e l ändern i m Prin
zip, jedoch ohne zeitliche Festlegung akzeptiert worden. Offen
bar mi t Bezug auf dieses Unterziel für die Hilfe an Länder der 
LLDC-Gruppe gab die DDR in UN-Gremien zu Protokoll, i m 
Jahre 1982 259 M i l l Mark und 1983 242,5 M i l l Mark zur materiel
len Unte r s tü tzung dieser Länderg ruppe beigesteuert zu haben. 
Diese Bet räge hä t t en 0,13 beziehungsweise 0,12 v H des DDR-
Nationaleinkommens entsprochen 1 8. 

Eine spezifische Form der DDR-Hilfe sind die sogenannten So
l idar i tä t sspenden. Dies sind Leistungen des Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbundes und eines speziellen Sol idar i tä tskomi
tees, die in Form von Hilfssendungen (Bekleidung, Medikamen
te, Nahrungsmittel, Zelte etc.) den Entwick lungs ländern zugute 
kommen. Darübe r hinaus handelt es sich um Er t r äge aus Sam
melaktionen des Roten Kreuzes. In diesem Punkt und bei den 
Sammelaktionen in den Betrieben handelt es sich um Beträge, 
die nach westlicher Zählweise zur privaten Entwicklungshilfe 
gerechnet würden . Aus den offiziellen Verlautbarungen ist 
nicht eindeutig zu erkennen, ob die Sol idar i tä t sspenden bereits 
in den zuvor genannten Summen enthalten sind. Dasselbe gil t 

für die Katastrophenhilfe; sie ging 1984 (90 M i l l Mark) nach 
eigenen Angaben vor allem in die Dürregebie te Äthiopiens . 

Ausblick 

Wahrscheinlich w i r d die DDR weiterhin darauf bedacht sein, 
keine getrennte Diskussion über ihre Entwicklungshilfean
strengungen zu führen, sondern auf einen integrierten Ansatz 
unter Einschluß der Handelsbeziehungen zu d r ä n g e n (>aid by 
trade<) 1 9. Es w i r d dabei interessant sein zu verfolgen, wie sich 
die DDR zu den — ve r s t ä rk t bei UNCTAD V und V I vorgebrach
ten — Forderungen der Entwick lungs länder stellen wird , die 
auf eine Aufstockung und eine s t ä rke r multilaterale Vergabe 
der Mi t te l hinauslaufen. Bislang ist der von der DDR über inter
nationale Organisationen vergebene Ante i l unerheblich. Nicht 
leicht w i r d es sein, gegenüber der Dri t ten Welt glaubhaft darzu
stellen, daß ein hochindustrialisiertes RGW-Land nur scheinbar 
zum wohlhabenden Norden zähl t und entsprechende Ansprü
che von einem i m Ansatz falschen Denken zeugten 2 0. 
Die bisher ziemlich stereotype Abwehr von materiellen Ansprü
chen seitens der Drit ten Welt mi t dem Hinweis auf die histori
sche Verantwortung der westlichen Indus t r i e l änder »für die 
Rücks tänd igke i t und die gegenwär t igen Probleme der Entwick
l u n g s l ä n d e r « 2 1 w i r d sich nicht auf Dauer durchhalten lassen. 
Zudem sollte das Fehlen — oder wie i m Falle der beiden deut
schen Staaten: die verb laßte Erinnerung — einer kolonialen 
Vergangenheit kein Hindernis für progressives Verhalten sein. 
Dafür gibt es gute Vorbilder, wie das Beispiel der Skandinavier 
belegt. 
I m Laufe der letzten Jahre ist deutlich geworden, daß es für die 
DDR — wie auch für die anderen RGW-Länder — immer 
schwieriger geworden ist, die Forderungen der Dri t ten Welt auf 
G e w ä h r u n g respektive E r h ö h u n g von Entwicklungshilfe mi t 
dem Argument abzuweisen, die sozialistischen L ä n d e r seien 
nicht für die ökonomischen Folgen des Kolonialismus verant
wortl ich. Die Unterscheidung zwischen Indus t r i e l ände rn des 
Westens und jenen mi t sozialistisch orientiertem Gesellschafts
system ist aus der Perspektive der En twick lungs länder weitge
hend irrelevant; es ist für sie der >Norden<, an den sie Forderun
gen richten. 
Sollte es allerdings in der Zukunft ta tsächl ich zu einem ver
s t ä r k t e n entwicklungspolitischen Engagement der DDR kom
men, w i r d auf Seiten der Bundesrepublik die ambivalente Hal
tung zur DDR-Hilfe deutlicher hervortreten: Einerseits w i r d ein 
höhe re r Mitteleinsatz zum Nutzen der Dri t ten Welt gefordert, 
andererseits w i r d ein Mehr an Entwicklungshilfe beargwöhnt , 
»wenn nicht (gar) als illegitime Einf lußsicherung k r i t i s i e r t« 2 2 . 
Solange auf seiten der DDR die Zurückha l tung anhäl t , offiziel
les Zahlenmaterial zur Entwicklungshilfe freizugeben, kann es 
nicht wundernehmen, daß i m Westen auf Schä tzungen zurück
gegriffen wird . Diese haben ihre methodischen Eigenheiten und 
sicher auch Schwächen, die mögl icherweise zu einem verzerr
ten Bi ld führen. Aber die Mißvers tändnisse und Fehldeutungen 
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l ießen sich a u s r ä u m e n beziehungsweise für die Zukunft ver
meiden, wenn die Informationspolitik der DDR liberaler wäre . 
Es ist festzuhalten, daß mi t der zaghaften Offenlegung die 
quantitativen Zielvorstellungen, die in diversen UN-Entschlie
ßungen verankert sind, nicht mehr in Bausch und Bogen abge
lehnt werden, und es ist zu hoffen, daß die neue Praxis der 
Publizi tät fortgesetzt wird . 
Wie die Dritte-Welt-Politik anderer (auch westlicher) Länder ist 
diejenige der DDR i m Bereich der Entwicklungshilfe von eige
nen Interessen bestimmt. Ganz sicher spielen h u m a n i t ä r e und 
karitative Motive bei der Hilfe für Entwick lungs länder eine 
Rolle, aber (außen)poli t ische dürf ten von p r ä g e n d e r Kraft sein 
und bleiben, w ä h r e n d ökonomischen Über legungen — zum Nut
zen der eigenen Wirtschaft — eine eher noch wachsende Bedeu
tung zukommen wi rd . 
Systemkonkurrenz wi rd auch i m Bereich der Entwicklungshilfe 
auf absehbare Zeit ihren festen Platz haben — auch wenn die 
wirtschaftlichen und sozialen Probleme in der Dri t ten Welt 
eher mehr als weniger werden. Entwicklungspolitik als Instru
ment kooperativen B e m ü h e n s zur Friedenssicherung und zum 
Abbau von Spannungen ist keine realistische Option in greifba
rer Nähe . Obwohl die beiden industriell hoch entwickelten Staa
ten in Deutschland von heutigen Krisenherden und künft igen 
Konfliktpotentialen in der südl ichen H e m i s p h ä r e ähnl ich oder 
gar g le ichermaßen betroffen sind, w ä r e es politisch illusionär, 
davon auszugehen, daß aus dieser Lage in absehbarer Zeit 
gemeinsame Antworten und Aktionen resultieren. 
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Die Welthandelsortinung im Spiegel des Protektionismus 
Pragmatismus statt konzeptioneller Weitsicht ROLAND WARTENWEILER 

>Protektionismus< ist zu einem modernen Schlagwort gewor
den. Politiker, Diplomaten und Geschäfts leute pflegen es i m 
negativen Sinne zu gebrauchen, wenn der eigene Handlungs
spielraum e ingesch ränk t wird , und positiv, wenn es die kurzfri
stigen Eigeninteressen zu verteidigen gilt. Der Begriff hat also 
eine emotionale Schlagseite aus dem Blickwinkel des unmittel
bar erkennbaren Eigennutzes. Längerfr is t ige Konsequenzen 
werden kaum je ins Kalkül einbezogen. Dies zeigt eine der 
landläufigen Definitionen. Nach Meyers Enzyklopädischem Le
xikon ist Protektionismus 
»die zusammenfassende Bezeichnung für eine Wirtschaftspolitik, spe
ziell eine Außenwirtschaftspolitik, die dem Schutz der Binnenwirtschaft 
oder von Teilen der Binnenwirtschaft vor ausländischen Konkurrenten 
dient.« 
Als Ziele einer solchen Wirtschaftspolitik werden Vollbeschäfti
gung, die Erreichung einer weitgehenden Autarkie aus polit i
schen G r ü n d e n sowie der Schutz der in ländischen Industrie 
oder Landwirtschaft genannt. Instrumente sind Zölle, Kontin
gentierungen, Devisenbewirtschaftung sowie Einfuhrregulie
rungen oder -verböte. 
Es ist aber fahrlässig, dem Protektionismus einen solch engen 
Begriffsinhalt zuzuordnen, wei l bloß die funktionale Seite mi t 
kurzsichtigen Wunschvorstellungen verbunden wird . Der Preis, 
der für Protektionismus zu bezahlen ist, und auch die längerfri

stigen politischen und wirtschaftlichen Konsequenzen werden 
offensichtlich ausgeklammert. Dabei sind sich die wirtschafts
politische Theorie und Praxis aufgrund weit i n die Geschichte 
zurückgrei fender Erfahrungen einig, daß Protektionismus letzt
lich und i m größeren Zeitrahmen gesehen kontraproduktiv ist. 
Er setzt die Marktkräf te außer Kraft, behindert strukturelle 
Anpassungen und beeint rächt ig t damit längerfrist ig das wir t 
schaftliche Wachstum schlechthin. Seine Unte r s tü t zung der 
Ineffizienz führt zu einer verzerrten Einkommensumverteilung 
zugunsten der relativ weniger wettbewerbsstarken Wirtschafts
zweige und zu Lasten dynamischer Sektoren. Aus dem Protek
tionismus entstehen also gleichsam doppelte Kosten für die 
Gesamtwirtschaft. 

Diskrepanz zwischen Absichten und Zielen 
Der ökonomisch in westlichen Landen unbestrittene, auch in 
östl ichen Planwirtschaften zunehmend in Rechnung gestellte 
Schluß liegt nahe, daß in einer zeitdynamischen Globalanalyse 
der Protektionismus kaum wirtschaftliche Gewinne, aber teure 
Verluste bringt. Aus dem komplexen Beziehungsfeld wirtschaft
licher Wirkungen resultiert jeweils ein Ergebnis, das substan
tiel l von den ursprüngl ichen Absichten und Zielvorstellungen 
abweicht. Wirtschaftliche Strukturverschiebungen werden 
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Auf dem Weg zu einer neuen Handelsrunde 
In Genf bereitet ein besonderer Ausschuß seit einigen Wo
chen im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom
mens (GATT) eine neue Handelsrunde vor, die gemäß Plan 
im kommenden September eingeläutet werden soll. Sieben 
solche Runden gab es bereits. Die anvisierte achte dürfte 
freilich alle bisherigen in ihrer thematischen Breite und 
Tiefe überragen. Letztlich wird die entscheidende Frage nach 
dem politisch machbaren Maß der Liberalität des künftigen 
weltweiten Handelssystems zu beantworten sein. 
Die gedanklichen Anfänge der Lancierung einer achten Han
delsrunde sind am Beginn der achtziger Jahre zu finden, 
obwohl damals die Realisierung der Ergebnisse der Tokyo-
Runde von 1979 in acht Jahresetappen noch in vollem Gange 
war. Die Idee keimte als Reaktion auf die wachsende han
delspolitische Disziplinlosigkeit und auf die steigende Flut 
protektionistischer Strömungen. Die Lethargie des Handels
liberalismus sollte überwunden und in eine neue Dynamik 
überführt werden. Die geistigen Förderer besaßen allerdings 
wenig Gespür für die Dimension eines solchen Unterfangens 
und glaubten noch lange, eine Zusammenkunft auf Minister
ebene genüge, um die angestrebten Impulse auf politischer 
Ebene auszulösen. 
Allein, die Handelsminister einigten sich im November 1982 
in einer GATT-Konferenz nach längeren Querelen auf bloße 
Absichtserklärungen und auf ein umfangreiches Arbeitspro
gramm. Noch in der Nacht des Konferenzabschlusses unter
strich der damalige handelspolitische Chefunterhändler Wa
shingtons, William Brock, er wolle die visionären Ziele wei
terhin, über die Lancierung einer neuen Handelsrunde, ver
folgen. Praktisch zu jenem Zeitpunkt haben die multilatera
len Vorgeplänkel unter dem Blickwinkel begonnen, für die 
echten oder vermeintlichen Eigeninteressen den besten Ver
handlungseinstieg vorzubereiten. Die zentralen handelspoli
tischen Fragen wurden lange Zeit wegen einer ziemlich 
fruchtlosen Auseinandersetzung über den grenzüberschrei
tenden Dienstleistungsverkehr in den Hintergrund gescho
ben. Der jetzt tätige GATT-Vorbereitungsausschuß hat eini
ges nachzuholen. 

durch ein meist nur befristet wirksames Auffangen des Anpas
sungsdrucks hinausgeschoben, aber keineswegs aufgehoben. 
Der spä te re Nachvollzug, dem nur in wenigen Fäl len ausgewi
chen werden kann, w i r d einfach kostspieliger. I n der Zwischen
zeit werden die ver fügbaren Produktionsfaktoren suboptimal 
eingesetzt, was die wirtschaftlichen Belastungen in die Höhe 
treibt. Diese Ressourcen werden einer positiven Strukturpoli t ik 
vorenthalten. I n Tat und Wahrheit führt der Protektionismus 
also längerfr is t ig nicht zu Vollbeschäftigung und Selbstgenüg
samkeit. Vielmehr bee in t räch t ig t er Potential und Chancen zur 
künft igen Schaffung neuer Arbei tsplä tze und zu einer nach 
politischer Maßgabe geforderten wirtschaftlichen Autarkie. 
Möglichst offene M ä r k t e bleiben der echte Garant wirtschaftli
cher Dynamik und gesunden Wirtschaftswachstums. Trotzdem 
wi rd Zuflucht zum Protektionismus gesucht. Dieses Verhalten 
ist keine Erscheinung der modernen Zeit, sondern findet sich 
seit Beginn der geschriebenen Geschichte des Menschen. Das 
Problem ist aber zweifellos in seinen Dimensionen gewachsen. 
F r ü h e r zäh l ten die oft m ü h s a m e Bewäl t igung von Wegstrecken, 
die verwirrenden Münzverhäl tn isse , die langsame Verbreitung 
von Kenntnissen oder die handwerkliche Arbeitsweise zu den 
elementaren Hemmnissen. Der Ausbau der Transport-, Finanz-
und Kommunikationssysteme förderte den Übergang vom Ge
werbe zur Massenfertigung, was seinerseits na tür l iche Impulse 
zur Erweiterung des Handels auslöste. Ursache und Wirkung 
verketteten sich ineinander und führ ten mi t zunehmender 
Dauer des industriellen Zeitalters — in spiralförmiger Be
schleunigung — zu weltwirtschaftlichen Interdependenzen un
geahnten Ausmaßes . 

Besonders p r ä g n a n t war diese Entwicklung nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Heute gibt es wohl keine Region mehr, die sich ohne 
erhebliche Schädigung der eigenen Wirtschaft aus dem welt
weiten Handelsgeflecht zurückz iehen kann. Auch die mächt ig
sten unter ihnen brauchen den darin erzeugten Effizienzdruck, 
weil sonst die politischen Ambitionen und die wirtschaftlichen 
Fähigke i ten unaufhaltbar auseinanderlaufen, was letztlich die 
Dominanz zers tör t . F ü r die kleineren und schwäche ren ist diese 
Abhängigke i t vom weltweiten Handel inzwischen derart selbst
vers tändl ich geworden, daß sie i m kurzsichtigen Reflex allzu 
gerne ü b e r s e h e n wird . Die heutige Zeit steht i n einem Umfeld, 
in dem der Protektionismus mi t seinen vielfältigen Auswüch
sen wirtschaftlich und politisch gefährl ich zers törend und zu
gleich ansteckend wi rk t . 

Wurzeln des Protektionismus 

Protektionismus setzt eine übergeordne te Existenz voraus, die 
um Schutz nachgesucht werden kann. I m völkerrecht l ichen 
Sinn ist dies der Staat. Er leitet seine wirtschaftliche Berechti
gung aus dem Vers tändnis ab, daß der Nutzeffekt seiner Tätig
keit anderen Formen organisierten Zusammenlebens über legen 
ist. Das Gemeinwesen ver t r i t t jene, die ihn bilden. Er ist auch 
Ausdruck ihrer Unterschiedlichkeit. Die geographische Aufglie
derung und andere Abgrenzungen lassen differenzierte Vorstel
lungen und Interessen manifest werden. Erst das Aufeinander
prallen interessenpolitischer Reibeflächen ruft Schutzbedürf
nisse wach. Dabei ist unbedeutend, ob es sich um ein real 
begründe tes oder um ein irreales Gefühl handelt. Der Staat 
wi rd zum na tür l ichen Adressaten von Schutzbegehren, wei l es 
seine vornehmste Aufgabe ist, möglichst optimal für das Wohl 
seiner Angehör igen zu sorgen. Dies gilt für den planwirtschaft
lichen Staat ebenso wie für den marktwirtschaftlichen, für den 
Wohlfahrtsstaat wie für den Versorgungsstaat. Lediglich die 
wirtschaftspolitischen Wertvorstellungen sowie die politischen 
und gesellschaftspolitischen Pr ior i tä ten sind verschieden. 
Die Staatlichkeit mi t ihrem souveränen Gebaren ist somit Vor
aussetzung für einen aktiven Protektionismus. Dieser w i r d von 
drei Elementen getragen, obwohl die langfristige politische und 
ökonomische Vernunft gegen seinen Einsatz spricht. Dem staat
lichen Handeln liegt nicht ausschließlich rationales Denken mi t 

weitsichtigen Perspektiven zugrunde. Besonders in den moder
nen Fernsehdemokratien des marktwirtschaftlichen Westens 
richtet sich das ta tsächl iche Staatsgebaren nach den Wahl
zyklen der Exekutive und Legislative. Zweitens en thä l t jeder 
g renzüber sch re i t ende r Verkehr quasi automatisch einen wir t 
schaftlichen Umverteilungseffekt, wei l das Idealbild einer neu
tralen Transaktion kaum zu erreichen ist. Der mathematisch 
und wirtschaftlich >richtige< Preis ist eine Größe der Theorie, 
die in der Praxis über eine Vielzahl von Einflußfaktoren eine 
andere Dimension erhäl t . Die Gerechtigkeit und die allfällige 
Akzeptanz dieses Umverteilungsmechanismus e r fähr t letztlich 
nur aus dem politischen und philosophischen Umfeld der sich in 
der Zeit wandelnden Gegenwart eine jeweils befristete und an
n ä h e r n d e Wertung. Schließlich bedingt drittens der Trieb nach 
Staatserhaltung ein zeitgebundenes Sicherheits- und Schutz
denken als pr ior i tä re Aufgabe. Längerfr is t ige wirtschaftliche 
Sachzwänge sind unterzuordnen. 
Nicht wirtschaftspolitische Langzeitstrategien p r ä g e n also das 
staatliche Verhalten, sondern die politisch und wahltaktisch 
ü b e r s c h a u b a r e Oppor tuni tä t . Die Versuchung, protektionisti-
schem Druck nachzugeben, ist aus dieser Sicht vergleichsweise 
groß. Dieser Weg des geringsten Widerstandes gaukelt einen 
augenscheinlichen Vortei l vor. Für einen geschütz ten Wirt
schaftszweig w i r d die Nachfrage über dirigistische M a ß n a h m e n 
i m Augenblick hochgehalten. Das Unvermögen oder die Fähig
keit, m i t dem Fortschritt — der technischen Entwicklung oder 
neuen Konsumgewohnheiten — mitzuhalten, erhalten wettbe
werbswirtschaftlich andere Parameter. Kosten und Ertrag pen
deln sich suboptimal auf einem küns t l i chen und zugleich inter
ventionistisch labilen Gleichgewicht mi t verzerrter Ressour-
cenallokation ein. Trotzdem ist das unmittelbar politische Ziel 
erreicht: Die staatlichen En t sche idungs t r äge r haben ihre Hand
lungsfähigkei t bewiesen und vermeintliche Erfolge erzielt, wei l 
kurzfristig ta tsächl ich die versprochenen wirtschaftlichen Wir
kungen erzielt werden. Daß die irgendwann einmal nachfolgen
den wirtschaftlichen K o r r e k t u r m a ß n a h m e n wesentlich h ä r t e r 
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ausfallen müssen , wi rd geflissentlich ü b e r s e h e n und i m Zeital
ter der politischen Vergeßl ichkei t der Zukunft über lassen . 

Grenzen des Protektionismus 

Aus der bisherigen Argumentation ist zu folgern, daß der Pro
tektionismus trotz allem ein integraler Bestandteil der Staats
und Gesellschaftsordnung geworden ist. Er hat aber auch seine 
Grenzen. Sie sind gegeben durch das freie Machtspiel zwischen 
Staaten und durch den auf souve ränem Entscheid beruhenden 
Eint r i t t i n bilaterale oder multilaterale Verhaltensvereinbarun
gen. I m ersten Fall geht es i m wesentlichen darum, daß Schutz
m a ß n a h m e n die Lieferchance von Dr i t t l ändern beeint rächt i 
gen, die ihrerseits G e g e n m a ß n a h m e n androhen oder ergreifen. 
Protektionismus w i r d zum Spielball machtpolitischer Interes
sen, wobei der m a r k t s t ä r k e r e und/oder außenwir t schaf t sunab
häng igere Staat einen na tür l i chen Positionsvorteil besitzt. Es 
entsteht eine fast willkürliche Grenze auf jener Linie, wo in der 
subjektiv wirtschaftlichen und politischen Mach tausübung 
staatlicher En t sche idungs t räge r die umfassend zu beurteilen
den Vor- und Nachteile des Protektionismus ineinander aufge
hen. Dabei ist es unerheblich, ob der Schutz über eine Einfuhr
regulierung oder eine Einfuhrabschreckung gewähr t wird . 
Die andere Grenze bilden internationale Ver t räge . Sie sind i m 
Bewußtse in geschaffen worden, daß ein ordentlicher und gere
gelter Interessenausgleich auf bilateraler oder multilateraler 
Ebene gesamthaft g rößeren Nutzen bringt als handelspolitische 
Anarchie. Die Erkenntnisse konzeptioneller Außenwir tschaf ts 
lehre erhalten damit einen wertvollen Verbünde ten . Weltweit 
steht dafür das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (Gene
ral Agreement on Tariffs and Trade, GATT), dem inzwischen 90 
Vertragspartner mi t über 80 v H des gesamten Welthandels an
gehören. Es setzt allgemeine Verhaltensregeln für das Errei
chen und zur Wahrung möglichst offener Märk te . Wichtigste 
Grundsä tze sind die Meis tbegüns t igung beziehungsweise die 
Nichtdiskriminierung zwischen Vertragspartnern und die Ge
währ le i s tung der In länderbehand lung , sobald ein Erzeugnis re
gelkonform die Staatsgrenze über schr i t t en hat. I m Gegenzug 
läßt das GATT aber auch S c h u t z m a ß n a h m e n zu, wenn vitale 
Interessen eines Staates geltend gemacht oder wenn ausrei
chende Kompensationen gewähr le is te t werden. Eine selektive, 
nicht unbestrittene Erweiterung er fähr t dieses globale Regelsy
stem mi t verschiedenen bilateralen oder regionalen Präferenz-, 
Handels- oder Freihandelsabkommen. Die völkerrecht l iche 
Handelsordnung ist unteilbar und letztlich ein wohl ausgewoge
ner, aber auch anpassungsfäh iger Verhaltensrahmen eines 
wirtschaftlich angemessenen Interessenausgleichs zwischen 
unterschiedlich starken Partnern. 

Drei Ausdrucksformen des Protektionismus 

Der völkerrecht l iche Raster erlaubt eine relativ einfache Drei
gliederung der Ausdrucksformen des Protektionismus. Zwi
schen den zuläss igen und den verbotenen S c h u t z m a ß n a h m e n 
gibt es einen nicht zuordenbaren Mittelbereich, den man heute 
mi t dem gängigen Begriff der handelspolitischen Grauzone< 
umschreibt. Ausgeklammert bleibt i n dieser Betrachtung der 
privatwirtschaftliche Protektionismus, der nicht Ausfluß eines 
staatlichen Gebarens ist und grundsätz l ich dem einfachen na
tionalen Wettbewerbs- und Kartellrecht zuzuordnen ist, auch 
wenn er g renzüberschre i t end wi rken kann. 
Das GATT kennt eine ganze Palette des erlaubten Protektionis
mus. Damit ist auch gleich unterstrichen, daß dieses multilate
rale Vertragssystem keineswegs einen allgemeinen Freihandel, 
sondern einzig liberale und offene Märk t e i m Rahmen der poli
tischen und wirtschaftlichen Möglichkei ten anstrebt. Wichtig 
sind die Wahrung des Meis tbegünst igungspr inz ips , die multila
terale Einbindung außenwir tschaf t l ichen Verhaltens und die 
allfällige periodische Überprüfung von S c h u t z m a ß n a h m e n und 
anderen Ausnahmeregelungen, was eine gewisse Verhä l tn i smä

ßigkei t und Angemessenheit sicherstellen soll. Ohne Anspruch 
auf Volls tändigkeit seien nachfolgend einige wichtige dieser 
GATT-Sonderbestimmungen nachgezeichnet. 
• Zölle sind als Instrument gestattet, sind jedoch normaler
weise i m GATT festgeschrieben und multilateral konsolidiert. 
I n verschiedenen GATT-Verhandlungsrunden ist das Zollsatz
niveau laufend gesenkt worden. Der Durchschnittstarif der kon
solidierten Zollsätze liegt heute unter 5vH des Warenwerts. 
• Die Entwick lungs länder — ausschlaggebend für die Einstu
fung ist die Se lbs te inschä tzung — verfügen mit einer allgemei
nen Ermäch t igungsk lause l quasi über eine handelspolitische 
Narrenfreiheit; ihre unilateralen M a ß n a h m e n sind relativ ein
fach mi t dem wirtschaftlichen Entwicklungstand begründbar . 
• Auch den übrigen, industrialisierten GATT-Vertragsparteien 
stehen verschiedene Schutzinstrumente zur Verfügung. Sie rei
chen von dem i m multilateralen Konsensverfahren gebilligten 
unilateralen Ausnahmerecht und damit von der spezifizierten 
Befreiung aus ordentlichen GATT-Verpflichtungen (>waiver<), 
was zum Beispiel die Vereinigten Staaten i m Landwirtschafts
bereich seit 1955 besitzen, bis zur Abwehr nachweislich unfairer 
Handelspraktiken (>Dumping< und Ausgleichszollpolitik). Bei 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten und übe r r a schenden Gefähr
dungen einzelner Industriezweige k ö n n e n besondere tarifliche 
und m e n g e n m ä ß i g e S c h u t z m a ß n a h m e n ergriffen werden. 
Schließlich sind neben den Sonderbestimmungen für den Tex-
t i l - und Bekleidungshandel i m Welttextilabkommen (WTA) 
noch die i m GATT ebenfalls vorgesehene Prior i tä t der nationa
len Sicherheit sowie des Schutzes der Landesversorgung und 
der Gesundheit vor dem Handelsliberalismus zu e r w ä h n e n . 
Die geraffte Übers icht vermittelt nicht zu unrecht den Ein
druck, daß das GATT mi t protektionistischen Elementen reich
lich versehen ist. Tatsächl ich ist die internationale Handelsord
nung ein Musterbeispiel von Ausnahmen,, welche die Regeln 
bes tä t igen^Abso lu te vertragliche Verbote gibt es kaum. Viel
mehr wi rd schwergewichtig auf al lgemeingült ige Verhaltensre
geln geachtet, die völkerrecht l ich einen multilateral mögl ichst 
angemessenen Ausgleich zwischen unterschiedlichen Staatsin
teressen gewähr le i s ten . Das eigentliche >Züchtigungsinstru-
ment< des GATT geht vom ursprüngl ich entwickelten Bewußt
sein aus, daß autonome S c h u t z m a ß n a h m e n in normalen Zeiten 
nicht ohne weitausgreifende Konsequenzen bleiben. M i t ande
ren Worten stellt das GATT dem Protektionismus in schwam
migen und recht weitläufig interpretierbaren Rech t ssä tzen eine 
gleichzeitig zu begleichende Rechnung in Form einer angemes
senen Kompensation zugunsten der Geschädig ten gegenüber . 
Erst die Verletzung dieses Gleichgewichts führt schließlich zur 
GATT-Inkompatibi l i tä t . Diese Erkenntnis beg ründe t sich auch 
in den Schlußfolgerungen der vielen handelspolitischen Streit
fälle, die i m GATT behandelt worden sind. Nach der Feststel
lung, daß bestimmte M a ß n a h m e n nicht mi t dem GATT-Verhal
tensrahmen vereinbar seien, folgt jeweils die Aufforderung zur 
Aufhebung oder zu multilateral gleichwertigen Kompensations
leistungen. 

Die Disziplinierung wi rd indessen oft als u n e r w ü n s c h t e r Ein
griff i n die souveräne Entscheidungsfreiheit empfunden. Sie 
verweist vor allem das machtpolitische Durchse tzungsvermö
gen größerer Handelspartner in völkerrecht l iche Schranken. 
Von diesem Befund bis zum Protektionismus i n der handelspo
litischen Grauzone zwischen Vertragstreue und offener Verlet
zung der GATT-Regeln braucht es nur einen kleinen Schritt. I n 
diese Grauzone gehören Freiwillige Expor tbeschränkungsüber -
einkünfte<, >Vereinbarungen über eine geregelte Vermarktung<, 
Exportsubventionen und viele andere nicht tar i färe Handels
hemmnisse. Die Motivierung der letzteren ist unerheblich, so
bald solche Bestimmungen auch außenwir tschaf t l ich wirken. 
Die Behauptung, daß die weltwirtschaftliche Interdependenz 
derart engmaschig geworden ist, daß keine nationale Maß
nahme völlig isoliert betrachtet werden darf, ist i n diesem Zu
sammenhang gar nicht so abwegig. Die Flucht vor dem GATT-
Regelwerk in die Grauzone u n t e r g r ä b t zwangsläufig das Ver-
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trauen und die Glaubwürdigkei t der multilateralen Handelsord
nung, fördert die handelspolitische Unsicherheit und führt i n 
einen protektionistischen Wildwuchs. Der ordnungspolitische 
Pragmatismus des ausgewogenen Interessenausgleichs des 
GATT-Systems w i r d durch unkontrollierte und weltweit nicht 
ü b e r s c h a u b a r e Partikularinteressen verdräng t . 

Drei ordnungspolitisch differenzierbare Zeitphasen 

Wie spiegelt sich das skizzierte Bild des Protektionismus in der 
Entwicklung der Welthandelsordnung seit dem Zweiten Welt
krieg? Es sind drei Phasen erkennbar, die sich in ihrem ord
nungspolitischen Ansatz unterscheiden. Die Zeit zwischen 1946 
und 1972/73 p räg te ein grundsätz l ich liberaler Trend. Es folgte 
eine Periode der langsamen Z e r m ü r b u n g und Zergliederung 
des aufgebauten Systems von innen heraus. Diese Phase findet 
ihren zeitlichen Abschluß in der Lancierung einer neuen Welt
handelsrunde, die verhandlungstaktisch bereits begonnen hat 
und letztlich den vorläufig noch nicht definierten ordnungspoli
tischen Zielkreis der Zukunft bestimmen soll. Es ist kein Wun
der, daß zu Beginn jeder dieser drei Abschnitte der Ruf nach 
einer neuen Weltwirtschaftsordnung, in der auch das globale 
Handelssystem enthalten ist, laut geworden ist. Das war 1946 so 
und führte als Teilergebnis zum GATT. 1972/73 erkannten viele 
Auguren in den Vereinten Nationen frühzeitig die auftauchen
den Gefahren, doch verhinderte ein u n ü b e r w i n d b a r e r ideologi
scher Streit jede konzeptionelle Reform. Nach zehnjähr igen un
ergiebigen Querelen soll jetzt unter dem Signet einer neuen 
Welthandelsrunde ein weiterer Anlauf genommen werden. 

Hohe Zeit des Handelsliberalismus 

Ohne Zweifel ist es das Verdienst der Vereinigten Staaten, in 
den vierziger Jahren die Handelsliberalisierung in die Weltwirt
schaftsordnung eingeführt zu haben. Der Init iative zugrunde 
lag die Auffassung, daß das Fehlen eines Regelsystems für mög
lichst offene M ä r k t e in den dreißiger Jahren einer der wesent
lichsten Gründe für den Ausbruch der Feindseligkeiten gewe
sen war. Die vorgeschlagene Internationale Handelsorganisa
t ion (ITO) sollte aus dieser Sicht den Frieden wirtschaftlich 
absichern helfen. Diese Haltung ist konsistent mi t den theoreti
schen und empirischen Kenntnissen über die effizienz- und 
wachsstumssteigernde Wirkung ungehinderter Hande l s s t röme . 
Das GATT mi t all seinen interessenausgleichenden Einschrän
kungen wurde geschaffen, w ä h r e n d die Havanna-Charta mi t 
der ITO am Widerstand einiger Länder , aber insbesondere des 
amerikanischen Kongresses, scheiterte. Washington bekam of
fensichtlich Angst vor dem eigenen Mut multilateraler Handels
diplomatie. Obwohl das GATT nie vom Kongreß ratifiziert wur
de, blieb es als ITO-Fragment auf provisorischer Basis bis heute 
weiterbestehen. Der grundsätz l ich liberale, aber inhalt l ich doch 
recht pragmatische Trend weitete sich in den fünfziger und 
sechziger Jahren wellenförmig aus. Er fand einen verhaltenen 
H ö h e p u n k t in der Zollunion der Europä ischen Wirtschaftsge
meinschaft (EWG) und in der Europä i schen Freihandelsasso
ziation (EFTA), wodurch 1972 die Schaffung eines gemeinsa
men wes teuropä i schen Freihandelsraums möglich wurde. Ver
halten darum, weil damals die Chance ve rpaß t wurde, eine aus
sagekräf t ige Verbindungslinie zwischen weltweitem und regio
nalem Liberalismus zu ziehen. 

Diese >goldenen< Jahre des pragmatischen Handelsliberalismus 
wurden getragen von einem beispiellosen Wirtschaftsauf
schwung in der ganzen Welt. Trotzdem gab es schon damals 
einen vielfältigen Protektionismus. Er war politisch nicht allzu 
virulent und hielt sich neben den Zöllen, die in sukzessiven Zoll
runden gesenkt wurden, eher i m wirtschaftspolitischen Hinter
grund. Aus den zahlreichen Beg ründungen seien hier lediglich 
drei ausgewähl t : Viele Erzeugnisse, die auf nationalen M ä r k t e n 
vertrieben wurden, erhielten mengen- und spezif ikat ionsmäßig 
ihre internationale Handels fähigkei t erst i m Zuge der Zeit. Das 
System faktischer weltwirtschaftlicher Interdependenzen war 

noch i m Aufbau. Schließlich bot das feste Wechselkurssystem 
von Bretten Woods durch das übe r l ange Festhalten an wettbe
werbswirtschaftlich veralteten Währungspa r i t ä t en , vor allem 
von seiten europä i scher Länder , einen m o n e t ä r e n Schutz. Es 
gab also starke Helfer auße rha lb des Einflusses bloßer Han
delspolitik. A u ß e r d e m zeigte sich nachträgl ich, daß die konzep
tionelle Einheit einer liberalen Handelsordnung nicht ausrei
chend gepflegt wurde. 

Rückkehr zu den Partikularinteressen 

In und nach den Jahren 1972/73 ä n d e r t e n sich die Vorausset
zungen grundlegend. Der Übergang von festen Währungspar i t ä 
ten zu flexiblen Wechselkursen, der Ölschock, die zurückfallen
den und stagnierenden Wachstumsraten der nationalen Volks
wirtschaften sowie das Aufstreben einer g rößeren Zahl neuer 
und andersartiger Wirtschaftsnationen, die mi t ihren Stimmen 
das weltweite Interessenspektrum merklich ausbauten, p r ä g t e n 
das Umfeld. Das inzwischen auf ein relativ hohes Niveau gestie
gene internationale Handelsvolumen bes tä t ig te die deutlich ge
wachsene globale Interdependenz. I m gleichen Zuge schwanden 
einige der >natürlichen< Hemmschwellen für den internationa
len Handel. Der währungspol i t i sche Effekt verkehrte sich sogar 
ins Gegenteil; anstatt Schutz und Stabi l i tä t führte Wechselkurs
flexibilität zu Wettbewerbs- und handelspolitisch nicht faßbarer 
Hekt ik und zu Unsicherheit, w ä h r e n d das traditionelle Handels
instrument der Zölle angesichts der Amplituden der Währungs 
ausschläge nach den diversen GATT-Zollabbaurunden wesent
lich an praktischer Bedeutung e inbüßte . Politisch setzte eine 
Tendenz zur Rückbes innung auf das Wohl der eigenen Nation, 
zum nationalen Egoismus ein. Es bildete sich mi t anderen Wor
ten ein Nährboden für das Vorbringen und zur Verteidigung 
kurzfristiger Partikularinteressen. 

Die neuen Gegebenheiten führ ten einerseits zu einer vers tä rk
ten Beachtung von S c h u t z m a ß n a h m e n und deren Handelsef
fekten auße rha lb des traditionellen handelspolitischen Instru
mentariums und andererseits zum Geltendmachen zusätzl icher 
Protekt ionsbedürfn isse . Die bewußte Grauzonenpolitik wurde 
ausgesprochen beliebt, wei l dadurch dem GATT-Kompensa-
tionsprinzip ausgewichen werden konnte. Es entstand ein in
tensiv benutzter ordnungspolitisch freier Aktionsraum außer
halb jeglicher völkerrecht l icher Verpflichtungen. Aber auch die 
GATT-Handelsordnung selbst hielt den Angriffen nur teilweise 
stand und erfuhr einen inneren Erosionsprozeß. Die oft allzu 
permissive Auslegung bee in t rächt ig te die Ganzheitlichkeit des 
Systems, und zwar sowohl in geographischer wie sachlicher 
Sicht. Zwischen Rechten und Pflichten der verschiedenen 
GATT-Partner öffnete sich eine immer größer werdende Dis
krepanz. Vor allem die unqualifizierte Sonderbehandlung der 
Dri t ten Welt und die nicht ausreichend definierte Integration 
vom regionalen in den weltweiten Handelsliberalismus zeitigte 
verhängnisvol le Folgen, wei l der handelspolitische Interessen
ausgleich eine andere und zugleich selektivere Dimension er
hielt. Dies kam auch in der auflebenden GATT-Akzeptanz von 
sektorieller und bete i l igungsmäßig segmentierter Handelspoli
t ik zum Ausdruck. Der Hinweis auf das Welttextilabkommen, 
die Mi lchprodukteübere inkunf t oder die Fleischvereinbarung 
sowie auch verschiedene GATT-Kodizes der siebziger Jahre — 
etwa der Subventionskodex — mag hier genügen. Die letzte 
Welthandelsrunde, die als Tokyo-Runde bekannt wurde, war 
das vertragliche Echo dieser Entwicklungen. Das vordergrün
dige Bekenntnis zum pragmatischen Handelsliberalismus fand 
seine Bes tä t igung in einem weiteren Zollabbau von durch
schnittlich 8 v H auf etwas weniger als 5 v H , w ä h r e n d gleichzei
t ig die neu erkannten handelswirksamen Instrumentarien man
gels ordnungspolitischer Klar- und Fernsicht dem umfassenden 
multilateralen Zugriff liberaler P rägung entglitten. 

Zerfallserscheinungen aufhaltbar? 

Immerhin hielt der lädier te GATT-Rahmen dem Druck doch 
e in ige rmaßen stand. Er existiert heute, am Anfang der drit ten 
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Phase ordnungspolitischer Besinnung, weiterhin als wirtschaft
lich rationaler Wegweiser optimaler Handelspolitik. Das Kon
zept ist sicherlich anpassungs- und erwei terungsbedürf t ig , gibt 
es doch in der langfristigen wirtschaftlichen Lehre und Praxis 
kein Heil auße rha lb eines allgemein gült igen Systems multila
teraler Regeln. Trotzdem ist die Zukunft ungewiß, wei l das wie
dererwachte Selbs tbewußtse in staatlicher Vorsorgezwänge mi t 
einem starken Hang zum Partikularismus und zu volkswirt
schaftlicher Kurzsichtigkeit ausgestattet ist. Dies fördert pro-
tektionistische Tendenzen jeglicher Ar t . Wie in den vierziger 
Jahren sind interessanterweise wiederum die Vereinigten Staa
ten die Triebfeder hinter dem N e u ü b e r d e n k e n der multilatera
len Handels- und Wirtschaftsordnung. Diesmal ist freilich kein 

k o h ä r e n t e s amerikanisches Konzept erkennbar. I n den Wa
shingtoner Köpfen geistert die Idee eines Systems zur Absiche
rung von wirtschaftlicher Fairness, welche den strapazierten 
Liberalismus e rgänzen könnte . Wirtschaftliche Ans tänd igke i t 
und Gerechtigkeit s tü tzen sich freilich auf subjektiv gesell-
schafts- und machtpolitische Kri ter ien und sind in der Praxis 
real nicht definierbar. Die amerikanische Initiative war ange
sichts der Zerfallserscheinungen i m GATT notwendig, der In 
halt aber wenig glaubwürdig. Es liegt an anderen Partnern der 
Weltgemeinschaft, für die ökonomische und politische Vernunft 
einer einheitlichen und möglichst liberalen Welthandelsord
nung i m multilateralen Verhandlungskonzert nachhaltig einzu
treten. 

Revolution für die Kinder 
Zur Verleihung der Dag-Hammarskjöld-Ehrenmedaille (2.Februar 1986) L IVULLMANN 

Erstmals einer Frau wurde 1985 die Dag-Hammarskjöld-Medaille der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen zuer
kannt: der norwegischen Schauspielerin Liv Ullmann, deren engagiertes Wirken als >Botschafterin des guten Willens< für das 
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF) gewürdigt wurde. Die Ehrenmedaille wurde nun schon zum fünften Male verge
ben; 1983 war der frühere Präsident der Weltbank, Robert S. McNamara, der Preisträger, der ehemalige Bundeskanzler Helmut 
Schmidt der Laudator (VN 1/1984 S.lßff). Ein anderer ehemaliger Bundeskanzler, Willy Brandt, auch er Präsidiumsmitglied der 
DGVN, hielt die Rede auf die Preisträgerin von 1985, die die Auszeichnung am 2. Februar 1986 auf einer Festveranstaltung in Berlin 
entgegennahm (ihre Ansprache geben wir nachstehend wieder). »Liv Ullmann ist nicht mehr und nicht weniger als eine engagierte 
Privatperson. Eine Privatperson, die sich entschloß, den Versuch zu wagen, wenigstens ein bißchen Unrecht aus der Welt zu schaf
fen. Ein Versuch, der jeden Menschen ehrt. Wenn er von einer berühmten Künstlerin unternommen wird, bekommt das persönliche 
Engagement eine zusätzliche Signalwirkung.« So Willy Brandt, der auch auf die Zusammenhänge von Frieden und Entwicklung 
einging: »Solange wir es zulassen, daß unser eigenes Leben kaltschnäuzig zur Disposition gestellt wird, solange lassen wir es auch 
zu, daß jedes Jahr an Millionen Menschen das Todesurteil in Form von Hunger und Elend vollstreckt wird. Dies nicht zuletzt sagt 
Frau Ullmann den anmaßenden Robotern, die sich als Menschen ausgeben, ins eisige Gesicht, wenn ich sie recht verstehe. Ich halte 
es übrigens für mehr als eine Zufälligkeit, wenn es eine Frau ist, die wir heute ehren. Es ist kein Zufall, daß unter denen, die ihren 
Protest gegen diese Art des Umgangs mit der Welt einlegen, daß unter denjenigen, die etwas für die tun, die unter dieser Art des 
Umgangs mit der Welt zu leiden haben, viele Frauen sind.« 

Zu den bewegendsten Worten Dag Hammarsk jö ld s gehör t der 
Satz: »Das Leben verlangt von uns nicht mehr als die S tä rke , 
die wi r aufbringen können . Die einzige Leistung besteht darin, 
nicht fortgelaufen zu sein.« 
Ich mußte vor einigen Jahren an diese Worte denken, als ich in 
mein Hotel in Nairobi kam und i m Radio >Jingle Bells< hörte . Es 
war kurz vor Weihnachten, das Zimmer war gemütl ich und 
angenehm, und die Musik weckte bei mi r Erinnerungen an eine 
unbeschwerte Kindheit. Und dann erschien von einem Augen
blick auf den anderen das Bild eines kleinen Jungen in Somalia 
vor meinem geistigen Auge. Das Bild eines Kindes ergriff 
meine Seele und mein Herz. Eines kleinen Jungen, der meine 
Hand packte und mich ziellos durch ein Flücht l ingslager führte . 
Eines kleinen nackten Jungen, der nichts zu essen hatte, mi t 
Augen, hundert Jahre alt, und einem kleinen Hintern mi t Fal
ten wie bei einem alten Mann. 
Ich mußte mich auf eine Reise jenseits meines Berufs und der 
mir vertrauten Menschen und Dinge begeben, bis mich eines 
Tages ein kleiner Junge — das Opfer von Krieg und Gleichgül
tigkeit schlechthin — an Dag Hammarsk jö ld s Worte erinnerte: 
»Das Leben verlangt von uns nicht mehr als die S tä rke , die wi r 
aufbringen können . Die einzige Leistung besteht darin, nicht 
fortgelaufen zu sein.« Seitdem begleitet mich dieses kleine 
Kind, häl t seine kleine Hand mich fest. Ein kleines Kind, dessen 
kurzes Leben von Menschen gepräg t wurde, die nicht einmal 
von seiner Existenz wußten . Ein kleines Kind , das nie eine Wahl 
gehabt hatte, wei l die Entscheidungen über seinen Kopf hinweg 
getroffen wurden, und weil es niemals auch nur an Entschei
dungen teilhatte. Ein kleiner Junge, über den kaltherzig ent
schieden — oder vielleicht auch ü b e r h a u p t nicht entschieden — 
wurde, würde bald i m Wüs tensand sterben. 

Dies ist der Grund, warum ich meine Entscheidungsmögl ichkei
ten erkennen und danach handeln w i l l . Denn ich halte die Ent
scheidungsfreiheit für das, was den Menschen letztendlich aus
macht. 
Der kleine Junge, dem keine andere Wahl blieb, als sich i n 
unsere Entscheidungen zu schicken: Ich ging mit ihm herum, 
mein Finger von seiner Hand umklammert, seinen kleinen 
Kopf mit dem staubigen, weichen schwarzen Haar betrachtend, 
einen Kopf, der sich nie bewegte oder den Menschen zuwandte, 
an denen wi r vorbeigingen. 
Als ich aufhörte, um ihn zu weinen, begriff ich, daß er mich 
etwas gelehrt hatte, daß er mi r zu einer Sicht verholfen hatte, 
die mein Leben ve ränder te , weil ich nicht mehr mi t meiner Nai
vi tä t leben konnte. Er zwang mich, mi t Optionen zu leben, die 
weder er noch ich kannten, als wi r uns trafen. 

Dag Hammarsk jö ld schrieb: »Ist nicht gerade die Erfüllung 
unserer Pflicht gegenüber unserem Mitmenschen Ausdruck un
seres tiefsten Sehnens?« Wer nun ist mein Mitmensch? Gewiß 
der kleine Junge in Somalia. Ebenso aber auch die Frau, die ich 
in Mal i sah: eine Mutter, die einfach d a s a ß und auf ihr ohn
mächt iges , verdurstendes Kind starrte. Zwei Kinder hatte sie 
schon verloren. Allein in diesem kleinen Gebiet hatten die Ma
sern zweihundert Männer , Frauen und Kinder dahingerafft. 
Keine medizinische Versorgung, kein Essen. Kein Wasser. »Ge
stern hatte ich nichts zu essen, heute auch nicht, aber vielleicht 
morgen.« 
Geduld scheint das einzige Vorrecht der Armen zu sein. 300 von 
1000 Kindern in Mal i haben keine Aussicht, fünf Jahre alt zu 
werden. Die Kinder sind die Mär tyrer . Und sie sterben durch 
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Vernachläss igung. Durch Vernachläss igung unsererseits. 40 000 
Kinder sterben täglich an Hunger und wegen mangelnder me
dizinischer Versorgung. Alle zwei Sekunden stirbt ein Kind : 
jetzt — und jetzt — und jetzt. 
Sie und ich werden uns an diesen toten Kindern letztlich mes
sen lassen m ü s s e n . 
Letztlich werden Sie und ich uns fragen müssen , warum diese 
Kinder nie das erhielten, was w i r erwarteten und unseren eige
nen Kindern gaben: Gesundheit, Erziehung und die Möglich
keit, eigene Entscheidungen zu treffen. 
Morgen schon werden weitere 40000 Kinder unbeachtet ster
ben. Morgen w i r d der Rüstungswet t lauf weitere zwei Mil l iarden 
Dollar verschlungen haben. Ich glaube den Menschen nicht, die 
behaupten, es bestehe kein Zusammenhang zwischen diesen 
Zahlen. Ich glaube den Menschen nicht, die behaupten, daß nur 
T r a u m t ä n z e r hoffen können, das Gleichgewicht des Schreckens 
zwischen den Großmäch ten beseitigen zu können . Wir haben 
nicht viel Zeit. Wir m ü s s e n ungeduldig sein. I m Geiste von Men
schen wie Dag Hammarsk jö ld m ü s s e n w i r Spuren menschli
cher Güte hinterlassen. Es geht u m unser kurzes Leben. Es geht 
u m unsere Welt. 
Mil l iarden werden für das Wet t rüs ten — die Wissenschaft der 
Zers tö rung — ausgegeben. Und Menschen, die leben, m ü s s e n 
sterben. 

» » * 

Die Füh re r der Welt sprechen von Hilfe für befreundete Länder . 
Dabei meinen sie nur zu häufig Militärhilfe. Es gibt jedoch auch 
noch eine ganz andere A r t von Hilfe. Wir sprechen viel zu wenig 
darüber . Diese Hilfe kostet weniger als die Militärhilfe; sie 
bringt auch vielleicht nicht immer Ruhm und Macht ein. Aber 
sie bringt Leben. Diese Hilfe kommt von Menschen, von Men
schen mi t Einsicht und Liebe. Über diese A r t von Hilfe möchte 
ich sprechen. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg war es zum ersten Mal in der 
Geschichte der Menschheit möglich, ernsthaft daran zu denken, 
der gesamten Menschheit die Errungenschaften der Medizin 
zugänglich zu machen. Werden jetzt die achtziger Jahre die Zeit 
sein, i n der diese Gelegenheit v e r s ä u m t wurde? Oder werden 
die heutigen Probleme und Katastrophen der Auslöser neuer 
kreativer Ansä tze sein, um das Ziel der Durchsetzung der Men
schenrechte und der Versorgung aller Menschen mi t Nahrung, 
medizinischer Hilfe und Erziehung bis zum Jahr 2 000 zu errei
chen? 
Die meisten Menschen sind sich des Problems der Armut, des 
Hungers und der Krankheit bewußt . Die meisten Menschen 
wissen, daß Menschen — und vor allem Kinder — sterben oder 
u n t e r e r n ä h r t , unterversorgt und als Krüppe l aufwachsen. Aber 
gerade weil w i r wissen, daß die Zahlen so groß sind, und daß die 
sichtbaren Ursachen — Armut und Unterentwicklung — so all
gegenwär t ig sind, verlieren wi r die Fähigkei t , das Unmittelbare 
dieser Katastrophe zu begreifen. Wir verlieren die Fähigkei t , 
ihren Umfang zu erkennen oder sie gar nachzuempfinden. Wir 
verlieren das Gefühl dafür, daß »dies jetzt und heute ge
schieht«. Und die tägliche Tragödie m u ß erst eine neue Dimen
sion annehmen — wie das himmelschreiende Elend der Hun
gerkatastrophe in Afr ika — bevor w i r Tod und Leiden als reales 
und unmittelbares Geschehen begreifen. 
Ich kann leider nicht umhin, einige traurige Zahlen zu nennen: 
Etwa 150 Mil l ionen Kinder durften in den letzten zehn Jahren 
auf der ganzen Welt nicht groß werden. Sie starben. Ihr Tod war 
schmerzlich und qualvoll. Und mindestens weitere 150 Mil l io
nen Kinder sind behindert: verkrüppel t , entstellt, körperl ich 
oder geistig zurückgebl ieben. I n Zahlen ausgedrück t ist dies so, 
als w ä r e jeder i n den letzten zehn Jahren geborene Amerikaner 
und Kanadier — 250 Mil l ionen — heute entweder tot oder ver
krüppel t ! Und jedesmal verursacht das Leiden eines Kindes 
unsägl iches seelisches Leiden bei Müt te rn , Vä te rn und Ge
schwistern — wobei einige Wunden vielleicht nach dem Tod des 
Kindes mi t der Zeit heilen, andere jedoch bleiben, wenn ein 
K i n d als Krüppe l aufwächst . 

Keinen Gegensatz »zwischen der enormen Aufgabe, das Nord-Süd-Gefüge neu 
zu organisieren, und dem Ziel, solange das nicht erreicht ist, so viele Leben zu 
retten wie eben möglich«, sah Friedensnobelpreisträger Willy Brandt in seiner 
Laudatio auf Liv Ulimann: »Die Hilfe in der Not steht nicht im Gegensatz zum 
Versuch, die Ursachen des Unheils in den Griff zu bekommen.« Auch wenn die 
Tätigkeit des UNICEF etwas von einer Sisyphusarbeit an sich habe, sei jeder 
einzelne, dem man hilft, aller Anstrengungen wert, selbst wenn vielen anderen 
nicht geholfen werden könne. Die Kinder in den Elendsregionen seien »das 
schwächste Glied in der Kette einer Weltordnung, die wir wenigstens in ihren 
Folgen mildern müssen. . . . Das Bewußtsein für die Unersetzlichkeit privater 
Initiative hat sich in den letzten Jahren geschärft; ich habe das begrüßt. Für die 
Aufgaben, die wir zu bewältigen haben, können gar nicht genug Initiative, Ein
fallsreichtum und Beweglichkeit eingebracht werden. Staatliches Handeln 
kann dadurch noch lange nicht ersetzt werden. Der Gedanke der Privatinitia
tive sollte ohnehin nicht für Zwecke der Entsolidarisierung mißbraucht werden. 
Inkonsequent freilich wäre es, persönliche Initiative im Wirtschaftlichen zu for
dern, aber im Politischen zu beargwöhnen.« 

Haben Sie etwas übe r diese sterbenden Kinder gelesen? Haben 
Sie sie i m Fernsehen gesehen? Ich meine hier nicht die Men
schen, die in Kolumbien durch den Vulkanausbruch umkamen. 
Auch nicht die Erdbebenopfer in Mexiko-Stadt oder die Gasop
fer in Bhopal. Ich spreche auch nicht über die Schlagzeilen von 
der Hungerkatastrophe in Äthiopien und vielen anderen afrika
nischen Ländern . Ich spreche hier von den Kindern, die nicht 
durch Vulkanausbrüche , Erdbeben oder Unfälle umkamen. Ich 
spreche von all den Kindern, die abseits der Hunge r snö t e ein
fach deshalb hungrig, u n t e r e r n ä h r t und krank aufwuchsen, wei l 
ihre Eltern in äußer s t e r Armut und schlimmster Unterentwick
lung leben mußten , i n einer Situation, die durch Analphabeten
tum, unzureichende medizinische Versorgung und Mangel an 
sauberem Wasser gekennzeichnet ist. Ich spreche von den M i l 
lionen Kindern — 15 Mil l ionen jedes Jahr — die, von der 
Öffentlichkeit unbemerkt, i n den Armen ihrer Müt te r sterben. 
40000 Kinder sterben jeden Tag . . . nicht durch Vulkanausbrü
che, Erdbeben oder Hungersnot. Und wei l selbst i n unserer heu
tigen, unvollkommenen Welt so viele Kinder vor Tod oder Ver-
k rüppe lung gerettet werden könnten , ist es vielleicht das tra
gischste Element dieser Situation, daß wenigstens die Hälfte 
dieser Kinder nicht hä t t e sterben müssen . 

• * • 
Aber es gibt noch eine weitere, ebenfalls weitgehend unbeach
tete Entwicklung, eine Entwicklung, die auf eine Revolution 
hinführt , eine Revolution für die Kinder, eine Revolution, die 
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bereits heute Mil l ionen Menschenleben betrifft. Diese Revolu
tion ist schon i m Gang. Sie breitet sich in den Entwicklungslän
dern von Land zu Land aus. Sie hat aber auch Auswirkungen 
auf die Industriestaaten. Es handelt sich um eine Revolution, 
die durchaus die Welt zu ä n d e r n vermag. 
Es ist eine Revolution zur Überwindung des Status quo der 
Unkenntnis und Nachlässigkeit , der jedes Jahr Mil l ionen K i n 
der sinnlos mordet und entstellt. Es ist eine Revolution für das 
Über leben und für die Entwicklung der Kinder, und sie w i r d die 
Welt ändern , wenn, ich wiederhole: wenn, die ganze Welt davon 
er fähr t — nicht nur die Politiker und Bürger der einflußreich
sten Länder , sondern auch die Müt te r und Väter i n den Ent
wicklungs ländern , die diese Nachricht erreichen muß, um sie zu 
s tä rken . 
Sie werden fragen, wor in dieser aufsehenerregende technische 
Fortschritt besteht, der, zusammen mi t einem Ausbau der Kom
munika t ionskapaz i t ä ten , diese Revolution ermöglicht . Um wel
che Techniken handelt es sich, die innerhalb von fünf bis fünf
zehn Jahren eine derartige Verbesserung der medizinischen 
Betreuung von Kindern herbei führen, daß die Kindersterblich
keit und die Fälle von körper l ichen Schäden um die Hälfte 
zu rückgehen werden, und das in für so viele Menschen schwie
rigen wirtschaftlichen Zeiten, insbesondere in den rückständig
sten Ländern? 
Zu diesen neuen, verbesserten, neuentdeckten oder wiederein
geführ ten Techniken gehören: 
1. Die orale Rehydrierungstherapie in Form einer einfachen 
Behandlung mi t in Wasser gelösten Salzen und Glukose bei 
Kindern, die nach Durchfall an F lüss igke i t smangel leiden, der 
Haupttodesursache bei Kindern, der fast fünf Mil l ionen Kinder 
pro Jahr zum Opfer fallen. Täglich sterben über 7000 Kinder an 
Durchfall, der rechtzeitig hä t t e verhindert werden können . 
2. Neue Fortschritte in der Impftechnik zur Vorbeugung gegen 
Tetanus, Masern, Kinder l ähmung , Keuchhusten, Diphtherie 
und Tuberkulose, durch die jedes Jahr Mil l ionen Kinder blei
bende Schäden erleiden oder sterben. Tausende von Kindern 
k ö n n e n so jeden Tag gerettet werden — und das bei extrem 
niedrigem Aufwand. 
3. Die in der letzten Zeit wieder erkannten Vorzüge des Stillens. 
I n Hai t i stirbt ein Dri t tel der Säugl inge, wei l sie, statt von ihren 
Müt t e rn gestillt zu werden, Milchpulver bekommen, das in ver
unreinigtem Wasser gelöst wurde. 

4. Beobachtung des Wachstums, damit die Mutter Anzeichen 
von U n t e r e r n ä h r u n g erkennen und entsprechend handeln 
kann. Das Recht jeder Frau auf das Wissen, wie sie ihr K ind 
schützen kann. 
Kolumbien ist ein Beispiel für ein Land, in dem alle diese 
Ansä tze verfolgt werden. 1984 begann Kolumbien seinen Kampf 
mi t einer Impfaktion. P räs iden t Betancur wandte sich an die 
Medien — darunter auch die führenden oppositionellen Zeitun
gen. Er bewegte Presse, Radio und Fernsehen zur Mitarbeit und 
bezog danach die Kirche, das Rote Kreuz, die Rotarier, den 
Lions-Club, Pfadfinder, Lehrer, Unternehmer und alle Ministe
rien ein. Und anschl ießend auch noch die Gueri l laführer . Zu
sammen machten sie sich an etwas in der Geschichte einmali
ges: Drei Monate lang, an drei landesweiten Impftagen, betei
ligte sich jedermann an der Impfung fast aller Kinder eines 
Landes gegen die fünf Hauptkrankheiten, durch die jedes Jahr 
zehntausende Kinder starben oder D a u e r s c h ä d e n erlitten. Die 
Zeitungen berichteten auf der ersten Seite über die Akt ion. 
Radio und Fernsehen berichteten d a r ü b e r wie über eine Wahl, 
mi t s tündl ichen aktuellen Meldungen, so daß alle Familien an
gesprochen wurden. A m Ende des letzten Impftages waren fast 
100 Prozent aller kolumbianischen Kinder unter fünf Jahren 
geimpft. Kolumbien ist somit ein Beispiel für den sinnvollen 
Einsatz der Medien. Außerha lb des Landes indessen erfuhr 
man kaum etwas darüber . 
K ö n n e n Sie sich die Schlagzeilen i n der Weltpresse vorstellen, 
wenn jemand ein wirksames Mi t te l gegen Krebs entdeckt hät
te? Oder gegen irgendeine andere Krankheit , die uns, den Rei
chen und Privilegierten, zu schaffen macht? Der Grund, warum 
dieses wirkl iche Wunder i n Kolumbien so unbeachtet blieb, 
liegt darin, daß es sich bei den Ä r m s t e n und Schwächs ten unter 
uns ereignete. Und daher ganz offensichtlich unserer vollen 
Aufmerksamkeit nicht wert war. Dennoch ist es von gleicher 
Bedeutung wie die ersten Schritte des Menschen auf dem 
Mond. Es kennzeichnet den Beginn einer Revolution für die 
Gesundheit der Kinder. 
El Salvador war dann das nächs t e Land. Auch in El Salvador 
geschah ein Wunder. Drei Tage lang war ein Land, in dem Krieg 
und Gewalt an der Tagesordnung sind, ein Symbol für Frieden 
und Leben. Drei Tage lang i m vergangenen Jahr führte das 
UNICEF ein Lebensrettungsprogramm durch, das ein voller Er
folg war. A m 3.Februar, 3.März und 21Apri l schwiegen die Waf-

DGVN-Vorsitzende Helga Timm 
bei der Übergabe der Verlei
hungsurkunde der Dag-Ham-
marskjöld-Ehrenmedaille an 
Liv Ullmann im Berliner Hotel 
>Intercontinental<; rechts im 
Bild: Wolfgang Lüder, Vorsit
zender des gastgebenden 
DGVN-Landesverbands Berlin. 
— Die Verbindung von Werde
gang und Engagement bei Liv 
Ullmann leuchtete Bundesprä
sident Richard von Weizsäcker 
in einer Grußbotschaft aus: 
»Wer wie Sie als Künstlerin das 
Menschliche bis in seine ver
borgensten Falten sichtbar ma
chen kann, der leidet wohl auch 
tiefer mit den Menschen Sie 
erscheinen nicht als Schauspie
lerin, die sich mit einem Bot
schafter-Titel schmückt, son
dern als verehrungswürdige 
Frau, die den Botschafter-Titel 
benutzt, um ihrem leidenschaft
lichen Willen, Menschen zu hel
fen, mehr Nachdruck und grö
ßere Wirksamkeit zu verlei
hen.« 
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fen, um das Leben kleiner Kinder zu retten. A n drei Tagen wur
den 300000 Kinder gegen die verbreitetsten Krankheiten ge
impft. Guerilla und Regierungstruppen kämpf ten — aber nicht 
gegeneinander, sondern gegen den gemeinsamen Feind des sal-
vadorianischen Volkes: gegen Krankheiten, an denen Jahr für 
Jahr rund 20000 Kinder sterben. Und dennoch machte dieses 
Wunder keine Schlagzeilen wie die E r k l ä r u n g e n der F ü h r e r 
zweier Großmäch te in Genf. Obwohl das, was in El Salvador 
geschehen war, viel tiefgreifender und unendlich ergebnisrei
cher war. Ich m u ß den Medien das Mißverhäl tn is ihrer Bericht
erstattung über diese beiden Ereignisse des letzten Jahres an
kreiden. 

• * # 

Ich weiß, daß es nicht Aufgabe der Medien ist, das Leben der 
Menschen zu ve rände rn . Es ist jedoch ihre Aufgabe, den Men
schen Mi t te l an die Hand zu geben, ihr eigenes Leben zu verän
dern. Ich halte es für die u rsprüngl iche Aufgabe der Medien, die 
Wahrheit so darzustellen, daß die Menschen sie anwenden und 
umsetzen können . Und welche Wahrheit kann wichtiger sein 
als den Menschen zu sagen, daß ihre Kinder nicht sterben müs 
sen? Wenn sich auch die Medien an dieser Revolution für die 
Gesundheit unserer Kinder beteiligen, werden w i r wi rk l i ch eine 
Revolution aus lösen können, die uns allen dient. 
Bei dieser Gelegenheit möchte ich nicht nur die Medien, son
dern jeden einzelnen ansprechen. Ich fordere Sie auf, Ihre 
innere Einstellung gegenüber der Not zu ände rn : Erstens müs
sen w i r auch die Tragödien begreifen und zur Kenntnis neh
men, die zwar keine Schlagzeilen machen, unter denen aber 
andere zu leiden haben. Und zweitens m ü s s e n w i r erkennen, 
daß w i r etwas dagegen tun können . Heute hö ren w i r nicht mehr 
von Flut- oder Sturmkatastrophen, die sich vor Monaten ereig
neten; die Morgennachrichten berichten über Erdbeben und 
Vu lkanausb rüche der letzten Nacht. Wir hö ren nicht mehr von 
D ü r r e n oder H u n g e r s n ö t e n vom letzten Jahr; die Menschen, die 
wi r i n Zeitungen und Filmen sehen, verhungern heute. Wir 
hö ren nicht mehr von Menschen, die bereits tot sind; w i r erfah
ren, daß Menschen in Gefahr sind — aber noch leben — jetzt 
und heute. 
Und w i r handeln, wei l w i r glauben, daß unsere Spende an >Save 
the Children<, das Rote Kreuz oder das UNICEF etwas bewir
ken wi rd . Wir wissen, daß Nahrungsmittel, Medikamente oder 
Kleidung abgeschickt werden. Und w i r glauben, daß unsere Re
gierungen ebenfalls so handeln sollten, wie w i r es tun. Denn es 
gibt Dinge, die w i r nicht privat unternehmen können , wohl aber 
unsere Regierungen. Und die Regierungen verstehen diese Auf
forderung, sie verstehen die Öffentlichkeit, die verlangt, daß 
»etwas getan werden muß , und daß unsere Regierung dies auch 
tun sollte«. Die Äußerung der Betroffenheit der Öffentlichkeit 
gegenüber einer Tragödie zeigt den Regierungen, daß von ihnen 
nicht nur erwartet wi rd , etwas zu unternehmen, sondern daß sie 
auch das Mandat dazu haben. 
Und ebenso wie diese neue innere Einstellung zur Not, von der 
w i r i n den Schlagzeilen erfahren, in dem Bewußtse in der Welt
öffentlichkeit wurzelt, daß Not existiert, und daß etwas dagegen 
getan werden kann, meine ich, daß sich eine ähnl iche innere 
Einstellung gegenüber den stillen Tragödien zu entwickeln ver
mag — gegenüber der Not, die selten Schlagzeilen macht — und 
daß diese Einstellung dazu führen kann, daß die Gemeinschaft 
aller Menschen — Regierungen, Institutionen, Gesellschaften 
und jeder einzelne — die u n e i n g e s c h r ä n k t e Verantwortung für 
Gesundheit und Wohlergehen aller Menschen übe rn immt . 
U m dies jedoch erreichen zu können , m ü s s e n Sie und ich glei
c h e r m a ß e n der Versuchung widerstehen, Sen t imen ta l i t ä t an die 
Stelle echten Mitfühlens treten zu lassen. Wir brauchen keine 
blutenden Herzen und Heuchelei. Natür l ich werden w i r T r ä n e n 
vergießen, wenn uns das Fernsehen eine Mutter i n Äthiopien 
zeigt, die um ihr totes Kind trauert, aber letztlich kann sporadi
sche Großzügigkei t nur vo rübe rgehend Hilfe bringen. Wichtig 
ist, daß ich diese Mutter auch dann noch sehe, wenn ich mich i n 
meiner gewohnten Umgebung befinde — mich mi t meinen eige

nen Angelegenheiten befasse —, so daß das Mitfühlen mi t mei
nen Mitmenschen eine Haltung ausdrückt , die ich bes tänd ig 
vertrete. Wir m ü s s e n auch lernen, die Kul tur zu erkennen und 
zu begreifen, innerhalb derer w i r etwas ausrichten wollen. Wir 
dürfen nie vergessen, daß w i r na tü r l i chen und klimatischen 
Elementen gegenübers tehen , die seit Jahrhunderten vorhanden 
sind. Wir m ü s s e n begreifen, daß w i r vielerorts mi t Emotionen 
zu tun haben, die auf Stammeskulturen fußen. Wenn w i r etwas 
bewegen wollen, m ü s s e n wi r lernen, innerhalb tief verwurzelter 
kultureller Verhaltensweisen und innerhalb der kulturellen 
Real i tä t zu arbeiten. Blitzaktionen k ö n n e n nur in Notfällen und 
nie anstelle langfristiger Programme helfen. 
Gle ichermaßen ist uns allen, die w i r als Bürger der entwickel
ten Welt helfen wollen, eins gemeinsam: unser Mangel an Ge
duld. So brauchen zum Beispiel viele afrikanische Lände r Zeit, 
u m nach der Kolonialzeit den besten Weg zu finden, sich selbst 
zu regieren. Es mag länger als 40 oder 50 Jahre dauern, den 
Gesetzen Geltung zu verschaffen, die Unabhäng igke i t und die 
Menschenrechte aller Bürger zu sichern. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß man den b e r ü h m t e n englischen Rasen von heute 
auf morgen erhä l t : richtige Saat, richtige Düngung, die richtige 
Abgabefolge der Jahreszeiten — und das vielleicht 400 Jahre 
lang! I n England widmet man dieser Aufgabe viel Zeit — man 
achtet auf seinen Rasen. Wir aber verlieren die Geduld mi t der 
Dri t ten Welt bei etwas, was über Generationen gepflegt werden 
muß. Die Dri t te Welt existiert i n Wahrheit eigentlich nicht, da 
einige Länder , die w i r dazurechnen, enorme Fortschritte mach
ten, w ä h r e n d andere zurückbl ieben. 

Da ist noch ein weiterer Gegenstand unserer Ungeduld gegen
über sich entwickelnden Lände rn — wir zeigen mi t dem Finger 
darauf und e n t r ü s t e n uns lauthals: Korruption. Korrupt ion gibt 
es aber nun fast überal l . Nur t r i t t sie in den hochentwickelten 
Demokratien seltener auf und hat einen gefäl l igeren Namen. 
Auch blicken w i r mi t Ekel und Entsetzen auf Apartheid- und 
andere rassistische Regime, vor denen Menschen fliehen müs 
sen — jedoch sollten wi r auch an die Hunderttausende denken, 
die vor dem Terror von Regierungen ihrer eigenen Rasse flie
hen mußten . Gewalt und Unmenschlichkeit haben nichts mi t 
einer bestimmten Hautfarbe zu tun. 
Und dies führt mich wieder zu dem Punkt, u m den es mi r ganz 
besonders geht: Solange w i r nicht auch die Menschen in weit 
entfernten L ä n d e r n als unsere Nachbarn verstehen — Nach
barn, die nicht anders sind als w i r —, solange w i r nicht wi rk l i ch 
verstehen, daß w i r alle an der Fülle der Möglichkei ten dieser 
Welt teilhaben müssen , w i r d es sehr schwer sein, zu der neuen 
inneren Einstellung zu gelangen, die w i r für eine friedliche 
Revolution brauchen. Eine Revolution, die unzäh l igen Kindern 
das Leben retten wi rd . 
Hammarsk jö ld schreibt: »Es wurde mir plötzlich klar, daß er 
sich seiner bewußte r war als ich mir meiner, und daß ich aufge
fordert war, dieses Bewußtse in seiner selbst nicht als Objekt, 
sondern als Subjekt zu begreifen — und bewußte r als ich.« 

* • * 
Ich möchte Ihnen jetzt eine Nachbarin vorstellen: Ich sehe sie, 
eine Frau in Äthiopien, i n Schmerz versunken, ihr winziges 
Baby auf dem A r m . Die Gegend, in der ihr Lager liegt, ist von 
schwerer Trockenheit heimgesucht. Ihr K i n d verdurstet i n aller 
Stille. Vor ihr: ein Wasserloch mi t schlammigem, verunreinig
tem Wasser. Sie hat die Wahl: ihr einziges Baby verdursten zu 
lassen oder i hm verunreinigtes Wasser zu t r inken zu geben. Ich 
sehe, wie sie ihre Entscheidung tr iff t . Sie bück t sich, füllt ihre 
hohle Hand mi t dem Schlamm; sie hebt sie langsam zum Mund 
ihres Kindes. — Not bedeutet, ü b e r h a u p t keine Wahl zu haben. 
Was uns als Menschen auszeichnet, ist die Tatsache, daß sich 
der einzelne nicht von der Not anderer abwenden kann. 
Wenn sich eine Regierung von der Bedürft igkei t der schwäch
sten und kleinsten Bürger abwendet, ist dies eine Sünde . Es 
m u ß einen öffentlichen Aufschrei geben, wenn w i r hören, daß 
Kinder sterben, die w i r h ä t t e n retten können . Ein Land, das die
sem schlichten Menschenrecht auf Leben zuwiderhandelt, geht 
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Feierlich beging das für die Wahrung des Weltfriedens un 
che Hauptorgan, der Sicherheitsrat, am 26. September 1985 < 
(Bild links oben). — Diese 2608. Sitzung des Rates fand a 
auch Gelegenheit zu einer Begegnung von Eduard Schewa 
der beiden Supermächte trafen sich dann noch in der iowj 
Meinungsaustausch. — Der Präsident des Gastlandes dt 
24. Oktober, kurz vor seiner Ansprache vor dem Plenum de 
tär Javier Perez de Cuellar und dem Präsidenten der Gene 
men. — Im Reigen der Staatsmänner, die anläßlich des Ju 
Nicaraguas Präsident Daniel Ortega Saavedra nicht, der i 
Don Jaime de Pinies begrüßt wurde. 
Eine Geburtstagstorte wurde auf einem Empfang für die 
meinsam von Tagungspräsident Don Jaime de Pinies, I 
Cuellar und Generalsekretär Javier Perez de Cuellar am 
— Ein Mittagessen für die zur Jubiläumsfeier angereisten St 
sekretär am 23. Oktober. — Eine Konferenz der Gattinnen 
der Bekämpfung des Drogenmißbrauchs fand auf Einladu 
Jubiläum oder nicht: Die großen Kontroversen bestehen fort 
Delegationen aus der Generalversammlung deutlich, als c 
am 21. Oktober an das Rednerpult trat 



i und der internationalen Sicherheit verantwortli-
985 das 40jährige Bestehen der Vereinten Nationen 
id auf der Ebene der Außenminister statt und bot 
ewardnadse und George Shultz; die Außenminister 
owjetischen UN-Botschaft zu einem ausführlichen 
is der Weltorganisation, Ronald Reagan, traf am 
i der Generalversammlung, mit UN-Generalsekre-
ieneralversammlung, Don Jaime de Pinies, zusam-
s Jubiläums vor das Weltforum traten, fehlte auch 
ier seine Rede am 21. Oktober hielt und zuvor von 

• die Delegierten zur 40. Generalversammlung ge
ls, Frau Jiulia de Pinies, Frau Marcela Perez de 
am 10. Oktober angeschnitten (Bild rechts oben), 

n Staats- und Regierungschefs gab der UN-General
ien der Staats- und Regierungschefs zur Förderung 
adung von Nancy Reagan am 21. Oktober statt. — 
fort. Dies wurde auch beim Auszug einer Reihe von 
ils der israelische Ministerpräsident Shimon Peres 



uns alle an — auf gleiche Weise, wie sich Amnesty International 
heute gegen die Folter wendet, wie w i r gegen die Apartheid 
demonstrieren, wie wi r Regierungen, die Terroristen un te rs tü t 
zen, boykottieren und kritisieren. Denn was w ä r e eine schlim
mere Sünde , als ein kleines Kind aus Nachläss igkei t sterben zu 
lassen. 
Denken Sie an unsere Empörung , als w i r von dem Giftgasun
glück i m indischen Bhopal hör ten . Wie sich die Schlagzeilen — 
zu Recht — übe r das Verbrechen en t rüs te ten , auf solche Weise 
mi t Menschenleben zu spielen. Aber wo sind die Schlagzeilen 
über das tägl iche Sterben von Kindern in Indien, deren Zahl 
ebenso hoch ist wie die Zahl der Opfer in Bhopal? Jeden Tag ein 
neues Bhopal: Wo ist der öffentliche Aufschrei angesichts der 
Menschen, die dieses Jahr nicht geimpft werden k ö n n e n — ein 
Vielfaches der Toten von Bhopal? Und wo bleibt die E m p ö r u n g 
der Weltöffentlichkeit, da doch gewis se rmaßen allein in Indien 
jeden Tag zwanzig mi t kleinen Kindern besetzte Jumbos ab
s türzen? 
Für die meisten von uns dürfte es das eigentliche Problem sein, 
nicht nur in einem Augenblick des Mitleids für eine ferne Tra
gödie zu spenden, sondern ta t sächl ich zu erfahren, daß wi r alle 
ein wichtiger Teil der Welt sind, und das immer. Nicht nur dann 
zu handeln, wenn die Schlagzeilen über Tote berichten, sondern 
auch für die Menschen etwas zu tun, deren Leiden unbemerkt 
bleibt und nicht i m Fernsehen gezeigt w i r d — für alle die, 
denen wi r ta tsächl ich helfen können . 

Katastrophen und Not k ö n n e n uns alle g le ichermaßen heimsu
chen. Wie in Bhopal, wo der Wind die giftigen Gase verbreitete 
— als sich die Katastrophe ereignete, hing es nur von der Wind
richtung ab, wer sterben muß te und wer über leben durfte. Nie
mand kann wissen, wohin der Schlamm beim nächs t en Mal flie
ßen w i r d — wo sich das Erdbeben ereignet, wo die Rakete ein
schlägt. 
»Der Tod eines jeden Menschen n immt mir etwas«, sagt John 
Donne. Es stimmt, der Tod eines jeden Menschen macht mich 
ä r m e r als zuvor, bevor ich von seinem Tod wußte . 
Alles Leiden und alle Unterlassungen, derer ich mich nicht 
schuldig mache, charakterisieren mich als Mensch. »Ist nicht 
die Erfüllung unserer Pflicht gegenüber dem Mitmenschen 
Ausdruck unseres tiefsten Sehnens? Es spricht alles dafür.« 
Ich denke an einen kleinen mutterlosen Jungen, der von seinem 
leeren Teller fortging. Sein Hintern war faltig wie bei einem 
alten Mann. 
Ich denke an eine Mutter, die zusehen mußte , wie ihr K ind in 
ihren Armen starb. 
Ich kenne noch eine Mutter. 
Mich. Diese Mutter hat ein Kind . 
Ich hatte immer gehofft und gebetet, daß die Mitmenschen 
gegenüber meinem Kind Mitgefühl zeigen würden . Heute sieht 
meine Hoffnung anders aus: Ich glaube, das Wichtigste, was ich 
i hm w ü n s c h e n kann, ist, daß es anderen Menschen Mitgefühl 
entgegenbringt. 

Bürden der Vergangenheit Hoffnung für die Zukunft 
Bericht des Generalsekretärs über die Arbeit der Organisation an die 40. Generalversammlung 

Unsere heutige Welt eröffnet fast unbegrenzte Zukunftsaussichten, 
sie ist aber gleichzeitig eine von ihrem eigenen Untergang bedrohte 
Welt. Für welche wir uns entscheiden, liegt ganz bei uns. Es wird 
darauf ankommen, ob die Regierungen und Völker der Welt, ohne 
erst durch weitere Katastrophen dazu getrieben zu werden, im
stande sind, gemeinsam die richtige Entscheidung zu treffen; denn 
diese Entscheidung und ihre Durchführung wird in mancher wichti
gen Hinsicht gemeinsam getragen werden müssen. Eine wesentli
che Rolle bei dieser historischen Entscheidung spielen meines Er
achtens jetzt wie auch in Zukunft die Vereinten Nationen und die 
Art und Weise, wie ihre Mitglieder sie zu nutzen beschließen. In die
sem vierzigsten Jahr des Bestehens unserer Organisation werde ich 
daher in meinem Jahresbericht nicht so sehr auf die Zukunft der 
Vereinten Nationen als vielmehr auf die Zukunft der Menschheit 
und unserer Erde und auf die Rolle eingehen, die die Vereinten 
Nationen in dieser Zukunft spielen können. 
Die Staatsmänner, die vor vierzig Jahren die Charta der Vereinten 
Nationen schufen, würden sicher mit Staunen die Welt betrachten, 
die sich uns heute darbietet. Die Karte unserer Welt, unser wissen
schaftliches Verständnis der Welt, die internationalen Beziehungen, 
das Wesen des Krieges ebenso wie unsere Lebensweise haben in 
diesen vierzig Jahren tiefgreifende und umwälzende Veränderun
gen erfahren. Wir sind alle, so oder so, darum bemüht, neue Orien
tierungen, bessere Systeme und wirksamere Möglichkeiten der An
passung zu finden. 
Wir leben in einer Zeit des Wandels und der Ungewißheit. Dies wird 
uns immer dann besonders deutlich, wenn sich die Welt plötzlich 
mit einem besonders brennenden Problem konfrontiert sieht, sei 
dies nun ein neuer Konflikt, eine große humanitäre Katastrophe 
oder die zeitweise Lähmung, die ein vorsätzlicher Gewaltakt hervor
ruft. 
Es steht außer Zweifel, daß sich zwischen den beiden Polen der 
massiven und hochentwickelten nuklearen Bewaffnung der Groß
mächte und der Verzweiflung der Unterprivilegierten oder Enteig
neten weltweit ein großer Leerraum erstreckt, in dem oft Rechtsun
sicherheit und Mangel an anerkannter Autorität bestehen. Unsere 
dringlichste Aufgabe ist es, diesen Leerraum auszufüllen, indem wir 
entschlossen daran gehen, ein funktionierendes internationales po
litisches System zu schaffen, an dem alle teilhaben — ein System, 
das nicht nur Überleben und Ordnung gewährleistet, sondern auch 
unseren Planeten im Interesse aller seiner Bewohner in geregeltere 
Bahnen lenkt. 
Hier scheint es mir wichtig, den Begriff der internationalen Autori-
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tat näher zu untersuchen, einen auch in der heutigen Welt schwer 
faßbaren Begriff. Vor der Gründung des Völkerbunds und seiner 
Nachfolgeorganisation, den Vereinten Nationen, war die tatsächli
che Macht der stärksten Staaten oder Reiche die einzige Autorität, 
die in den internationalen Beziehungen Geltung besaß. Vor allem 
durch den Mißbrauch dieser Macht ist es in diesem Jahrhundert zu 
zwei Weltkriegen gekommen. Um eben diesen Zustand zu beseiti
gen, wurden die Vereinten Nationen gegründet. Präsident Roosevelt 
erklärte nach der Krim-Konferenz, die Gründung der Vereinten 
Nationen »bedeutet — und das ist auch beabsichtigt — das Ende 
des Systems der unilateralen Maßnahmen, der exklusiven Bünd
nisse und Einflußsphären, der Kräftegleichgewichte und all der an
deren Mittel, die seit Jahrhunderten erprobt wurden und die sich 
immer als untauglich erwiesen haben«. 
Die seither eingetretenen Entwicklungen bleiben weit hinter dieser 
Vision zurück. Ohne Zweifel haben die beiden Weltkriege und die 
gewaltigen Veränderungen der vergangenen vierzig Jahre klar ge
zeigt, daß die Welt nicht mehr so werden kann, wie sie einmal war, 
und daß das in der Charta niedergelegte System eine logische Ant
wort auf die Frage der Wahrung des Weltfriedens und der interna
tionalen Sicherheit sowie der gemeinsamen Förderung der wirt
schaftlichen Entwicklung und des sozialen Fortschritts unter den 
heutigen Gegebenheiten ist. Tatsache ist jedoch, daß es uns bisher 
nicht gelungen ist, die politischen Voraussetzungen und insbeson
dere die Beziehungen zwischen den mächtigsten Staaten herbeizu
führen, die bestehen müssen, wenn dieser edle Gedanke allen zu
gute kommen soll. 
Diese Tatsache wird durch die Schwierigkeiten veranschaulicht, die 
heute auftreten, wenn es um die Auseinandersetzung mit dem Pro
blem des Terrorismus geht. Aus der öffentlichen Diskussion dieses 
Problems geht hervor, daß vielfach angenommen wird, es gebe 
keine internationalen Übereinkommen auf diesem Gebiet. Ich brau
che hier nur die drei unter der Schirmherrschaft der Internationa
len Zivilluftfahrt-Organisation verabschiedeten Konventionen und 
die 1979 von der Generalversammlung verabschiedete Internatio
nale Konvention gegen Geiselnahme zu erwähnen, die zumindest 
einen gewissen rechtlichen Rahmen für wesentlich wirksamere 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Flugzeugentführungen und Gei
selnahmen bieten. Dennoch entstehende Schwierigkeiten sind auf 
die Unfähigkeit oder die fehlende Bereitschaft der Regierungen 
zurückzuführen, diese Übereinkommen in konkreten Fällen auch 
wirklich anzuwenden. Auch hier mangelt es weithin an den unab
dingbaren politischen Voraussetzungen, dem Gefühl der Solidarität 
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und des gegenseitigen Vertrauens, ohne die internationale Instru
mente gar nicht zum Tragen kommen können. 
Der Ort, der sich für die Pflege dieser Voraussetzungen und die Ent
wicklung eines Gefühls der internationalen Solidarität am besten 
eignet, sind die Vereinten Nationen. Dies war auch von Anfang an 
eines der Hauptziele, die mit dieser Organisation verfolgt werden 
sollten. Nur wenn gewisse positive Mindestvoraussetzungen in den 
Beziehungen zwischen den Staaten gegeben sind, wird der Begriff 
der internationalen Autorität auch allmählich den ihm gebührenden 
Platz in der Gemeinschaft einnehmen. 

Die Vereinten Nationen können nicht alle Probleme der Völkerge
meinschaft lösen und waren auch gar nicht dazu vorgesehen, doch 
sie sind der bestmögliche Ort, um das Schlimmste zu verhindern 
und um Verbesserungen anzustreben. Im Gegensatz zu dem, was oft 
geglaubt wird, haben sie durchaus eine erfolgreiche Anfangsphase 
hinter sich. Lassen Sie mich diese Feststellung kurz näher ausfüh
ren. 
Nach vierzig Jahren besitzen wir erstmals in der Geschichte eine 
praktisch universelle Weltorganisation. Ebenfalls erstmals in der 
Geschichte besteht die Welt aus unabhängigen, souveränen Staaten. 
Zwar hat es seit 1945 nur allzu viele Konflikte gegeben, doch sind 
wir bisher einem dritten Weltkrieg entronnen und haben vielleicht 
mehr als uns bewußt ist dazu gelernt, wie und womit eine solche 
alles vernichtende Katastrophe vermieden werden kann. Wir haben 
in einem bisher noch nie dagewesenen Ausmaß wirtschaftliches 
Wachstum und sozialen Fortschritt erzielt, an dem die Entwick
lungsländer, wenn auch noch nicht in ausreichendem Umfang, teil
haben. Wir unternehmen kollektive Anstrengungen, um einer neuen 
Generation globaler Probleme zu begegnen, die meist aus der Not
wendigkeit rühren, unsere Erde und ihre Ressourcen zu schützen, 
und gleichzeitig alle ihre Bewohner zu ernähren und zu versorgen. 
Die Bereitschaft der Völkergemeinschaft, auf humanitäre Heraus
forderungen, wo immer diese auftreten mögen, zu reagieren, ist grö
ßer geworden. Trotz all der Menschenrechtsverletzungen, die im
mer noch vorkommen, entwickelt sich der Schutz der Menschen
rechte immer mehr zu einem weltweiten Anliegen. Mehr völker
rechtliche Regelungen zu praktisch allen Bereichen menschlicher 
Tätigkeit sind in den vergangenen vierzig Jahren kodifiziert worden 
als in der gesamten Geschichte der Menschheit. Vieles davon ist 
unter der Schirmherrschaft der Generalversammlung geschehen. 
Ich wi l l gar nicht bestreiten, daß die Welt immer noch sehr unvoll
kommen, unsicher, ungerecht und gefährlich ist und in nur allzu 
vielen Regionen Armut herrscht, doch die von mir erwähnten Er
rungenschaften und noch viele andere mehr stellen ein Fundament 
dar, auf dem wir aufbauen können. Es obliegt vor allem den Regie
rungen zu entscheiden, ob sie auf diesem Fundament gemeinsam 
eine nützliche, kohärente und leistungsfähige Institution aufbauen 
oder ob sie den anderen Weg gehen wollen, der manchmal auf kurze 
Sicht einfacher zu sein scheint, bei dem jeder Staat seinen eigenen, 
kurzsichtigen und eigennützigen Kurs verfolgt. Sollten sie sich für 
diese zweite Möglichkeit entscheiden, so werden diese vielverspre
chenden Fundamente, die mit so viel Überlegung und in harter 
Arbeit errichtet wurden, in einem Sumpf der Zwietracht versinken, 
der wieder zur Brutstätte endlos vieler neuer Probleme und Kata
strophen wird. Zweifellos ist es der erste Weg, der beschritten wer
den muß. 

Zwei grundlegende Aufgaben sind es, die die Vereinten Nationen 
unentbehrlich machen. Erstens sollen sie ein Instrument sein, das 
kollektive Anstrengungen zur Bewältigung von Notsituationen und 
zur Lösung aktueller Probleme ermöglicht. Dabei kann es sich um 
internationale Konflikte, Streitigkeiten zwischen Staaten, humani
täre Notfälle und plötzliche wirtschaftliche und soziale Krisensitua
tionen handeln, die Millionen von Menschen betreffen. 
Die zweite Aufgabe ist eher langfristiger Natur und hängt mit der 
komplexen politischen und wirtschaftlichen Entwicklungsphase zu
sammen, in der sich unsere Welt befindet. Im Laufe der Geschichte 
hat es eine natürliche politische Entwicklung von kleinen Gruppen 
zu größeren Gruppierungen gegeben — von der Familie über den 
Stamm, das Dorf, die Stadt und die Provinz bis hin zum National
staat. Diese Entwicklung hat in verschiedenen Regionen mehr oder 
weniger spontan zu verschiedenen Zeiten und in dem Maß stattge
funden, wie die Komplexität, Spezialisierung und Interdependenz 
des wirtschaftlichen Lebens zunahmen. Unsere heutige Welt be
steht inzwischen fast ausschließlich aus Nationalstaaten. Der sou
veräne unabhängige Staat ist das größte politische Gemeinwesen 
und die wichtigste Einheit, aus der sich die Vereinten Nationen auf
bauen. 
Nun gibt es aber eine Reihe von Problemen und Gegebenheiten, die 
nur von einem umfassenderen Zusammenschluß wirksam angegan
gen und bei denen die erforderliche Sicherheit oder das gemein
same Interesse nur durch eine kollektive Anstrengung souveräner 
Staaten erreicht werden können. Viele dieser Probleme eignen sich 
am besten für subregionale oder regionale Zusammenarbeit zwi

schen Ländergruppen, die durch gemeinsame Interessen verbunden 
sind, viele andere gehen jedoch bereits über die regionale Dimen
sion hinaus. Wir haben, ob uns das genehm ist oder nicht, eine Welt 
geschaffen, die in vielerlei Hinsicht eine Welt ist. Bei einigen wichti
gen, die gesamte Menschheit berührenden Problemen haben wir 
weltweit ein Stadium erreicht, in dem wir unsere gegenseitige Ab
hängigkeit voneinander nicht mehr leugnen können. 
Es ist daher eine grundlegende Funktion der Vereinten Nationen, 
als das Fundament zu dienen, auf dem das internationale System 
der Zukunft errichtet werden kann, ein System, in dem die natio
nale Souveränität uneingeschränkt anerkannt wird, das aber auch 
davon ausgeht, daß einige Gegebenheiten und Anliegen der Gegen
wart dringend nach etwas verlangen, das über nationale Souveräni
tät hinausgeht. 
Jeder, der sich mit der Frage der Zukunftsaussichten der Mensch
heit beschäftigt, muß zu dem Schluß kommen, daß die beiden von 
mir genannten Aufgaben immer dringlicher, vielleicht sogar für 
unser Überleben unentbehrlich werden. Die Weltbevölkerung hat 
sich in den vierzig Jahren, die seit 1945 vergangen sind, mehr als 
verdoppelt. In den nächsten fünfzehn Jahren wird sie wieder um ein 
Drittel wachsen. Die Belastungen und Zerreißproben, denen die 
Weltgemeinschaft ausgesetzt sein wird, werden zum Teil sicherlich 
von dem Druck herrühren, der durch diese Bevölkerungsexplosion 
auf Institutionen und Ressourcen ausgeübt wird. 
Wir müssen auch bedenken, in welch prekärem Verhältnis die Ver
langen und Bestrebungen der Nationen sich oft zueinander befin
den: die ungelösten Streitigkeiten, die wir als Ballast aus der Ver
gangenheit mit uns tragen; die vielen schwelenden Konflikte zwi
schen Ideen, Weltanschauungen und Interessen in dieser Welt; das 
schwindelerregende Tempo der technologischen Revolution im Pro
duktionsbereich und in der Rüstung; die immer breiter werdende 
Kluft zwischen Überfluß und absoluter Armut; das Netz wirtschaft
licher Verflechtungen, das alle Teile der Welt aneinander bindet, 
und die stetig wachsende Gefahr einer tiefgreifenden Schädigung 
der Biosphäre, von der das Leben abhängt. Eine solche Aufzählung, 
die noch beliebig erweitert werden könnte, macht deutlich, daß 
internationale Zusammenarbeit, wie komplex und schwierig sie sich 
auch immer gestalten mag, sich den Nationen der Welt nicht mehr 
als Alternative darbietet, sondern als Notwendigkeit. 
Wenn die Vereinten Nationen der von mir skizzierten Rolle bei der 
Entwicklung des internationalen Systems allerdings voll und ganz 
Genüge tun wollen, müssen sie sich zu einer wirksameren Institu
tion entwickeln. Lassen Sie mich dieses Problem anhand der zentra
len Aufgabenbereiche der Vereinten Nationen erörtern, die in der 
Charta festgelegt sind. 

Was ihre erste grundlegende Aufgabe betrifft, nämlich Notsituatio
nen zu bewältigen und aktuelle Probleme zu lösen, so ist das Haupt
ziel der Vereinten Nationen die Wahrung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit. Nach der Vorstellung der Verfasser der 
Charta stand dieses Ziel in engem Zusammenhang mit Fortschrit
ten bei der Rüstungsbegrenzung und der Abrüstung. In Artikel 26 
der Charta wird ja dem Sicherheitsrat eine führende Rolle bei der 
Errichtung eines Systems der Rüstungsregelung gegeben. 
Vor vierzig Jahren, als die Lehren der verhängnisvollen Zeit, die 
zum Zweiten Weltkrieg führte, noch frisch in Erinnerung waren, ge
langte man zu dem Schluß, daß die alte Vorstellung, die nationale 
Sicherheit könne durch ein Wettrüsten gewährleistet werden, die 
allgemeine Unsicherheit in Wirklichkeit nur erhöhte. Diese Vorstel
lung sollte daher einem kollektiven System des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit unter Einbeziehung insbesondere 
der mächtigsten Nationen weichen, die im Sicherheitsrat der Ver
einten Nationen eine Schlüsselrolle spielen würden. Bei der Wahr
nehmung seiner Pflichten würde der Sicherheitsrat erforderlichen
falls mit Unterstützung seiner Mitglieder die gesamte Palette von 
Maßnahmen einsetzen, die in Kapitel V I und V I I der Charta festge
legt sind. Wenn ein derartiges System einmal bestehe und auch 
respektiert würde, so meinte man, würden Rüstungsbegrenzung 
und Abrüstung von selbst folgen. 
Dieses erhabene und logische Konzept ist aus vielerlei praktischen 
und politischen Gründen, nicht zuletzt aufgrund der mangelnden 
Einmütigkeit unter den Ständigen Mitgliedern, die seine treibende 
Kraft hätte sein sollen, nicht verwirklicht worden. Wie haben nun 
die Vereinten Nationen auf das Fehlen der wichtigsten Vorausset
zung für ihr System des Weltfriedens und der internationalen Si
cherheit reagiert? 
Wenn es um den Weltfrieden geht, hat die Vermeidung einer welt
weiten kriegerischen Auseinandersetzung zweifellos oberste Priori
tät. Obwohl dies natürlich ein Hauptanliegen der Nuklearmächte 
selbst ist, bleibt doch ein großes Risiko für alle bestehen. Denkbar 
sind ein Unfall, Mißverständnisse oder eine unerwartete Verkettung 
von Ereignissen, aus der die Nuklearmächte sich nicht mehr lösen 
können. Zu einer solchen Kettenreaktion könnte es am ehesten 
durch die Eskalation eines regionalen Konflikts kommen. 
Trifft diese kurze Analyse zu, so müssen wir uns gegen einen Atom
krieg durch Maßnahmen sichern, durch die die Abfolge der Ereig
nisse so verlangsamt wird, daß die Regierungen keine unwiderrufli-
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chen Entscheidungen fällen müssen und Zeit gewinnen können, daß 
sie Verhandlungen an die Stelle von Gewaltanwendung treten las
sen. Zu solchen Maßnahmen gehören auch Formeln, die es den 
Regierungen gestatten, Politiken zu ändern, die zwangsläufig zur 
Konfrontation führen. Dazu gehören ferner Stabilisierungsmecha
nismen und Verhandlungsprozesse, durch die kritische Konflikte 
wenn schon nicht gelöst, so zumindest begrenzt werden können und 
eine Eskalation verhindert wird. Bei regionalen Konflikten, insbe
sondere in empfindlichen Gebieten, ist Konfliktkontrolle in der 
einen oder anderen Form oft wünschenswert. Und ganz allgemein 
stellt ein zentrales Forum, in dem entgegengesetzte Auffassungen 
frei ausgedrückt werden können und Unterstützung seitens Dritter 
verfügbar ist, einen wichtigen Bestandteil der Friedenswahrung 
dar. 
Immer wieder hat der Sicherheitsrat sich überstürzende Ereignisse 
gebremst, Zeit für lebenswichtige Richtungsänderungen gewonnen, 
gesichtswahrende Mechanismen geschaffen und das Gespräch an 
die Stelle von Gewalthandlungen gesetzt. Um den Weg für Verhand
lungen zu ebnen, hat er sich um Feuereinstellungen und Waffen
stillstände bemüht. Er hat wichtige Richtlinien für die Lösung viel
schichtiger Probleme entwickelt und mit Unterstützung des Gene
ralsekretärs die verschiedensten Formen der Schlichtung, der Ver
mittlung, der guten Dienste, der Tatsachenermittlung, der Überwa
chung der Einhaltung von Waffenstillständen und der stillen Diplo
matie bereitgestellt. Oft ist es ihm gelungen, regionale Konflikte zu 
begrenzen und aus dem Bereich einer Konfrontation der Nuklear
mächte herauszuhalten. Er hat einen Austragungsort für die gefähr
lichsten Probleme geboten, auch wenn er sie nicht hat lösen können. 
Oft hat er den Rahmen für ein wichtiges Zusammenspiel bilateraler 
und multilateraler Bemühungen geboten. Er hat als Sicherheitsnetz 
und als letzte Instanz gewirkt, die den Regierungen als Alternative 
zur Verfügung stand, wenn sie nicht in den Abgrund schrankenlo
sen Krieges stürzen wollten. Da die politischen Voraussetzungen für 
eine Anwendung von Kapitel V I I fehlten, wurde schließlich ein völ
lig neues System der Konfliktkontrolle eingeführt, das wir heute 
unter dem Namen Friedenswahrung kennen und das sich in drei
zehn verschiedenen Einsätzen als äußerst vielversprechend und 
wirksam erwiesen hat. 
Jeder Generalsekretär ist an allen diesen Bemühungen intensiv 
beteiligt gewesen, und der Aufgabenbereich des Generalsekretärs 
im Zusammenhang mit Friedens- und Sicherheitsfragen hat sich 
entsprechend entwickelt. Hierauf werde ich weiter unten im Zusam
menhang mit der Frage der Zukunft eingehen. 
In einem wechselhaften und oft abträglichen internationalen Klima 
stehen die Leistungen des Rates bei der Wahrnehmung seiner 
Hauptaufgabe meines Erachtens in viel besserem Lichte da und 
besitzen eine viel unmittelbarere Relevanz, als oft zugegeben wird. 
Sicher bleiben sie weit hinter den Erwartungen zurück, die sich eine 
zwar schwer mitgenommene, aber hoffnungsvolle Welt vor vierzig 
Jahren gemacht hat, und sicher wurde hierbei nicht das gesamte 
Repertoire der in der Charta vorgeschlagenen Maßnahmen wirk
sam ausgeschöpft. Angesichts der ungünstigen politischen Bedin
gungen, unter denen der Sicherheitsrat zumeist tätig sein mußte, 
zeugen diese Leistungen aber dennoch von beträchtlichen Bemü
hungen, alternative Wege zur Erhaltung des Friedens zu finden. 
Daß das System der Vereinten Nationen zur Erhaltung des Friedens 
und der Sicherheit unter den derzeitigen Gegebenheiten viele 
Schwächen und Mängel aufweist, kann nicht in Abrede gestellt wer
den. Es leidet darunter, daß es im Sicherheitsrat nicht oft genug 
Einstimmigkeit gibt und es an kollegialem Geist mangelt. Es leidet 
darunter, daß die Beschlüsse des Rates nicht genügend geachtet 
und befolgt werden. Oft leidet es unter der mangelnden Bereit
schaft, gefährlichen Situationen zuvorzukommen, ja diese wenig
stens vorherzusehen und sich die Möglichkeiten des Rates in einem 
Stadium zunutze zu machen, in dem die Probleme möglicherweise 
noch eher zu bewältigen wären. Es leidet darunter, daß der Rat 
nicht fähig ist, einige Probleme überhaupt anzugehen. Ich möchte 
jedoch behaupten, daß der Sicherheitsrat in den letzten vierzig Jah
ren in der weltpolitischen Wirklichkeit — im Gegensatz zu den ver
schiedenen rhetorischen Darstellungen derselben Ereignisse — da
durch eine entscheidende und oft zentrale Rolle gespielt hat, daß er 
für Stabilität gesorgt und Konflikte eingedämmt hat. 
Wir müssen uns somit fragen, wie diese Rolle gefördert und was 
getan werden könnte, damit der Rat stärker in die Position hinein
wächst, die ihm die Charta zugedacht hat. Sicher wäre es höchst 
wünschenswert, wenn sich die Beziehungen zwischen den Ständi
gen Mitgliedern so wandeln würden, daß der Rat vor allem wieder 
die Stellung einnimmt, die ursprünglich für ihn vorgesehen war. Bis 
es jedoch so weit ist, gibt es offensichtlich noch Mittel und Wege, 
wie der Rat seine Leistungsfähigkeit auch unter den Gegebenheiten 
steigern könnte, unter denen er bereits seit vielen Jahren arbeitet. 
In meinen früheren Jahresberichten, vor allem im Bericht für 1982, 
habe ich hierzu eine Reihe von Anregungen vorgebracht. Ich 
möchte hier nicht nochmals auf sie eingehen, obzwar ich hoffe, daß 
sich die Regierungen bereit finden werden, einige davon aufzugrei
fen. Anläßlich des vierzigsten Jahrestags des Bestehens der Verein
ten Nationen möchte ich jedoch eine Reihe einfacherer Vorschläge 
machen. 

Erstens möchte ich anregen, daß die Mitglieder des Sicherheitsrats, 
insbesondere die Ständigen Mitglieder, sich entschlossen und be
wußt bemühen, ihre Mitgliedschaft im Rat dazu zu nutzen, den Rat 
in s tärkerem Maße zum Hüter des Friedens zu machen, als der er 
gedacht war, und weniger zum Austragungsort politischer und ideo
logischer Differenzen, die mit der zur Beratung stehenden Sache 
nicht unmittelbar zu tun haben, oder anders ausgedrückt, Fragen 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit Vorrang vor 
bilateralen Meinungsverschiedenheiten zu geben. 
Zweitens möchte ich anregen, daß der Sicherheitsrat sich schon 
bald in einer wohlüberlegten, konzertierten Anstrengung bemühen 
sollte, das eine oder das andere wichtige Problem, mit dem er befaßt 
ist, dadurch zu lösen, daß er von den Maßnahmen, die ihm nach der 
Charta zur Verfügung stehen, umfassenderen Gebrauch macht. 
Drittens sollten sich sämtliche Mitglieder erneut zu den aus der 
Charta erwachsenden Verpflichtungen bekennen, insbesondere so
weit diese die Nichtanwendung bzw. die Nichtandrohung von Ge
walt, die friedliche Beilegung von Streitigkeiten, die Inanspruch
nahme der in der Charta dargelegten Mechanismen zur Streitbeile
gung und die Einhaltung der Beschlüsse des Sicherheitsrats betref
fen. 
Unter den derzeitigen Umständen mögen diese Anregungen als eine 
zu grobe Vereinfachung erscheinen. Im Atomzeitalter, in dem wir 
heute leben, wäre jedoch nichts gefährlicher, als wenn es uns nicht 
gelänge, dafür zu sorgen, daß das kollektive System zur Erhaltung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit auch funktio
niert. Die Vereinten Nationen sind keineswegs ein Superstaat, sie 
sind eine Organisation souveräner unabhängiger Staaten. Die Ver
einten Nationen verfügen über keine eigene Souveränität. Die 
Souveränität liegt solange ausschließlich bei den einzelnen Mit
gliedstaaten, solange diese nichts anderes beschließen. Aufgabe der 
Vereinten Nationen und folglich des Generalsekretärs ist es somit, 
eine Annäherung der Standpunkte herbeizuführen, Anregungen 
und Anstöße zu geben. Die treibende Kraft hinter der tatsächlichen 
Ausführung müssen jedoch die Mitgliedstaaten sein. Wenn diese 
treibende Kraft zum Tragen kommt, können beachtliche Ergebnisse 
erzielt werden. Ich wäre froh, wenn sich diese treibende Kraft, die
ser kollektive Wille auf die zentrale Aufgabe der Vereinten Natio
nen — die Erhaltung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit — richten würde. Das kommende Jahr, das Jahr 1986, 
wurde zum Internationalen Friedensjahr erklärt. Wir sollten versu
chen, darin eine Aufforderung zu ernsthaftem Nachdenken und 
Handeln zu sehen. 

# • • 

Ohne kollektive Entschlossenheit und ohne das Eingeständnis eines 
Mindestmaßes an gemeinsamem Überlebensinteresse kann es 
keine sinnvollen Fortschritte in der Abrüstung geben. Die interna
tionale Unsicherheit und das Wettrüsten, gepaart mit der Angst, daß 
es möglicherweise auf neue Bereiche übergreifen könnte, führen zu 
einer endlosen, teuflischen Spirale. Was das Wettrüsten betrifft, 
kann nicht oft genug betont werden, daß das Streben nach Überle
genheit illusorisch ist. In unserem Atomzeitalter führt es ferner 
dazu, daß alle Menschen gefährdet sind, und stellt das Leben künfti
ger Generationen in Frage. 
Die Regierungen müssen den Mut aufbringen, den ersten Schritt zu 
tun. Erinnern wir uns doch an die Vision, die zu Durchbrüchen wie 
dem Teil-Teststopp-Vertrag vor etwa zwanzig Jahren geführt hat. 
Heute würde die Menschheit dadurch ein eindeutiges und wichtiges 
Zeichen dafür setzen, daß sie bereit ist, sich der nuklearen Heraus
forderung zu stellen, wenn sie sich über einen Vertrag über ein 
umfassendes Versuchsverbot für Kernwaffen einigen würde. Die 
Verabschiedung eines solchen Vertrags, durch den die ständige 
technologische Verbesserung von Kernwaffen aufgehalten würde, 
würde diesen Prozeß durchbrechen helfen, der unsere Existenz 
selbst bedroht. Es gibt noch andere Bereiche, denen wir uns drin
gend zuwenden müssen — wie beispielsweise die kernwaffenfreien 
Zonen. 
Wenngleich die Angst vor Kernwaffen angesichts ihrer möglichen 
verheerenden Auswirkungen auf die ganze Welt uns immer gegen
wärtig ist, so sind es doch die konventionellen Waffen, die jeden Tag 
unzählige Menschenleben fordern. Eine besonders schwere Verant
wortung tragen hier diejenigen, die Waffenhandel betreiben und ihn 
noch anfachen. Darüber hinaus werden durch das konventionelle 
Wettrüsten wertvolle wirtschaftliche Ressourcen vergeudet. Wir 
müssen auf praktische Maßnahmen im Bereich der multilateralen 
Abrüstung drängen, wozu auch regionale Probleme gehören, und 
dabei den Zusammenhang berücksichtigen, der zwischen Abrü
stung und Entwicklung besteht. 
Nicht nur für die Zukunft ihrer eigenen Bürger, sondern für die 
aller Völker sind bilaterale Verhandlungen zwischen den Groß
mächten zweifelsohne von entscheidender Bedeutung. In dieser 
Hinsicht hoffen wir alle, davon bin ich überzeugt, aufrichtig, daß das 
geplante Treffen zwischen der Führungsspitze der Sowjetunion und 
der Vereinigten Staaten zum Abbau der Spannungen und zu Fort
schritten bei der Abrüstung und bei anderen wichtigen Fragen bei
tragen wird. 
Gleichzeitig möchte ich nachdrücklich darauf hinweisen, daß die 
Vereinten Nationen zu den Fortschritten im Abrüstungsbereich ei-
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nen Beitrag leisten können und müssen. Die Abrüstungskonferenz 
bietet ein einmaliges multilaterales Forum für Beratungen über 
Rüstungsbegrenzung und Abrüstung. Die Vereinten Nationen tra
gen eine umfassende Verantwortung dafür, daß gefährlichen Ent
wicklungen in diesem Bereich — zum Beispiel bei den chemischen 
Waffen — entgegengewirkt wird. 
Meiner Meinung nach sollte auch aktiv untersucht werden, wie die 
Vereinten Nationen bei den Regelungen in der Frage der Verifizie
rung und der Vertragseinhaltung mithelfen könnten. Die Internatio
nale Atomenergie-Organisation verfügt wie keine andere Behörde 
über Erfahrungen auf dem Gebiet der Einhaltung des Nichtverbrei
tungsvertrags sowie dem der Sicherstellung der friedlichen Nut
zung der Kernenergie. Dieses Fachwissen könnte herangezogen 
und so ausgebaut werden, daß Kapazität zur Überwachung von 
Kernwaffenabkommen geschaffen wird. Darüber hinaus gibt es 
Vorschläge, die weitere Prüfung verdienen, denen zufolge die Ver
einten Nationen die Einhaltung dieser Verträge durch seismische 
Stationen, durch Inspektionen vor Ort oder durch Satellitenbe
obachtung verifizieren könnten. 

# * » 

Viele der größten Hoffnungen der Menschheit sind vor allem auf 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt gerichtet, der eines der 
wichtigsten Ziele des Systems der Vereinten Nationen bleiben muß. 
In den letzten vierzig Jahren wurde schon viel erreicht, doch die 
Gefahr einer Stagnation, ja sogar eines Rückschritts in einigen Tei
len der Welt gibt heute vielfach Anlaß zu Sorge und Unsicherheit. 
Es läßt sich nicht leugnen, daß die Weltwirtschaft bereits seit eini
ger Zeit Schwankungen unterworfen ist und nicht zufriedenstellend 
funktioniert. In den Industrieländern verheißen die modernen 
Hochtechnologien großen Wohlstand, führen aber gleichzeitig zu 
Überkapazitäten, zur Überalterung von Anlagen und zu Arbeitslo
sigkeit. Zahlreiche Entwicklungsländer werden, ganz abgesehen 
von grundlegenden Entwicklungsproblemen, durch ihre Schulden
last, die durch steigende internationale Zinssätze noch verschlim
mert wird, geradezu erdrückt. Alle diese Schwierigkeiten, die heut
zutage oft euphemistisch als Anpassungsprobleme bezeichnet wer
den, scheinen Teil eines umfassenden globalen Anpassungsprozes
ses zu sein und werden dadurch noch weiter verschärft, daß zahlrei
che Länder dazu tendieren, auf Protektionismus oder eine unilate
rale Wechselkurspolitik zurückzugreifen, um auf Kosten anderer 
Länder ihre eigenen Probleme zu lösen. 
Es war ja gerade dieser kurzsichtige Wirtschaftsnationalismus, der 
in den dreißiger Jahren zum Zusammenbruch der Weltwirtschaft 
führte. Dies war auch der Anlaß, aus dem gleichzeitig mit der Grün
dung der Vereinten Nationen alles getan wurde, um im Währungs-, 
Finanz- und Handelsbereich ein System von Sonderorganisationen 
zu schaffen. 
An den weltwirtschaftlichen Beratungen in den Vereinten Nationen 
nehmen nur selten diejenigen teil, die in ihrer eigenen Regierung 
letztlich für diese Fragen zuständig sind. Die Finanzministerien und 
Zentralbanken sind in anderen internationalen Foren wie der Welt
bank und dem Internationalen Währungsfonds vertreten, die sich 
ausschließlich mit Wirtschafts-, Finanz- und Währungsfragen befas
sen. 
Und doch ist in den letzten Jahren immer deutlicher geworden, daß 
Wirtschafts-, Finanz-, Währungs- und Handelsfragen untereinander 
so eng zusammenhängen und von so weitreichender politischer und 
sozialer Tragweite sind, daß sie nur im Rahmen eines umfassende
ren politischen Prozesses erfolgreich gelöst werden können. Was die 
internationale Entwicklung betrifft, wurde dieser Tatsache mit der 
Schaffung der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten 
Nationen und mit dem Ruf nach einer neuen internationalen Wirt
schaftsordnung Rechnung getragen, doch inzwischen gilt dasselbe 
für eine noch größere Palette von Fragen. Das Vorgehen der Verein
ten Nationen und die Art und Weise, in der sich Regierungen in der 
Weltorganisation vertreten lassen, müssen dieser neuen Entwick
lung gerecht werden, wenn die Bemühungen um die Bewältigung 
von Problemen, die praktisch alle Menschen betreffen, zielführend 
und gut durchdacht sein sollen. 
Immer weniger macht die Notwendigkeit der internationalen Zu
sammenarbeit in Wirtschaftsfragen vor den traditionellen Grenzen 
der Sektoren halt, die auf nationaler Ebene durch die verschiedenen 
Ministerien und auf internationaler Ebene durch die verschiedenen 
Sonderorganisationen repräsentiert werden. Vie'fach ist allerdings 
eine wirksamere und pragmatischere Einschaltung der Vereinten 
Nationen als Forum zur Bündelung der praktischen Bemühungen 
vonnöten. Damit soll keineswegs die Bedeutung der Tätigkeit der 
Sonderorganisationen geschmälert, sondern ganz im Gegenteil ihre 
Leistungsfähigkeit und Zweckmäßigkeit erhöht werden. Parallel 
hierzu müssen auch auf nationaler Ebene Koordinierungsanstren
gungen unternommen werden. Wenn das internationale System er
folgreich funktionieren soll, müssen die Ministerien in den einzel
nen Staaten gemeinsam und in Absprache miteinander auf verein
barte Ziele hinarbeiten. 
Dem Wirtschafts- und Sozialrat sollte die bedeutsame Aufgabe zu
fallen festzustellen, wo auf internationaler Ebene neue gemeinsame 

Maßnahmen ergriffen werden müssen und können. Die Mitglieder 
versuchen, den Rat effizienter zu machen, und das Sekretariat ist 
bestrebt, seine Unterstützung qualitativ zu verbessern. Obzwar 
schon einige Fortschritte erzielt worden sind, bleibt noch viel zu tun, 
wenn der Rat der ihm in der Charta zugewiesenen großen Aufgabe 
gerecht werden und klar aufzeigen soll, in welcher Richtung und in 
welchem Geist wir alle gemeinsam vorgehen sollten. 
Die wirtschaftlichen Veränderungen, denen wir uns gegenüberse
hen, sind von einer solchen Größenordnung und Komplexität, daß 
sich kein Land auf sich allein gestellt ihnen anpassen kann. Wir 
sehen dies beispielsweise an den Versuchen, heimische Arbeits
plätze vor der Konkurrenz durch Einfuhren zu schützen, mit dem 
Ergebnis, daß die Arbeitslosigkeit exportiert wird. Wir müssen un
bedingt zu einer umfassenderen Sicht und zu einem dynamischeren 
Verständnis des globalen Charakters der Probleme gelangen, mit 
denen wir konfrontiert sind. Diese Sicht muß auf der rückhaltlosen 
Anerkennung der Interdependenz, der praktischen Notwendigkeit 
einer gerechten Verteilung der Lasten und der Rücksichtnahme auf 
die Interessen anderer aufbauen. Ein solches System würde schließ
lich reiche Früchte tragen — beispielsweise eine bessere Nutzung 
der Ressourcen, weniger Arbeitslosigkeit, größere wirtschaftliche 
Effizienz und soziale Gerechtigkeit. Leider ist es auf der anderen 
Seite jedoch so, daß die allgemeine Durchsetzung eines solchen Vor
gehens ebenfalls mit umfangreichen Schwierigkeiten verbunden 
ist. 
Die internationale Schuldensituation ist besonders beunruhigend. 
Viele Schuldnerländer sehen sich nun erneut äußerst schwachen 
Exportmärkten gegenüber. Real sind die Rohstoffpreise heute nied
riger als in den dreißiger Jahren und verfallen noch weiter. Die 
Zinssätze hingegen sind weiterhin hoch, und es scheint keine Anzei
chen dafür zu geben, daß wieder neue Kredite gewährt werden — 
ganz im Gegenteil. Als Antwort auf das Versiegen der Bankkredite 
sind etliche Schuldnerländer dazu übergegangen, ihre Einfuhren zu 
drosseln, ihren Lebensstandard zu senken und ihre Entwicklungs
programme so weit zu beschneiden, daß dies mittlerweile äußerst 
ernste soziale, ja sogar politische Folgen hat. Darüber hinaus 
schwächt der Verlust an Märkten den ohnehin prekären Auf
schwung in den Industrieländern. 
Es besteht allseits starkes Interesse an der Beilegung der Schulden
krise. Das Schuldenproblem zeigt jedoch die Widersprüchlichkeiten 
auf, die alle Versuche, in einer positiven Richtung voranzukommen, 
zum Scheitern verurteilt. Während Bemühungen im Gang sind, 
durch längerfristige Umschuldungsmaßnahmen die Belastung zu 
senken, wird anderswo zu protektionistischen Maßnahmen gegrif
fen, die diese Bemühungen wieder zunichte machen. Meiner Mei
nung nach müssen alle Aspekte dieser Situation, auch ihre politi
schen, unbedingt rasch und in umfassender Weise gemeinsam un
tersucht werden. 
Die Förderung eines besseren Verständnisses der weltweiten wirt
schaftlichen und sozialen Probleme ist eine wesentliche Aufgabe 
der Vereinten Nationen und anderer internationaler Organisatio
nen. In diesem Bereich sind einige erfreuliche Entwicklungen zu 
verzeichnen. Zweifellos wurde mit der in den letzten fünfzehn Jah
ren unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen veranstalte
ten Reihe von Konferenzen über globale Probleme ein neuer Weg 
beschritten, um das Wissen um diese Probleme zu mehren, sie stär
ker ins Bewußtsein zu rufen und zu versuchen, gemeinsame Lö
sungsansätze auszuarbeiten. Die derzeitigen internationalen Bemü
hungen um die Bewältigung der Probleme in Afrika zeigen auch, 
daß die internationale Gemeinschaft bereit ist, ihre Fähigkeiten und 
ihre Ressourcen zur Lösung einer Reihe konkreter Probleme einzu
setzen. 
Sowohl im wirtschaftlichen als auch im politischen Bereich sehen 
wir uns gezwungen, unsere Institutionen gezielter und wirksamer 
den Realitäten unserer Zeit anzupassen. Wir müssen lernen, mit 
unserer zunehmenden wirtschaftlichen Interdependenz fertig zu 
werden — eine gigantische, Furcht einflößende Aufgabe. Wenn wir 
uns ihr allerdings nicht stellen, kann dies zu wirtschaftlichem und 
sozialem Niedergang und Chaos führen, was angesichts der Gege
benheiten unserer Zeit wiederum ebenso schwerwiegende und kata
strophale Folgen haben kann, wie wenn es uns nicht gelingt, im 
Atomzeitalter ein kollektives System zur Erhaltung des Weltfrie
dens und der internationalen Sicherheit zu entwickeln. 

* * * 
Die internationale Zusammenarbeit gilt heute selbst auf Gebieten 
als unerläßlich, wo sie noch vor nicht allzu langer Zeit als utopisch 
angesehen wurde. Die Erfolge der Programme und Organisationen 
der Vereinten Nationen im Bereich der sozialen und wirtschaftli
chen Entwicklung sind weltweit anerkannt. Unter dem Druck der 
Notwendigkeit wurde das System der Vereinten Nationen zu einer 
globalen Quelle für Rat und Unterstützung, für die Zusammenarbeit 
und Koordinierung in allen Bereichen, in denen Regierungen unge
achtet ihrer weltanschaulichen Differenzen gemeinsam aktiv wer
den müssen. 
Es ist eine Ironie, daß gerade am Beginn einer Phase unserer 
Geschichte, in der kooperativer Internationalismus so offensichtlich 
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zu einer praktischen Notwendigkeit geworden ist, zumindest von 
einigen Seiten davon abgegangen wird. Vielerorts werden Zweifel 
an internationalen Organisationen laut, die sich darum bemühen, in 
das Gemeinwesen der Staaten und in die Weltwirtschaft größere 
Ordnung zu bringen, und gerade an den Vereinten Nationen wird 
besonders scharfe Kr i t ik geübt. Wir müssen dieses Phänomen un
tersuchen und versuchen, es zu verstehen. Sicherlich ist der vierzig
ste Jahrestag der Gründung der Organisation ein guter Zeitpunkt, 
um dieses Problem sowie die Rolle der Mitgliedstaaten bei der Aus
einandersetzung mit ihm einer gemeinsamen Betrachtung zu unter
ziehen. 
Die Tatsache, daß es Regierungen nur schwer gelingt, die Tätigkeit 
der Vereinten Nationen zu ihrer eigenen Zufriedenheit zu beeinflus
sen, wirkt sich zweifellos stark auf die Einstellung einiger Regierun
gen gegenüber den Vereinten Nationen aus. Gewiß trugen auch die 
ungewohnte Komplexität, die sich aus der Ausweitung der Anzahl 
der Mitglieder ergibt, und ein geändertes Abstimmungsverhalten 
sowie Fälle, in denen Unstimmigkeiten und Meinungsverschieden
heiten zu Lasten der umfassenderen Bereiche der Übereinstim
mung und gemeinsamen Interessen stärker ins Licht gerückt wur
den, das ihre dazu bei. Unter diesen Umständen besteht die Ten
denz, die Vereinten Nationen zum Sündenbock für aktuelle Pro
bleme und Unklarheiten zu machen und in ihnen eher die Verkör
perung mangelnder internationaler Autorität und Verantwortung 
zu sehen als ein Instrument der Zusammenarbeit bei der Bewälti
gung der aktuellen Probleme einer global gewordenen Gesell
schaft. 
Es ist nicht zu vermeiden, daß gerade die Generalversammlung, das 
Organ der Vereinten Nationen mit der umfassendsten Vertretung, 
die Hauptlast der Kr i t ik an den Vereinten Nationen zu tragen hat. 
Nur in der Generalversammlung ist die Welt in ihrer vollen Vielfalt 
zu sehen, und gerade hier werden Meinungsverschiedenheiten und 
Konflikte besonders dramatisch ins Rampenlicht gerückt. Alles in 
allem ist die Generalversammlung eine Welt-Bürgerversammlung 
in erster Annäherung. Weit weniger bekannt ist die mühevolle 
Kleinarbeit, die im Rahmen der Versammlung auf die Kodifizierung 
des Völkerrechts und internationaler Verhaltensnormen und auf die 
Weckung und Wachhaltung des Interesses an lebenswichtigen Fra
gen verwandt wird. 
Im Laufe der Jahre sind viele Anstrengungen zur Reform der Gene
ralversammlung und zur Straffung und Rationalisierung ihrer Ver
fahren unternommen worden. Man muß dabei jedoch bedenken, daß 
die Generalversammlung der Ausdruck der Universalität der Mit
gliedschaft ist und einen breiten und vielfältigen Tätigkeitsbereich 
hat. Wenn sie ihren eigentlichen Sinn behalten soll, ist eine Straf
fung daher nur schwer möglich. Dennoch gibt es sicher Möglichkei
ten, wie sich die Leistungsfähigkeit der Generalversammlung 
schrittweise verbessern ließe. 
Eine der wesentlichsten Maßnahmen für eine Verbesserung des 
politischen Prozesses in der Generalversammlung wäre meiner 
Meinung nach, daß vor jeder Tagung in weit größerem Maß Konsul
tationen zwischen den Staaten stattfinden und daß entschlossen 
danach gestrebt wird, in wichtigen Fragen einen Konsens herbeizu
führen und die Rhetorik der Konfrontation zu vermeiden. Andern
falls wird die Qualität des politischen Prozesses in der Generalver
sammlung Schaden nehmen. 

» • • 

Die mit dem Amt des Generalsekretärs verbundenen oder an ihn 
delegierten Aufgaben und Pflichten stellen eine große Herausforde
rung dar. Die Aufgaben des Generalsekretärs und des Sekretariats 
haben in den ersten vierzig Jahren des Bestehens der Vereinten 
Nationen eine bemerkenswerte Entwicklung durchgemacht. Beiden 
liegt der Gedanke eines unabhängigen und objektiven internationa
len Dienstes zugrunde. 
Über die Entwicklung des Amts des Generalsekretärs im Verhältnis 
zur Entwicklung der internationalen Institutionen überhaupt 
möchte ich nur eine Feststellung treffen. Ich weiß die Unterstützung 
und das Verständnis, die dem Generalsekretär entgegengebracht 
werden, und das in ihn gesetzte Vertrauen zwar zutiefst zu würdi
gen, manchmal fürchte ich jedoch, daß die Delegation von Aufgaben 
an den Generalsekretär in bestimmten Fällen dazu führen kann, 
daß die Mitgliedstaaten nicht ganz die Anstrengungen unterneh
men, die nach der Charta von ihnen erwartet werden. Dies wäre 
einer erfolgreichen Weiterentwicklung der Vereinten Nationen als 
politischer Institution nicht zuträglich. 
Dessen ungeachtet glaube ich, daß dem Interesse der gesamten 
Organisation gedient wäre, wenn der Generalsekretär noch mehr in 
die Lage versetzt würde, als objektive dritte Partei zu fungieren. 
Stille Diplomatie hat natürlich viel für sich, sie allein reicht jedoch 
manchmal nicht aus. Ich denke insbesondere an eine weiter rei
chende und frühere Zuhilfenahme von Ermittlungen und Beobach
tungen. Ferner denke ich an die Notwendigkeit, sich regelmäßiger 
und systematischer einen Überblick über den Stand des Weltfrie
dens und der internationalen Sicherheit zu verschaffen, eine Aufga
be, an welcher der Sicherheitsrat und der Generalsekretär gemein
sam beteiligt sein sollten. Das beste Radargerät der Welt ist weder 
zuverlässig noch erfüllt es seinen Zweck, wenn es den umliegenden 

Raum nicht systematisch abtastet. Das gleiche scheint mir auch auf 
die Aufgabe der Wahrung des Weltfriedens zuzutreffen. 
Die Grundlagen des internationalen öffentlichen Dienstes — Unab
hängigkeit gegenüber Druckausübung durch die Nationalstaaten, 
Leistungsfähigkeit, fachliche Eignung und Integrität — müssen 
dem Sekretariat auch weiterhin als Leitprinzipien dienen. Im Laufe 
der Jahre haben sie sich insbesondere in Krisen und strittigen 
Situationen bewährt. Das Sekretariat muß ständig bemüht sein, der 
verläßliche Arm zu sein, den man benötigt, um den sich ständig ver
ändernden Anforderungen der Vereinten Nationen gerecht zu wer
den. 
Es geht mir jedoch darum herauszufinden, mit welchen Politiken 
und Methoden der für den internationalen öffentlichen Dienst ge
forderte Standard an Leistungsfähigkeit und Integrität am besten 
erreicht werden kann. Der Aufbau eines solchen Dienstes mit Be
diensteten aus mehr als 100 Mitgliedstaaten ist keine leichte Aufga
be. Ich bin keineswegs davon überzeugt, daß wir in allen Fällen die 
richtigen Lösungen, die richtigen Regeln oder die wirksamste Orga
nisationsform für das Sekretariat gefunden haben. Ich bin dafür, 
daß wir unsere Bemühungen um die Verbesserung der bestehenden 
Gepflogenheiten in Verwaltungs-, Personal- und Haushaltsfragen 
der Vereinten Nationen weiter verfolgen. Ich glaube jedoch, daß die 
besten Ergebnisse im Rahmen der Autorität des Generalsekretärs 
nach Kapitel XV der Charta erzielt werden können und sollten. Dies 
ist sowohl für gutes Management als auch für die Interessen der 
Vereinten Nationen als Ganzes unerläßlich. 
Ich habe immer wieder unterstrichen, daß das Sekretariat nichts 
unversucht lassen darf, um die Ressourcen, die der Organisation zur 
Verfügung stehen, so effizient wie möglich einzusetzen und dafür zu 
sorgen, daß Frauen im Sekretariat angemessene Aufgaben übertra
gen werden. Ich habe eine Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung 
des Managements in die Wege geleitet, und dieser fortlaufende Pro
zeß wird ständig weiter verfolgt. In Zeiten des Wandels ist es beson
ders wichtig, daß Programme und Strukturen laufend evaluiert und 
überdacht und die erforderlichen Reformen durchgeführt werden. 
Bei der Erstellung meiner Vorschläge für den laufenden und den 
kommenden zweijährlichen Programmhaushalt war ich bestrebt, 
alle Mitgliedstaaten erneut meiner Entschlossenheit zu versichern, 
dafür zu sorgen, daß die dem Sekretariat obliegenden Programme 
auf die kostenwirksamste Ar t abgewickelt werden. Ich kann aller
dings nicht umhin, meiner tiefen Besorgnis darüber Ausdruck zu 
verleihen, daß bestimmte Mitgliedstaaten ihre ordnungsgemäß ver
anschlagten Beiträge fallweise zurückhalten. Dies kann sich auf die 
künftige Lebensfähigkeit unserer Organisation nur in höchstem 
Maße nachteilig auswirken. 

Wenn man sich über die Zukunft der Vereinten Nationen Gedanken 
macht, so fällt auf, daß sie insofern eine Sonderstellung unter den 
politischen Institutionen einnehmen, als sie zu ihrer Basis, den >Völ-
kern der Vereinten Nationen<, die in den ersten Worten der Charta 
zu uns sprechen, nur geringen direkten Kontakt haben. Dies ist eine 
heikle Angelegenheit, denn die unabhängige nationale Souveränität 
der Mitgliedstaaten ist eine Grundvoraussetzung der Charta. Den
noch läßt sich nicht leugnen, daß sich die Vereinten Nationen mit 
immer mehr Fragen befassen, die große internationale Bedeutung 
besitzen, die aber gleichzeitig auch auf der innenpolitischen Ebene 
beträchtliche Auswirkungen haben. Nur die innenpolitische Unter
stützung in jedem einzelnen Mitgliedstaat gewährleistet, daß solche 
Fragen auch wirklich aufgegriffen und wirksame Durchführungs
maßnahmen ergriffen werden. Hierbei könnte eine weit s tärkere 
Einbeziehung nichtstaatlicher Organisationen im weitesten Sinne 
des Wortes eine bedeutende Rolle spielen. Welch ungeheuren unmit
telbaren Wert und Einfluß diese Organisationen besitzen, haben wir 
in einer Reihe von Weltkonferenzen und ebenso in den bemerkens
werten, weltumspannenden Bemühungen von freiwilligen Hilfsor
ganisationen, Unterhaltungskünstlern und anderen sehen können, 
die sich für Hilfsaktionen in Afrika und anderswo auf der Welt ein
gesetzt haben. 
Wir sollten auch eine offenere und systematischere Auffassung von 
einem zweckmäßigen internationalen Dienst fördern, als dies bis
her der Fall war. Insbesondere sollten wir uns mehr bemühen, Wege 
zu ersinnen, wie wir junge Menschen direkt für Anliegen der Welt
gemeinschaft gewinnen können. 

Zu den großen politischen Fragen, mit denen sich die Vereinten 
Nationen befassen und in denen dem Generalsekretär vielfach be
sondere Aufgaben zukommen, habe ich mich in einer Reihe anderer 
Berichte an die Generalversammlung und den Sicherheitsrat im 
Detail geäußert. Ich möchte mich daher nicht wiederholen, indem 
ich die in diesen Berichten angesprochenen Situationen behandle. 
Ich möchte jedoch bestimmte andere große Themen unserer Zeit 
ansprechen, die unsere Zukunft wesentlich bestimmen werden. 
Vielleicht die weitreichendste und komplizierteste dieser Fragen ist 
jene der Menschenrechte, die jeden angeht. 
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die vor nahezu 37 
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Jahren verabschiedet worden ist, gilt wohl als eine der großen Lei
stungen der Vereinten Nationen. Mit der Erklärung und den Pakten 
und Konventionen, die aus ihr hervorgegangen sind, erhielt die Welt 
den ersten internationalen Menschenrechtskodex, in dem völker
rechtlich normiert und festgelegt ist, wie der Staat den einzelnen zu 
behandeln hat. Die Vereinten Nationen haben darüber hinaus kon
krete Mechanismen geschaffen, mit denen die Einhaltung dieser 
Übereinkünfte überwacht wird, und stellen den Regierungen immer 
mehr Beratungsdienste und fachliche Hilfe im Bereich der Men
schenrechte zur Verfügung. 
Wir müssen uns dennoch darüber im klaren sein, daß trotz aller die
ser Fortschritte die Achtung der Rechte und Freiheiten des einzel
nen durch die Staaten weiterhin einer ständigen und sorgsamen 
Überwachung bedarf. Nach wie vor finden massive Menschen
rechtsverletzungen statt, die oft ein tragisches Ausmaß annehmen. 
Zahlreiche Staaten haben weder die entsprechenden internationa
len Konventionen ratizifiert, noch ihr Recht oder ihre Institutionen 
mit den von Vereinten Nationen verkündeten internationalen Nor
men in Einklang gebracht. Noch immer werden Menschen aus poli
tischen, religiösen oder rassischen Gründen verfolgt. Minderheiten 
und eingeborene Bevölkerungsgruppen sind oft nur ungenügend 
geschützt. Schließlich gibt es Fälle, in denen die Bereitschaft der 
Regierungen, mit den Vereinten Nationen und ihren Organisatio
nen zu kooperieren, viel zu wünschen übrig läßt. 
Im vierzigsten Jahr des Bestehens der Vereinten Nationen wollen 
wir uns gemeinsam und jeder für sich von neuem in den Dienst der 
ungehinderten Verwirklichung der Allgemeinen Erklärung und der 
Internationalen Pakte stellen. In diesem Sinne rufe ich diejenigen 
Staaten, die die Pakte noch nicht ratifiziert haben, dazu auf, dies zu 
tun. Ich appelliere an alle Staaten, die Verfahren, die zur Untersu
chung von Menschenrechtsverletzungen geschaffen worden sind, zu 
unterstützen, zu stärken und sich an ihnen zu beteiligen und den 
Schutz der Menschenrechte zu gewährleisten. 
Ein besonders wichtiger Teilbereich der Menschenrechte ist die 
Rassendiskriminierung, die in unserer Gesellschaft in jeder Hin
sicht verpönt sein sollte und die das gesellschaftliche und politische 
Klima auf gefährlichste Weise vergiftet. In einem konkreten Ex
tremfall, der Apartheidpolitik Südafrikas, hat die Situation inzwi
schen aufgrund der mangelnden Bereitschaft zu zeitgerechten Re
formen eine bedrohliche, gewalttätige Entwicklung genommen, zu 
der der Sicherheitsrat vor kurzem Stellung genommen hat. Ich 
brauche meine mit Nachdruck vertretenen Ansichten zu dem ab
scheulichen Apartheidsystem und zu der ungeheuren menschlichen 
Tragödie, die es verursacht hat, wohl kaum zu wiederholen. Ich hof
fe, daß auch in diesem schon sehr späten Stadium noch Maßnah
men ergriffen und Kontakte hergestellt werden können, durch die 
das Schlimmste vermieden werden kann. Hier kann ich nicht um
hin hinzuzufügen, daß neben der Apartheid ein weiterer wesentli
cher Grund der Spannungen und des Leids im Südlichen Afrika die 
Tatsache ist, daß Namibia nicht gemäß dem Plan der Vereinten 
Nationen in die Unabhängigkeit entlassen wird. 
Ein ungeheuer großes, weit verbreitetes soziales Übel stellt das auf
kommende Drogenproblem dar, das das Leben von unzähligen Mi l 
lionen von Menschen zerstört und sogar die Integrität und Stabilität 
von Regierungen untergräbt. In weiten Teilen der Welt hat die Gei
ßel des Drogenmißbrauchs und des unerlaubten Drogenverkehrs, 
angefacht durch die ungeheuren Profite, die damit erzielt werden 
können, ein kritisches Stadium erreicht. Angesichts der zunehmen
den Größenordnung dieses Problems — und dies trotz immer inten
siverer Bemühungen der Regierungen, es in den Griff zu bekom
men — muß der besseren Koordinierung der Bemühungen noch 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden, damit ein ganzer Katalog 
wirksamer Strategien zur Bewältigung der sich stellenden neuen 
Aufgaben ausgearbeitet werden kann. Das Drogenproblem kann 
eindeutig nicht länger als ein rein soziales, weitgehend innerstaatli
ches Anliegen angesehen werden. 
Angesichts dieser Tatsachen habe ich den Vorschlag zur Einberu
fung der ersten weltweiten Konferenz gemacht, die sich mit allen 
Aspekten des Drogenmißbrauchs und des unerlaubten Drogenver
kehrs befassen soll. Ich gehe davon aus, daß eine solche Konferenz 
auf Maßnahmen ausgerichtet sein wird. Sie sollte dazu dienen, die 
Weltöffentlichkeit s tärker auf die zunehmenden Probleme des Dro
genmißbrauchs aufmerksam zu machen, das volle Potential des Sy
stems der Vereinten Nationen zu mobilisieren und ein Aktionspro
gramm für die internationale, regionale und nationale Ebene her
vorzubringen. Es ist an der Zeit, daß die internationale Gemein
schaft im Rahmen eines weltweiten Versuchs, dieser tödlichen Ge
fahr Herr zu werden, vermehrte Anstrengungen unternimmt. 
Praktisch kein Winkel unseres Planeten bleibt inzwischen von Ter
rorakten verschont. Diese Akte sind besonders schwer in den Griff 
zu bekommen, da es sich hierbei um Verzweiflungstaten verzweifel
ter Menschen handelt, die bereit sind, ohne Rücksicht auf ihr eige
nes Leben gegen die Gesetze eines Landes und gegen das Völker
recht zu verstoßen. Der tragischste Aspekt dieses Problems besteht 
darin, daß dabei immer mehr unschuldige Zivilpersonen ums Leben 
kommen, eine Tatsache, die ich mehrfach verurteilt habe. Wie be
reits erwähnt, bestehen einige der erforderlichen völkerrechtlichen 
Instrumente bereits, und es ist an der Zeit, daß die Regierungen sich 

gemeinsam bemühen, diese auch anzuwenden. In diesem Zusam
menhang könnten die Regierungen vielleicht überlegen, welche 
weiteren Maßnahmen der internationalen Zusammenarbeit in wirk
samer Weise ausgearbeitet werden könnten. 
Wenn wir unser Handeln bei großen gemeinsamen Problemen in
ternational miteinander abstimmen, dann — davon bin ich über
zeugt — können wir auch beginnen, die soziale und politische Soli
darität und das gegenseitige Vertrauen zu entwickeln, die uns 
schließlich im traditionelleren Bereich der politischen Probleme zu
gute kommen werden. Es gibt mehrere ermutigende Beispiele für 
ein solches Handeln, und ich möchte einige von ihnen kurz anfüh
ren: 
> Die internationalen Bemühungen um die Linderung der Not der 

Flüchtlinge und um ihre freiwillige Rückkehr oder Neuansied-
lung sind eine der praktischsten Ausdrucksformen der interna
tionalen Solidarität. 

> Die Maßnahmen zur Verbesserung der Ernährungssicherheit 
für alle Länder haben uns in unserem Kampf, die Welt vom Hun
ger zu befreien, vorangebracht. 

> Das große Unterfangen, bis 1990 Schutzimpfungen für alle Kin
der der Welt zu ermöglichen, scheint nun verwirklicht werden zu 
können, wenn der Wille an den Tag gelegt wird, eine letzte 
Anstrengung zu unternehmen. Ich appelliere eindringlich an die 
führenden Staatsmänner der Welt, diesem lebenswichtigen uni
versellen Unterfangen, durch das unzählige junge Menschenle
ben gerettet werden können, ihre vollständige Unterstützung zu 
gewähren. 

In diesen und vielen anderen Bereichen hat sich das Spektrum des
sen, was möglich ist, in dem Maße ständig erweitert, in dem die 
internationale Zusammenarbeit ihren festen Platz in der Regelung 
der internationalen Angelegenheiten eingenommen hat. 
Ein weiteres wichtiges Beispiel ist die Weltkonferenz zur Frauende
kade der Vereinten Nationen, die in Nairobi abgehalten wurde und 
die die im Rahmen der Frauendekade der Vereinten Nationen er
zielten Fortschritte überprüfen sollte; ihre Arbeit hat einen erfolg
reicheren Abschluß gefunden, als mancherseits erwartet wurde, und 
zu meiner Genugtuung wurde von ihr einvernehmlich ein umfang
reicher Katalog von Vorschlägen für die Zukunft verabschiedet. 
Offensichtlich hat sich das Bewußtsein von der ungeheuren Wich
tigkeit der Frauenfrage letzten Endes durchgesetzt. Noch läßt sich 
die volle Bedeutung und Tragweite dieser dynamischen, weithin 
repräsentativen Versammlung nur schwer abschätzen. Eines steht 
jedoch fest: Die Frage der vollen und gleichberechtigten Mitwir
kung der Frau in allen Aspekten menschlicher Bestrebungen, die 
im Laufe der Geschichte weithin verdunkelt und unterdrückt wor
den ist, hat eine solche Wichtigkeit und Vitalität gewonnen, daß die 
verschiedenen praktischen Maßnahmen, die sich an die Konferenz 
von Nairobi anschließen müssen, ungeheure Impulse erfahren ha
ben. Ich hoffe, daß dies darüber hinaus dem politischen Denken und 
Handeln weltweit eine gesunde neue Dimension verleihen wird. 

» # # 

Ich habe bereits die Bereitschaft der Völkergemeinschaft, auf 
menschliche Katastrophen zu reagieren, angesprochen. Wenn der 
afrikanische Kontinent heute auch unsere dringendste Aufmerk
samkeit in Anspruch nimmt, so hat die internationale Gemeinschaft 
doch nur langsam auf die ersten Warnsignale reagiert, die die dürre
bedingten Krisen in mehreren afrikanischen Nationen ankündig
ten. Für viele Tausende von Menschen kam die Reaktion zu spät. 
Der großen Mehrheit der 30 Millionen Afrikaner, die unter der aus
gedehntesten und katastrophalsten Dürre seit Menschengedenken 
leiden, hat eine einzigartige Partnerschaft zwischen den Regierun
gen der betroffenen afrikanischen Länder und der internationalen 
Gemeinschaft jedoch Leben und Hoffnung gebracht. Dank dieser 
Partnerschaft ist es gelungen, einer Katastrophe von beispiellosem 
Ausmaß, zu der es sonst gekommen wäre, Einhalt zu gebieten, und 
ihr ist es auch fast mit Sicherheit zu verdanken, daß mehrere Millio
nen Menschenleben gerettet wurden. Die Vereinten Nationen haben 
in diesem großen Beispiel internationaler humanitärer Zusammen
arbeit eine zentrale, ja unverzichtbare Rolle gespielt und werden 
dies auch in Zukunft in mancherlei Weise tun. 
Millionen von Afrikanern sehen noch immer einer schwierigen und 
ungewissen Zukunft entgegen, die hoffnungsvoller sein könnte, 
wenn die Partnerschaft, die in Reaktion auf den Bedarf Afrikas an 
Katastrophenhilfe geschmiedet worden ist, auch in der jetzt bevor
stehenden, so ausschlaggebenden Erholungsperiode bestehen blie
be. Wir müssen bereit sein, langfristige Entwicklungshilfepro
gramme zu planen und durchzuführen, die eine Wiederholung sol
cher Tragödien verhindern und die ihnen zugrundeliegenden Ursa
chen angehen sollen. 

* # # 

Auf dem Weg durch die vergangenen vierzig Jahre haben wir viele 
Erfahrungen gemacht, von denen einige ermutigend, andere wieder 
enttäuschend waren; viele davon haben uns weiser werden lassen. 
Wir haben viele Aufgaben auf uns genommen und uns mit manchen 
unnötig belastet. Was die Zukunft betrifft, so sollten wir uns ent
scheiden, welche Tätigkeiten wirklich von Nutzen sind und welche 
wir gut und gerne als Ballast abwerfen können. 
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Wir sollten nie vergessen, daß wir die Mittel geschaffen haben, um 
uns selbst zu vernichten, und daß eine große Willensanstrengung 
und viel Klugheit erforderlich sein werden, wenn wir ein System 
errichten sollen, das wirksam den Frieden wahrt und den Interes
sen aller Völker dieser Erde dient. Sehen wir in der Zukunft doch 
eine neue Gelegenheit und nicht die Gefahr der Katastrophe. Erin
nern wir uns an all die Dinge, die wir als Menschen gemein haben, 
an all die Wunder, die der menschliche Geist geschaffen hat, und an 
all die herrliche Vielfalt unserer Welt. 

Sehen wir doch vor allem bei dieser Gelegenheit die Vereinten 
Nationen so, wie ihre Gründer sie gesehen haben, nämlich als aus
sichtsreiche Hoffnung für die Zukunft und nicht nur als freudlosen 
Träger der Bürden der Vergangenheit. Wir müssen unsere Schwie
rigkeiten und die uns drohenden Gefahren realistisch einschätzen. 
Doch wollen wir auch entschlossen sein, Wege zu finden, wie wir sie 
gemeinsam meistern können. 3 September 1985 

Anmerkung: Für die Überschrift ist die Redaktion verantwortlich. 

Konzentration auf das Wesentliche ist vonnöten 
Rede des Bundesaußenministers aus Anlaß der Feier des 40. Jahrestages der Gründung der 
Vereinten Nationen vor der 40. Generalversammlung (21. Oktober 1985) HANS-DIETRICH GENSCHER 

Herr Präsident! Ich habe am 26. September dieses Jahres vor der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen die Politik meines 
Landes dargelegt. Heute habe ich die Ehre, aus Anlaß der Feier des 
40. Jahrestages der Gründung der Vereinten Nationen zu spre
chen. 
Die Vereinten Nationen sind die Antwort der Völkergemeinschaft 
auf die Katastrophe des Zweiten Weltkrieges. Diese Antwort mußte 
nicht nur mit dem Entsetzen über fünfzig Millionen Tote fertig wer
den. Sie mußte den Zusammenbruch einer Weltordnung feststellen, 
die über Jahrhunderte von Europa aus bestimmt worden war. Die 
Gründungsväter der Vereinten Nationen mußten das Konzept einer 
neuen Weltordnung entwickeln. Die neue internationale Organisa
tion mußte — im Gegensatz zum Völkerbund — wirklich weltum
spannend, universal sein. 
Dieses Ziel ist fast erreicht. Die Vereinten Nationen selbst haben 
mit der Durchsetzung der Entkolonisierung ganz wesentlich zu die
ser Universalität beigetragen. Die Ächtung des Krieges, das Verbot, 
auf die Gewalt zur Verwirklichung politischer Ziele zurückzugrei
fen, mußten als zwingendes Völkerrecht bestätigt werden. Die Ver
einten Nationen haben erreicht, daß Krieg und Gewalt nicht mehr 
legitime Mittel der Politik sind. Auch wenn es seit 1945 zahlreiche 
Kriege gegeben hat und noch gibt, es gilt: Wer zu den Waffen greift, 
muß sich hier in den Vereinten Nationen vor der Weltöffentlichkeit 
rechtfertigen. Er kann sich dabei nur auf die Notwendigkeit der 
Selbstverteidigung berufen. 
Die Gründungsväter der Vereinten Nationen haben den Frieden in 
neuen Dimensionen verstanden. Die Nichtanwendung von Gewalt 
ist nur eine dieser Dimensionen. Die Ursachen möglicher Konflikte 
müssen beseitigt werden. Deshalb nimmt die Förderung der wirt
schaftlichen und sozialen Wohlfahrt zu Recht einen so hohen Rang 
unter den Zielen der Vereinten Nationen ein. Ohne diese Anstren
gungen wären die Menschen in der Dritten Welt ärmer. Der Hunger 
wäre noch größer. Viel weniger könnten lesen und schreiben. 
Krankheiten und Seuchen wären noch verbreiteter. 
Den Vereinten Nationen geht es auch um die Rechte des Individu
ums. Gerechtigkeit und Wahrung der Menschenrechte werden in 
den Vereinten Nationen in ihrer hohen Bedeutung für die Wahrung 
des Friedens erkannt. Die völkerrechtliche Kodifizierung der Men
schenrechte gehört zu den größten und wichtigsten Leistungen der 
Vereinten Nationen. An ihnen müssen sich alle Staaten messen las
sen. Wir wissen, wieviel da noch zu tun ist. 
Die internationale Politik sollte bindenden Regeln unterworfen wer
den. Die Charta der Vereinten Nationen ist der Versuch, Regeln zu 
schaffen für den weltweiten Interessenausgleich. 
Herr Präsident, die Ideale der Vereinten Nationen sind nur zum Teil 
erreicht. Wir müssen immer noch leben mit Krieg, Gewalt und Ter
ror. Hunger und Not breiten sich noch aus. Staatliche Willkür und 
Unterdrückung müssen immer neu beklagt und bekämpft werden. 
Aber können wir den Vereinten Nationen vorwerfen, daß ihre Mit
glieder in vierzig Jahren nicht erreicht haben, was die Menschheit 
zuvor in Jahrtausenden verfehlt hat? Vor der Geschichte sind vier
zig Jahre nur ein Augenblick. Die Herausforderungen sind groß. 
— Wir müssen die Gefahr eines neuen Weltkrieges bannen, eines 

konventionellen ebenso wie eines atomaren Krieges. 
— Wir müssen die Not gemeinsam lindern, Weltwirtschaftspolitik 

und Entwicklungspolitik gemeinsam betreiben. 
— Umweltschäden machen nicht halt an nationalen Grenzen. 
— Die moderne Technologie, die weltumspannenden Kommunika

tionstechniken drängen uns zusammen. 
— Das Elend von Flüchtlingen überschreitet die Grenzen. 
— Die Menschenwürde muß überall verteidigt werden. 
Diese weltumspannende gegenseitige Abhängigkeit verlangt zwin
gend ein Forum für das Gespräch, für Verhandlung, für Interessen
ausgleich: Dieses Forum sind die Vereinten Nationen. Gäbe es die 
Vereinten Nationen nicht, wir müßten sie jetzt gründen. Allzu vor
dergründiger Kri t ik halten wir entgegen: Die Vereinten Nationen 

spiegeln den Zustand der internationalen Beziehungen wider. Sie 
sind eine Zustandsbeschreibung unserer Welt. Sie leiden unter viel 
zu hohen Erwartungen, unter der unrealistischen Hoffnung, ge
schichtlicher Wandel könne sich über Nacht einstellen. 
Natürlich leiden die Vereinten Nationen auch an ihren selbstge
machten Problemen. Wir alle kennen die Schwächen dieser Organi
sation sehr genau. Die Vereinten Nationen sind reformbedürftig. 
Die Vorstellung des Jahres 1945 von einer gemeinsamen Sicherung 
des Friedens durch die Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats ist 
der Realität des West-Ost-Gegensatzes gewichen. 
Deshalb haben wir, die mittleren und kleineren Staaten, eine beson
dere Verantwortung in und für die Vereinten Nationen. Generalse
kretär Perez de Cuellar hat uns aufgefordert, vor den jeweiligen 
UN-Sitzungen unsere Konsultationen zu intensivieren. Er hat recht. 
Wann immer wir mit anderen Staaten politische Differenzen haben, 
ist es wichtig, darüber erst einmal bilateral zu sprechen, ehe wir uns 
vor der Weltöffentlichkeit mit Vorwürfen überschütten. Das gilt für 
alle, natürlich auch für die Großmächte. Wir erhoffen uns von dem 
bevorstehenden Treffen zwischen Präsident Reagan und Generalse
kretär Gorbatschow positive Auswirkungen auch auf die Arbeit der 
Vereinten Nationen. Wir erwarten die Einleitung eines Prozesses, 
der die Beziehungen zwischen den USA und der Sowjetunion wie 
auch die West-Ost-Beziehungen insgesamt auf eine stabilere Grund
lage stellt. 
Am 8. Januar 1985 haben es die Vereinigten Staaten und die Sowjet
union als Ziel ihrer Rüstungskontrollverhandlungen erklärt, 
— einen Rüstungswettlauf im Weltraum zu verhindern und auf der 

Erde zu beenden 
— und die Nuklearwaffen zu begrenzen und zu verringern, sowie 

die strategische Stabilität zu festigen. 
Dies sind weitreichende Ziele, die wir uneingeschränkt unterstüt
zen. Wir müssen darauf hinarbeiten, daß Sicherheit und militäri
sche Stabilität auf einem drastisch gesenkten Niveau aller Rüstun
gen gewährleistet werden kann. 
Wir wissen, daß der Dialog der Weltmächte nicht alle Weltprobleme 
lösen kann. Alle Mitglieder der Vereinten Nationen müssen ihren 
eigenen Beitrag leisten. Wenn die mittleren und kleinen Staaten 
sich ihrer Möglichkeiten bewußt werden, ihre Kräfte verbinden und 
ihren Beitrag den realen Gegebenheiten und Problemen anpassen, 
dann können sie viel bewirken. Das haben die Teilnehmerstaaten 
der KSZE in einer Zeit schwerer Belastungen der internationalen 
Lage bewiesen. Auch der Zusammenschluß der europäischen Demo
kratien in der Europäischen Gemeinschaft ist ein Ausdruck euro
päischer Selbstfindung und Selbstbehauptung. 
Unser Wille zur Zusammenarbeit mit unseren östlichen Nachbarn 
in Europa ist Ausdruck europäischer Friedensverantwortung, so wie 
die Bundesrepublik Deutschland und die DDR in Verantwortungs
gemeinschaft der Deutschen handeln, ungeachtet prinzipieller Un
terschiede ihrer politischen und gesellschaftlichen Systeme und ih
rer Zugehörigkeit zu verschiedenen Paktsystemen. 
Herr Präsident, wir alle sind verantwortlich für das reibungslose 
Funktionieren dieser Organisation — wir alle müssen nach Lösun
gen für ihre Schwierigkeiten suchen. Der Ruf der Vereinten Natio
nen wird, trotz aller ihrer Erfolge, unter anderem dadurch strapa
ziert, daß Resolutionen mit Mehrheit beschlossen, dann aber nicht 
in die Wirklichkeit umgesetzt werden. Was nützen die schönsten 
Abstimmungserfolge, wenn keine Taten folgen? Die Charta der Ver
einten Nationen hat zu Recht das Prinzip eingeführt: ein Land, eine 
Stimme. Das ist der Ausdruck der Achtung staatlicher Souveränität. 
Die Vereinten Nationen sind das notwendige und unersetzliche Fo
rum, in dem auch kleine Staaten, schwache und arme, gleicherma
ßen ihre Stimme erheben können und sollen. Aus diesem gleichen 
Stimmrecht erwächst eine große Verantwortung der kleineren Län
der. Wer sich dieser Verantwortung nicht stellt, der stärkt die Ten
denz zum Rückzug in bilaterale Verhandlungsprozesse, er schwächt 
die Vereinten Nationen und schwächt damit das Forum, in dem die 
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eigenen Vorstellungen wirksam zum Ausdruck gebracht werden 
sollten. Die Arbeit der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorgani
sationen darf nicht ideologisiert werden. 
Herr Präsident, die Bemühungen um Abrüstung und Rüstungskon
trolle im weltweiten Rahmen sind von entscheidender Bedeutung 
für die Wahrung des Weltfriedens, für die Stärkung der internatio
nalen Sicherheit. Unter Mitwirkung der Vereinten Nationen wurde 
die erste Vereinbarung getroffen, durch die eine ganze Waffenart 
geächtet wurde: das B-Waffen-Übereinkommen. Die Vereinten Na
tionen waren maßgeblich am Zustandekommen des Vertrages über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen beteiligt. 
Das zentrale Thema der Vereinten Nationen ist die Verhinderung 
von Krieg. Ich wiederhole: eines jeden Krieges, nicht nur eines ato
maren, sondern auch eines konventionellen Krieges. Das ist der 
Sinn des in der Charta verankerten Verbots der Androhung und 
Anwendung von Gewalt. Wenn wir die Rolle der nuklearen Waffen 
in der internationalen Sicherheitspolitik vermindern wollen, müs
sen wir erhöhte Aufmerksamkeit auch den Problemen zuwenden, 
die von der Massierung und den Ungleichgewichten bei den konven
tionellen Waffen ausgehen. Auf das Ziel der Kriegsverhütung müs
sen alle Bemühungen um Abrüstung und Rüstungskontrolle gerich
tet sein. Der Frieden kann nicht mehr durch autonome Maßnahmen 
allein gesichert werden, kooperative Lösungen sind erforderlich. 
Dazu brauchen wir: Vertrauensbildung, Transparenz, Offenheit, 
Ausgewogenheit und Nachprüfbarkeit. Das ist eine große Aufgabe 
auch für die Vereinten Nationen. 
Bedeutsam ist auch ihre Rolle im Nord-Süd-Dialog. Das UN-System 
ist der wichtigste Träger multilateraler Entwicklungspolitik. Hier 
suchen wir nach Lösungen für die zentralen Fragen der Weltwirt
schaft und der Entwicklungsländer im besonderen. Das positive 
Gesamturteil macht uns auch hier nicht blind für die Schwächen 
des Systems. Schlimme Fehler sind Doppelarbeit und immerwäh
rende Wiederholungen. Es macht keinen Sinn, unkoordiniert in ver
schiedenen Gremien immer wieder über das gleiche zu sprechen. 
Zu den hervorragenden Aufgaben der Vereinten Nationen gehört 
die Stärkung der Unabhängigkeit und Identität aller Staaten der 
Welt, der kleinen wie der großen. Die Achtung des Selbstbestim
mungsrechts aller Völker, auch des deutschen Volkes, ist unver
zichtbar. 

Die Vereinten Nationen müssen aktiver Träger eines weltweiten 
Kulturdialogs werden, der die Achtung vor den kulturellen Leistun
gen der anderen und der kulturellen Identität der Völker und Staa
ten fördert. Wir brauchen einen Nord-Süd-Kulturdialog. 
Herr Präsident, wir sehen die weltwirtschaftliche Zusammenarbeit, 
die Entwicklungszusammenarbeit und die kulturelle Zusammenar
beit in den Vereinten Nationen als Teil unserer Friedenspolitik. Die 
Glaubwürdigkeit der Vereinten Nationen entscheidet sich an ihrem 
kompromißlosen Eintreten für die Menschenrechte, die bürgerli
chen und die wirtschaftlichen, die kulturellen und die sozialen. Hier 
darf es keine Einäugigkeit geben. Die Vereinten Nationen brauchen 
wirksame und objektive Einrichtungen zur Durchsetzung der Men
schenrechte. Wir brauchen einen Menschenrechtsbeauftragten und 
wir brauchen einen Menschenrechtsgerichtshof der Vereinten Na
tionen. 
Herr Präsident, vierzig Jahre, das ist die aktive Schaffensperiode 
eines Menschenlebens. Die erste Generation der Vereinten Natio
nen liegt hinter uns. Was geben wir der nächsten Generation wei
ter? Wir bekennen uns in diesen Tagen neu zu den Idealen und 
Grundsätzen der Gründungsväter der Vereinten Nationen. Wir 
brauchen Konzentration auf das Wesentliche. Johann Wolf gang von 
Goethe hat geschrieben: »Wer Großes wil l , muß sich zusammenraf
fen. In der Beschränkung zeigt sich erst der Meister.« Wir dürfen 
keine Illusionen nähren und den Vereinten Nationen unrealistische 
Ziele vorgeben, sonst fördern wir Enttäuschung und Unmut über die 
Vereinten Nationen. 
Wir sollten auch dieses Jubiläumsjahr nüchtern und ohne falsches 
Pathos feiern. Von diesem Gebäude hier spricht man oft als dem 
>Glashaus am East River<. Es ist ein Glashaus — auch im übertrage
nen Sinne. Hier wird die Weltpolitik transparent. Das ist der Beitrag 
der Vereinten Nationen zur Vorhersehbarkeit, zur Berechenbarkeit 
der außenpolitischen Entwicklung, zur Stabilität des Friedens. 
Wenn wir hier den friedlichen Umgang miteinander lernen, dann 
werden wir in kleinen Schritten den großen Zielen der Vereinten 
Nationen näher kommen: Für eine Welt, in der Menschen frei von 
Angst und Not leben können. Für eine Welt, in der das Völkerrecht 
herrscht. Für eine Welt, die gerichtet ist auf Freiheit und Gerechtig
keit, auf die Achtung der Menschenrechte und auf das Selbstbestim
mungsrecht der Völker. 

Brennpunkte 1985 
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Beitragsschlüssel für den Haushalt der Vereinten Nationen 1986 bis 1988 
Mitgliedstaat Prozent 

Vereinigte Staaten 25,00 
Japan 10,84 
Sowjetunion 10,20 
Deutschland, Bundesrepublik 8,26 
Frankreich 6,37 
Großbritannien 4,86 
Italien 3,79 
Kanada 3,06 
Spanien 2,03 
Niederlande 1,74 
Australien 1,66 
Brasilien 1,40 
Deutsche Demokratische Republik 1,33 
Ukraine 1,28 
Schweden 1,25 
Belgien 1,18 
Saudi-Arabien 0,97 
Mexiko 0,89 
China 0,79 
Österreich 0,74 
Dänemark 0,72 
Tschechoslowakei 0,70 
Polen 0,64 
Iran 0,63 
Argentinien 0,62 
Venezuela 0,60 
Norwegen 0,54 
Finnland 0,50 
Jugoslawien 0,46 
Griechenland 0,44 
Südafrika 0,44 
Indien 0,35 
Bjelorußland 0,34 
Türkei 0,34 
Kuwait 0,29 
Libyen 0,26 
Neuseeland 0,24 
Israel 0,22 
Ungarn 0,22 
Nigeria 0,19 
Rumänien 0,19 
Irland 0,18 
Portugal 0,18 
Vereinigte Arabische Emirate 0,18 
Bulgarien 0,16 
Algerien 0,14 
Indonesien 0,14 
Kolumbien 0,13 
Irak 0,12 
Malaysia 0,10 
Philippinen 0,10 
Singapur 0,10 
Kuba 0,09 
Thailand 0,09 
Ägypten 0,07 
Chile 0,07 
Peru 0,07 
Pakistan 0,06 
Luxemburg 0,05 
Marokko 0,05 
Brunei 0,04 
Katar 0,04 
Syrien 0,04 
Trinidad und Tobago 0,04 
Uruguay 0,04 
Dominikanische Republik 0,03 
Ecuador 0,03 
Gabun 0,03 
Island 0,03 
Tunesien 0,03 
Bahrain 0,02 
Bangladesch 0,02 
Costa Rica 0,02 
Elfenbeinküste 0,02 
Guatemala 0,02 
Jamaika 0,02 
Oman 0,02 
Panama 0,02 

Mitgliedstaat Prozent 

Paraguay 0,02 
Simbabwe 0,02 
Zypern 0,02 
Äquatorialguinea 0,01 
Äthiopien 0,01 
Afghanistan 0,01 
Albanien 0,01 
Angola 0,01 
Antigua und Barbuda 0,01 
Bahamas 0,01 
Barbados 0,01 
Belize 0,01 
Benin 0,01 
Bhutan 0,01 
Birma 0,01 
Bolivien 0,01 
Botswana 0,01 
Burkina Faso 0,01 
Burundi 0,01 
Dominica 0,01 
Dschibuti 0,01 
El Salvador 0,01 
Fidschi 0,01 
Gambia 0,01 
Ghana 0,01 
Grenada 0,01 
Guinea 0,01 
Guinea-Bissau 0,01 
Guyana 0,01 
Haiti 0,01 
Honduras 0,01 
Jemen (Arabische Republik) 0,01 
Jemen (Demokratischer) 0,01 
Jordanien 0,01 
Kamerun 0,01 
Kamputschea 0,01 
Kap Verde 0,01 
Kenia 0,01 
Komoren 0,01 
Kongo 0,01 
Laos 0,01 
Lesotho 0,01 
Libanon 0,01 
Liberia 0,01 
Madagaskar 0,01 
Malawi 0,01 
Malediven 0,01 
Mali 0,01 
Malta 0,01 
Mauretanien 0,01 
Mauritius 0,01 
Mongolei 0,01 
Mosambik 0,01 
Nepal 0,01 
Nicaragua 0,01 
Niger 0,01 
Papua-Neuguinea 0,01 
Rwanda 0,01 
Salomonen 0,01 
Sambia 0,01 
Samoa 0,01 
Säo Tome und Principe 0,01 
Senegal 0,01 
Seschellen 0,01 
Sierra Leone 0,01 
Somalia 0,01 
Sri Lanka 0,01 
St. Christoph und Nevis 0,01 
St. Lucia 0,01 
St. Vincent und die Grenadinen 0,01 
Sudan 0,01 
Suriname 0,01 
Swasiland 0,01 
Tansania 0,01 
Togo 0,01 
Tschad 0,01 
Uganda 0,01 
Vanuatu 0,01 

Mitgliedstaat Prozent 

Vietnam 0,01 
Zaire 0,01 
Zentralafrikanische Republik 0,01 

100,00 

Für die Haushaltsjahre 1986, 1987 und 1988 
hat die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen nach langwierigen Verhandlun
gen in ihrer Resolution 40/248 eine neue 
Beitragsskala festgesetzt. Die Entschlie
ßung wurde am 18. Dezember 1985 bei 27 
Stimmenthaltungen mit 109 Ja-Stimmen 
verabschiedet. 15 Länder (Bahrain, Ecuador, 
Iran, Katar, Kolumbien, Kuwait, Philippi
nen, Saudi-Arabien, Singapur, Spanien, Sy
rien, Türkei, Venezuela, Vereinigte Arabi
sche Emirate, Vereinigte Staaten) stimmten 
dagegen — abgesehen von den USA, die 
nach wie vor den Höchstsatz von 25 vH ent
richten, sämtlich Staaten, die gegenüber 
dem für die Jahre 1983 bis 1985 gültigen 
Schlüssel (veröffentlicht in VN 2/1983 S.58) 
höher veranlagt wurden. 
Hinsichtlich der fünf größten Beitragszah
ler nach den USA ist festzustellen, daß aber
mals die Sowjetunion entlastet, Japan er
neut stärker belastet wird; Frankreich wird 
etwas weniger, Großbritannien etwas mehr 
zur Kasse gebeten. Für die Bundesrepublik 
Deutschland (die sich der Stimme enthielt) 
bringt die neue Skala eine Beitragsentla
stung: 8,26 vH statt der 8,54 vH der letzten 
drei Jahre. 
Die Vereinigten Staaten, die Sowjetunion 
(ohne Ukraine und Bjelorußland), Japan, die 
Bundesrepublik Deutschland und Frank
reich bringen zusammen 60,67 vH der Mittel 
auf (nach der bisher gültigen Skala waren 
es 60,91 vH). Die zwölf Staaten der EG tra
gen gemeinsam 29,80 vH der Beitragslast 
und sind somit — als Gruppe — vor den 
USA der Hauptgeldgeber der Weltorganisa
tion. Den Mindestsatz von 0,01 vH entrich
ten wiederum 78 Staaten, fast genau die 
Hälfte der Mitglieder. 
Nichtmitgliedstaaten, die sich an bestimm
ten Aktivitäten der Vereinten Nationen be
teiligen, sind aufgefordert, Beiträge zur 
Deckung der Kosten dieser Aktivitäten auf 
der Grundlage folgender Sätze zu leisten: 
Staat Prozent 
Schweiz 1,12 
Korea (Republik) 0,20 
Korea (Demokratische Volksrepublik) 0,05 
Liechtenstein 0,01 
Monaco 0,01 
Nauru 0,01 
San Marino 0,01 
Tonga 0,01 
Tuvalu 0,01 
Vatikanstadt 0,01 

Der Generalsekretär kann nach seinem Er
messen und in Absprache mit dem Vorsit
zenden des UN-Beitragsausschusses einen 
Teil der Beiträge in anderer als in US-Wäh
rung annehmen. 
Die Beitragsskala gilt nur für den Haushalt 
der Organisation- der Vereinten Nationen 
selbst; Beiträge zu den Sonderorganisatio
nen (z.B. FAO), zu den friedenssichernden 
Operationen (z.B. UNIFIL) oder freiwillige 
Zahlungen an Sonderprogramme und Hilfs
werke (z.B. UNDP, UNHCR) werden separat 
erhoben. Der Zweijahreshaushalt 1986/87 
der UNO wurde in Resolution 40/253 auf 
1663341500 US-Dollar festgesetzt (siehe 
auch S.38f. dieser Ausgabe). Davon gehen 
317465600 Dollar Eigeneinnahmen ab, so 
daß 1345875900 Dollar auf die Gesamtheit 
der Mitgliedstaaten umzulegen sind, pro 
Jahr also 672937950 Dollar. Bei einem 
Wechselkurs von 2,35 DM pro Dollar ent
spräche das rd. 1,58 Mrd DM. 

32 Vereinte Nationen 1/86 



Bundesleistungen an den Verband der Vereinten Nationen 
Die nachstehende Aufstellung knüpft an die Übersicht über die Bei
tragsleistungen der Bundesrepublik Deutschland an, die vor zwei 
Jahren im Artikel von Lothar Koch, Finanzmittel für Fachkompe
tenz, VN 1/1984 S.19ff., veröffentlicht wurde. Auch sie stellt die von 
der Bundesrepublik erbrachten Finanzleistungen im Zehnjahres-
Vergleich dar. Sie gibt einen Überblick über die Entwicklung der 
regulären Budgets der Organisationen des Verbandes der Vereinten 
Nationen einschließlich der auf die Bundesrepublik Deutschland 
entfallenden Pflichtbeitragsanteile, über die freiwilligen Leistun
gen zu den hauptsächlichen Programmen und Hilfswerken der 
Weltorganisation sowie über die deutschen Beiträge im Weltbank
bereich. 
Zu den Zahlenangaben ist zu bemerken, daß die Soll-Ansätze des 
Bundeshaushalts und die Ist-Zahlen häufig voneinander abwei
chen. Für Zahlungen, die in US-Dollar (wie bei der UNO und ihren 
Sonderorganisationen sowie bei der Weltbank) oder in Sonderzie
hungsrechten (wie bei der IDA) zu erbringen sind, werden die DM-
Soll-Ansätze im Bundeshaushalt zu einem festgelegten Umrech
nungskurs veranschlagt. Die tatsächlich aufzuwendenden Beträge 
in DM richten sich nach den jeweiligen Tageskursen, die bei raten
weiser Zahlung zusätzlich differieren können. In Zeiten schwan
kender Wechselkurse können sich hierdurch beträchtliche Abwei
chungen ergeben Bei den freiwilligen Leistungen im UN-Bereich 
verpflichtet sich die Bundesrepublik Deutschland in DM, so daß die 
Wechselkurs-Problematik nicht entsteht. 

A. UNO, Sonderorganisationen (ohne IMF und Weltbankgruppe) und IAEA 

1976/77 1986/87 
C th d Anteil der „ , , Anteil der 

Organisation M m Bundesrepublik M m Dcrtlar* Bundesrepublik 
vH vH 

UNO (Haupt
organisation) 673,69 7,10/7,70 1 663,34 8,26 
I L O 160,62 6,38/7,08 253,14 8,47/8,27 
FAO 167,00 9,05/9,04 437,00 10,31 
UNESCO 200,75 7,04 398,477) 8,16 
WHO 286,09 6,90/6,91 605,33 8,38 
ICAO 34,97 6,20 32,354) 7,07 
UPU 12,08 W ) 2,46/4,63 9 ,90J)W) 5,11 
I T U 56.601)2) ) 4,80/6,00 45.86 1) 2) 3) 4) 7,65 
WMO 20,55 4,53/4,56 37,50 6,25/6,69 
IMO 11,25 2,58/2,52 26,50 1,75 
WIPO 19,91 ') 6 ) 7,12/7,01 16.651)6) 5,21 
IFAD — — 27.514) - 9 ) 
UNIDO — — 157.418) 8,21 
I A E A 83,58 7,35 98,684) 8,75 

1) Das Budget wird in Schweizer Franken aufgestellt; angewandter Umrech
nungskurs 1976: 2,44 sfrs pro Dollar, 1977: 1,17 sfrs pro Dollar, 1986/87: 
2,50 sfrs pro Dollar, soweit nichts anderes vermerkt. 

2) einschließlich Publikationshaushalt 
3) finanziert aus dem Sondervermögen Bundespost 
4) 1986 
5) Netto-Budget 
6) Programm- und Registrationsunionen; Umrechnungskurs 1986/87: 2,83 sfrs 

pro Dollar 
7) 100-Prozent-Budget; Haushaltsbewilligungen wegen Austritts der USA: 

307,22 Mill Dollar. Nach Wirksamwerden der Kündigungen von Großbritan
nien und Singapur zum 1.1.1986 weitere Reduzierung auf 289,34 Mill Dol
lar. 

8) Sonderorganisation mit Wirkung vom 1.1.1986 (bis dahin Teil des Budgets 
der Hauptorganisation) 

9) Keine Veranlagung der Mitgliedstaaten zu Pflichtbeiträgen; der Verwal
tungshaushalt wird durch Zinseinnahmen aus Investitionen des Fonds 
finanziert. 

B. Sonderprogramme und Hilfswerke der Vereinten Nationen 

Beitrag der Bundesrepublik Deutschland 
Programm 1976 (Ist) 1984 (Ist) 1985 (Soll) 1986 (Soll) 

— in 1000 DM — 

UNEP 5 000 4 500 4 500 4 800 
UNICEF 8 000 14 000 14 000 15 500 
UNHCR 2 000 6 000 6 000 7 000 
UNRWA 2 000 2 500 2 500 2 500 
UNRWA-Sondermaßnahmen 6 000 7 500 7 500 7 500 
Ernährungssicherungs-
programme des UNHCR 9 847 13 703 14 774 (Ist) 2 ) 

Humanitäre Hilfe im 
Rahmen von UNICEF, 
UNHCR, UNRWA 4 870 22 381 21 614 (Ist) 2 ) 
UNFICYP 2 510 2 500 2 500 3 000 
UNU 1060 1000 — 
UNESCO-Institut für 
Pädagogik in Hamburg 800 1030 1 100 1 150 
Internationale Zentren zur 
Zusammenarbeit mit der 
WHO 474 856 935 1 055 
Nationale Referenzzentren 
der WHO 213 380 500 860 
WHO-Fonds zur Förderung 
des Gesundheitswesens 200 550 550 550 
WHO-Fonds für die 
Sicherheit chemischer Stoffe 
(IPCS) 100 100 100 
Suchtstoff-Fonds 
(UNFDAC) — 2 000 2 200 3 200 
WFP 32 759 50 911 35 000 45 000 
Nahrungsmittelhilfe (FAO, 
UNRWA, UNHCR) 9 764 56 413 72 405 (Ist) 2 ) 
UNDP 79 000 116 000 117 000 118 000 
UNFPA 18 000 35 000 36 800 37 700 
Treuhandfonds für das 
Südliche Afrika 120 170 170 184 
Namibia-Fonds — 200 200 230 
Erziehungs- und Ausbil
dungsprogramm für das 
Südliche Afrika 129 170 170 184 
UNESCO-Fonds für das 

') Erbe der Welt ') 398 450 405 
Weitere zweckgebundene 
Beiträge an UNO und Son
derorganisationen für Ein
zelprojekte oder Sonderpro
gramme 13 229 35 927 34 000 34 347 
Entwicklungspolitische Ein
zelmaßnahmen ) im multila
Entwicklungspolitische Ein
zelmaßnahmen ) im multila
teralen Bereich (regionale 
Wirtschaftskommissionen 
u.a.) 1 963 4 948 5 000 5 000 

1) noch nicht existent 
2) noch nicht bekannt 
3) insbesondere Personal- und Sachleistungen sowie überregionale Studien 

C. Weltbankbereich 

Finanzierungs- 1976 (Ist) 1984 (Ist) 1985 (Soll) 1986 (Soll) 
institution — in 1000 DM — 

I B R p b 2 ) 7 024 82 558 66 380 84 025 
IDA 1 ) 3 ) — 832 500 945 974 853 000 

1) Weltbank und IDA fördern die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in 
Entwicklungsländern durch langfristige Darlehen, die sie zu günstigen 
Konditionen an Regierungen oder an Projektträger mit Regierungsgaran
tie vergeben. 

2) Die Weltbank refinanziert sich überwiegend auf den internationalen Kapi
talmärkten. Die Mitgliedstaaten zeichnen Kapitalanteile und erwerben da
durch Mitgeigentum an der Bank. Die Anteile werden durch Bareinlagen, 
überwiegend aber durch Haftungskapital erbracht. Vor allem das von den 
westlichen Industrieländern gezeichnete Haftungskapital ermöglicht der 
Weltbank, sich auf den internationalen Kapitalmärkten zu refinanzieren. 
Der Kapitalanteil der Bundesrepublik Deutschland beträgt 3,542 Mrd US-
Dollar (etwa 5,5vH); sie ist damit drittgrößter Anteilseigner. 
Für die letzte allgemeine Kapitalerhöhung über rd. 40 Mrd US-Dollar wur
den Bareinlagen von 7,5vH und Haftungskapital von 92,5vH vereinbart. Die 
Bundesrepublik Deutschland erbringt ihre Bareinlage von 149,15 Mill Dol
lar seit 1982 in sechs Jahresraten. Darüber hinaus beteiligt sich die Bundes
republik Deutschland an einer selektiven Kapitalerhöhung mit rd. 758,2 
Mill Dollar; davon sind 8,75 vH, d.h. 66,342 Mill Dollar, bar einzuzahlen. 

3) Die IDA gewährt zinslose Kredite an die ärmsten Entwicklungsländer. 
Ihren Finanzbedarf deckt sie aus den eingezahlten Beiträgen der Mit
gliedsländer sowie in geringem Umfang aus Gewinnüberweisungen der 
Weltbank und aus sonstigen Einnahmen. Die Mittel werden überwiegend 
von den westlichen Industrieländern sowie von einigen OPEC-Ländern 
bereitgestellt. 
Die Mittel der IDA wurden seit ihrer Gründung 1960 mehrmals aufgestockt. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich an der Erstausstattung und an 
allen Aufstockungen mit über 4,2 Mrd Dollar beteiligt. Aus der siebten Wie
derauffüllung (IDA VII), die 1985 wirksam wurde und 9 Mrd Dollar betrug, 
übernahm sie rd. 933 Mill Sonderziehungsrechte (ll,5vH). 
1976 ist auch die Bundesrepublik Deutschland dazu übergegangen, ihre 
Beiträge zunächst durch Schuldscheine zu erbringen. Die Schuldscheine 
sind jederzeit bei Abruf fällig, die Höhe der Abrufe von Barzahlungen 
bestimmt der Mittelbedarf der IDA. 

Zusammengestellt von Lothar Koch 
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VERBAND DER VEREINTEN NATIONEN 

Hauptorgane der Vereinten Nationen 

Andere Organe der Vereinten Nationen UNTSO 
I J Sonderorganisationen und andere 

autonome Organisationen im Verband 
der Vereinten Nationen 

Hauptausschüsse 

Ständige und Verfahrensausschusse 

Andere Nebenorgane der Generalversammlung 

Spezialorgane 

Hilfswerk der Vereinten Nationen für 
Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (z. Zt. Wien) UNRWA 

Ausbildungs- und Forschungsinstitut 
der Vereinten Nationen (New York) UNITAR 

Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (New York) UNICEF 

Hoher Kommissar der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge (Genf) 

Welternährungsprogramm der 
Vereinten Nationen und der FAO (Rom) 

Handels- und Entwicklungskonferenz 
der Vereinten Nationen (Genf) 

Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (New York) 
Fonds der Vereinten Nationen für 

Bevölkerungsfragen (New York) 

Entwicklungshelferprogramm 
der Vereinten Nationen (Genf) 

Universität der Vereinten Nationen (Tokyo) 

Umweltprogramm der Vereinten Nationen (Nairobi) 

Welternährungsrat (Rom) 

Zentrum der Vereinten Nationen für 
Wohn- und Siedlungswesen (Nairobi) 

Generalstabsausschuß 

Ständige Ausschüsse und Ad-hoc-Gremien 

Friedenssichernde Operationen 

UNMOGIP Militärische Beobachtergruppe 
der Vereinten Nationen in Indien und Pakistan 
Organisation der Vereinten Nationen 
für die Überwachung des Waffenstillstands in Palästina 

Friedenssicherungstruppe der Vereinten Nationen auf Zypern 

Beobachtertruppe der Vereinten Nationen 
für die Truppenentflechtung 

Interimstruppe der Vereinten Nationen im Libanon 

Autonome Organisationen innerhalb des Verbandes 

IAEA Internationale Atomenergie-Organisation (Wien) 

GATT Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen (Genf) 

Sonderorganisationen 

Regionale Kommissionen 
Europa (ECE) - Genf 
Asien und Pazifik (ESCAP) 

- Bangkok 
Lateinamerika und Karibik 

(ECLAC) - Santiago 
Afrika (ECA) - Addis Ababa 
Westasien (ESCWA) 

- Bagdad 

Funktionale Kommissionen 
(Fachkommissionen, z. B. 
Menschenrechtskommission) 

Ständige Ausschüsse, 
ständige Sachverständigen

körperschaften, 
Ad-hoc-Körperschaften 

— O ILO 

• UNESCO 

r O I F C 

- - Q IBRD 

- • "DA 

• IMF 

— • ITU 

• WHO 

• UPU 

• IMO 

• WMO 

• WIPO 

• IFAD 

Q UNIDO 

1 
Weltbankgruppe 
(Washington) 

Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen (Rom) 

Internationale Zivilluftfahrt-Organisation (Montreal) 

Internationale Arbeitsorganisation (Genf) 

Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur (Paris) 

Internationale Finanzkorporation 

Internationale Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (Weltbank) 

Internationale Entwicklungsorganisation 

Internationaler Währungsfonds (Washington) 

Internationale Fernmelde-Union (Genf) 

Weltgesundheitsorganisation (Genf) 

Weltpostverein (Bern) 

Internationale Seeschiffahrts-Organisation (London) 

Weltorganisation für Meteorologie (Genf) 

Weltorganisation für geistiges Eigentum (Genf) 

Internationaler Agrarentwicklungsfonds (Rom) 

Organisation der Vereinten Nationen 
für industrielle Entwicklung (Wien) 



Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten • Nachrichten • Meinungen 

Politik und Sicherheit 

Abrüstungskonferenz: Ad-hoc-Ausschuß zur 
Weltraumrüstung — Detailarbeit am Vorentwurf 
einer C-Waffen-Konvention (1) 

( D i e s e r B e i t r a g s e t z t d e n B e r i c h t in V N 1 / 

1985 S.25 f o r t . ) 

Z ä h f l ü s s i g u n d o h n e g r o ß e s u b s t a n t i e l l e Er

f o l g e , a b e r d u r c h a u s m i t k l e i n e n v e r h a n d 

l u n g s t e c h n i s c h e n F o r t s c h r i t t e n ve r l i e f 1985 

d i e J a h r e s t a g u n g d e r Abrüstungskonferenz 

in G e n f ( 5 . 2 . - 2 3 . 4 . u n d 1 1 . 6 . - 3 0 . 8 . ) . I n s g e 

s a m t s a h s i c h d i e K o n f e r e n z in e i n e r g ü n s t i 

g e r e n L a g e a l s i m V o r j a h r , d a d i e S u p e r 

m ä c h t e ih re b i l a t e r a l e n R ü s t u n g s k o n t r o l l 

g e s p r ä c h e w i e d e r a u f g e n o m m e n h a t t e n , w a s 

v o n p r a k t i s c h a l l en D e l e g a t i o n e n d e r K o n f e 

r e n z m i t B e f r i e d i g u n g z u r K e n n t n i s g e n o m 

m e n w u r d e . D e r t h e m a t i s c h e R a h m e n d e r A r 

b e i t e n d i e s e s e i n z i g e n m u l t i l a t e r a l e n V e r 

h a n d l u n g s f o r u m s f ü r d i e A b r ü s t u n g , d a s a u s 

s c h l i e ß l i c h i m K o n s e n s v e r f a h r e n a r b e i t e t , 

w i r d d u r c h d e n d i e z e h n H a u p t g e g e n s t ä n d e 

d e r A b r ü s t u n g s - u n d R ü s t u n g s k o n t r o l l b e m ü 

h u n g e n d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n b e z e i c h n e n 

d e n >Dekalog< g e s t e c k t . 

Umfassender Atomwaffen-Teststopp: E s g e 

l a n g w i e d e r u m n i c h t , z u d i e s e m T h e m a e i n e n 

A d - h o c - A u s s c h u ß e i n z u s e t z e n , d a k e i n e E i 

n i g k e i t ü b e r d e s s e n M a n d a t z u e r z i e l e n w a r . 

W ä h r e n d d i e w e s t l i c h e n S t a a t e n n u r e i n e m 

A u f t r a g z u r S t o f f s a m m l u n g m i t B l i c k au f s p ä 

t e r e V e r h a n d l u n g e n z u s t i m m e n w o l l t e n , v e r 

l a n g t e n d i e s o z i a l i s t i s c h e n S t a a t e n u n d d i e 

N e u t r a l e n u n d B l o c k f r e i e n ( G r u p p e d e r 21) 

d i e E i n s e t z u n g e i n e s A u s s c h u s s e s m i t e i n e m 

m e h r o d e r m i n d e r d e u t l i c h e n V e r h a n d l u n g s 

m a n d a t . D ie S o w j e t u n i o n k o n n t e m i t i h r e r 

A n k ü n d i g u n g , v o m 6. A u g u s t 1985 b i s z u m 

E n d e d e s J a h r e s e i n s e i t i g au f A t o m t e s t s z u 

v e r z i c h t e n , u n t e r d e n B l o c k f r e i e n g e w i s s e a t 

m o s p h ä r i s c h e E r f o l g e e r z i e l e n , z u m a l d i e s e s 

M o r a t o r i u m a u f d e r L in ie d e r D e k l a r a t i o n v o n 

N e u - D e l h i v o m 2 8 . J a n u a r 1985 ( g e m e i n s a m e 

E r k l ä r u n g d e r S t a a t s - u n d R e g i e r u n g s c h e f s 

A r g e n t i n i e n s , G r i e c h e n l a n d s , I n d i e n s , M e x i 

k o s , S c h w e d e n s u n d T a n s a n i a s g e g e n K e r n 

w a f f e n ) l i eg t . D a m i t i s t d i e w e s t l i c h e G r u p p e 

in d i e Ro l le d e s B r e m s e r s a u f d i e s e m S e k t o r 

d e r R ü s t u n g s k o n t r o l l e g e r a t e n . Z w a r w u r d e 

v o n d i e s e r S e i t e e r n e u t d a s V e r i f i k a t i o n s 

p r o b l e m h e r v o r g e h o b e n , d i e b e i d e n a n d e r e n 

G r u p p e n h a l t e n d i e Ü b e r w a c h u n g s m ö g l i c h 

k e i t e n a b e r f ü r a u s r e i c h e n d , u m z u r E r a r b e i 

t u n g e i n e s a l l g e m e i n e n T e s t s t o p p v e r t r a g e s 

z u s c h r e i t e n , o b w o h l a u c h d e r s o w j e t i s c h e 

D e l e g i e r t e a n e r k a n n t e , daß e s d o r t n o c h P r o 

b l e m e z u l ö s e n g i b t . 

U n t e r w e i t e r e n D r u c k k ö n n t e d i e w e s t l i c h e 

A r g u m e n t a t i o n g e r a t e n , w e n n d i e z u m S t u 

d i u m d e r V e r i f i k a t i o n s f r a g e e i n g e s e t z t e W i s 

s e n s c h a f t l e r g r u p p e 1986 d i e E r g e b n i s s e e i 

n e r 1984 e r s t m a l s u n t e r N u t z u n g d e s w e l t 

w e i t e n K o m m u n i k a t i o n s s y s t e m s d e r W e l t o r 

g a n i s a t i o n f ü r M e t e o r o l o g i e d u r c h g e f ü h r t e n 

T e s t r e i h e a u s w e r t e n w i r d . B e i d e r D u r c h f ü h 

r u n g d e r T e s t r e i h e w a r e s a l l e r d i n g s z u U n r e 

g e l m ä s s i g k e i t e n b e i s o w j e t i s c h e n M e ß s t a t i o 

n e n u n d e i n e m v o n d e r U d S S R b e t r i e b e n e n 

R e c h e n z e n t r u m g e k o m m e n . 

W ä h r e n d F r a n k r e i c h s e i n e S o n d e r r o l l e u n v e r 

ä n d e r t b e i b e h i e l t u n d s e i n e B e t e i l i g u n g an 

d e n A r b e i t e n z u m u m f a s s e n d e n T e s t s t o p p 

n a c h w i e v o r v o n V o r l e i s t u n g e n d e r S o w j e t 

u n i o n u n d d e r V e r e i n i g t e n S t a a t e n a b h ä n g i g 

m a c h t , ha t s i c h b e i C h i n a s b i s l a n g ä h n l i c h e r 

P o s i t i o n e ine g e w i s s e Ä n d e r u n g e r g e b e n . 

P e k i n g s D e l e g i e r t e r e r k l ä r t e , m a n w e r d e d e n 

b i s h e r i g e n S t a n d p u n k t ü b e r d e n k e n , w e n n e s 

1985 z u r G r ü n d u n g e i n e s T e s t s t o p p - A u s 

s c h u s s e s k o m m e n s o l l t e . D i e s e r Fal l i s t — 

w i e d a r g e l e g t — n i c h t e i n g e t r e t e n , e s is t 

a b e r a u c h n i c h t e r s i c h t l i c h , daß j e n e n e u e 

H a l t u n g d e r V o l k s r e p u b l i k s i c h au f d a s J a h r 

1985 b e s c h r ä n k e n s o l l t e . 

Verhütung von Nuklearkriegen: D ie E i n s e t 

z u n g e i n e s A d - h o c - A u s s c h u s s e s z u d i e s e m 

T h e m a s c h e i t e r t e an e i n e m f u n d a m e n t a l e n 

A u f f a s s u n g s u n t e r s c h i e d z w i s c h e n d e r w e s t 

l i c h e n S t a a t e n g r u p p e au f d e r e i n e n u n d d e n 

o s t e u r o p ä i s c h e n S t a a t e n u n d d e n b l o c k 

f r e i e n L ä n d e r n au f d e r a n d e r e n S e i t e . W ä h 

r e n d e r s t e r e e s a b l e h n t e n , d a s P r o b l e m d e s 

n u k l e a r e n K r i e g e s i s o l i e r t v o n k o n v e n t i o n e l 

l en W a f f e n g ä n g e n z u u n t e r s u c h e n u n d i m 

G e w a l t v e r b o t d e r U N - C h a r t a e in u n t e i l b a r e s 

G a n z e s s e h e n , b e s t e h e n d i e l e t z t g e n a n n t e n 

d a r a u f , daß d i e e i n z i g a r t i g e Z e r s t ö r u n g s k r a f t 

d e r K e r n w a f f e n e ine g e s o n d e r t e B e h a n d l u n g 

g e r a d e z u e r h e i s c h e . D e r A b s c h r e c k u n g s g e 

d a n k e u n d d a s Z ie l d e r V e r h ü t u n g v o n A t o m 

k r i e g e n s e i e n d i a m e t r a l e G e g e n s ä t z e . E in 

g e w i s s e s V e r s t ä n d n i s f ü r d i e w e s t l i c h e H a l 

t u n g f a n d s i c h a l le in in c h i n e s i s c h e n S t e l 

l u n g n a h m e n . 

Beendigung des nuklearen Wettrüstens und 

nukleare Abrüstung: Be i d i e s e m P u n k t t r a t e n 

g a n z ä h n l i c h e M e i n u n g s v e r s c h i e d e n h e i t e n 

au f w i e b e i d e m z u v o r b e h a n d e l t e n . D ie E i n 

s e t z u n g e i n e s A d - h o c - A u s s c h u s s e s k a m 

n i c h t z u s t a n d e , w e i l d i e w e s t l i c h e G r u p p e d i e 

o b e n g e n a n n t e n B e d e n k e n ( U n t e i l b a r k e i t 

d e s G e w a l t v e r b o t s ) w i e d e r h o l t e u n d d i e A u f 

f a s s u n g v e r t r a t , daß d i e b i l a t e r a l e n V e r h a n d 

l u n g e n z w i s c h e n M o s k a u u n d W a s h i n g t o n 

a n g e s i c h t s d e r ü b e r r a g e n d e n G r ö ß e d i e s e r 

b e i d e n A r s e n a l e d a s g e e i g n e t e r e F o r u m f ü r 

s o l c h e V e r h a n d l u n g e n s e i e n . 

Verhinderung eines Wettrüstens im Welt

raum: E r s t m a l s g e l a n g e s d e r K o n f e r e n z , z u 

e i n e m K o n s e n s ü b e r d a s M a n d a t e i n e s A d -

h o c - A u s s c h u s s e s z u d i e s e m S a c h k o m p l e x 

z u k o m m e n . D e r A u s s c h u ß ha t d e n A u f t r a g 

z u r S t o f f s a m m l u n g , k e i n V e r h a n d l u n g s m a n 

da t . S e i n e D i s k u s s i o n e n e r b r a c h t e n e i n e B e 

s t a n d s a u f n a h m e , d i e d i e e r h e b l i c h e n M e i 

n u n g s u n t e r s c h i e d e in d e n B e r e i c h e n d e r m i 

l i t ä r i s c h e n N u t z u n g v o n S a t e l l i t e n , d e r A n t i -

s a t e l l i t e n w a f f e n u n d d e r S t r a t e g i s c h e n V e r 

t e i d i g u n g s i n i t i a t i v e d e u t l i c h m a c h t e . D ie S D I 

w i r d n e u e r d i n g s a u c h u n t e r d e m G e s i c h t s 

p u n k t k r i t i s i e r t , daß d u r c h e in s o l c h e s S y 

s t e m n i c h t n u r g e g n e r i s c h e , o f f e n s i v e i n g e 

s e t z t e b a l l i s t i s c h e R a k e t e n b e k ä m p f t w e r d e n 

k ö n n t e n , s o n d e r n p r a k t i s c h j e d e s Z ie l au f d e r 

E r d o b e r f l ä c h e . E i n e M a c h t , d i e ü b e r d e r a r 

t i g e W a f f e n v e r f ü g e , se i — s o d e r i n d i s c h e 

D e l e g i e r t e — in d e r L a g e , s i c h z u m W e l t p o l i 

z i s t e n a u f z u s c h w i n g e n . D e r U S - D e l e g i e r t e 

b e k a n n t e s i c h a u s d r ü c k l i c h z u d e n b e s t e 

h e n d e n b i - u n d m u l t i l a t e r a l e n R ü s t u n g s k o n 

t r o l l v e r e i n b a r u n g e n u n d t r a t d e n v o n Seiten 
d e s O s t b l o c k s u n d d e r G r u p p e d e r 21 e r h o 

b e n e n V o r w ü r f e n , S D I w e r d e d e n R ü s t u n g s 

w e t t l a u f b e s c h l e u n i g e n u n d d e s t a b i l i s i e r e n d e 

E f f e k t e z e i t i g e n , e n t g e g e n . Es h a n d e l e s i c h 

u m e in r e i n e s F o r s c h u n g s p r o g r a m m . A u ß e r 

ha lb d e r w e s t l i c h e n S t a a t e n g r u p p e v e r h a l l t e 

d i e s e A r g u m e n t a t i o n w e i t g e h e n d . D e r V e r 

t r e t e r d e r B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d r e g t e 

a n , z u n ä c h s t d i e b e s t e h e n d e n V e r t r a g s w e r k e 

g e n a u z u u n t e r s u c h e n u n d s i c h ü b e r d e r e n 

A u s l e g u n g z u v e r s t ä n d i g e n . 

Chemische Waffen: D ie i m S c h a t t e n d e s E i n 

s a t z e s c h e m i s c h e r W a f f e n i m G o l f k r i e g s t e 

h e n d e n A r b e i t e n d e s A d - h o c - A u s s c h u s s e s 

h a b e n w e i t e r an S u b s t a n z g e w o n n e n . Es 

l ieg t e i n T e x t e n t w u r f v o r , d e r d i e S t r u k t u r 

e i n e r m ö g l i c h e n K o n v e n t i o n s c h o n e r k e n n 

b a r w e r d e n läßt. S o is t n e b e n e i n e m A n w e n 

d u n g s v e r b o t f ü r C - W a f f e n e i n e e c h t e A b r ü 

s t u n g g e p l a n t , d i e s o w o h l d i e W a f f e n b e 

s t ä n d e a ls a u c h d i e P r o d u k t i o n s e i n r i c h t u n 

g e n b e t r e f f e n s o l l . D ie V e r t r a g s s t a a t e n w e r 

d e n ih re V o r r ä t e a n C - W a f f e n u n d d i e P r o 

d u k t i o n s s t ä t t e n d a f ü r a n z u g e b e n h a b e n u n d 

P l ä n e z u d e r e n V e r n i c h t u n g , g e g e b e n e n f a l l s 

a u c h z u r U m w a n d l u n g in n i c h t v e r b o t e n e M a 

t e r i a l i e n b e z i e h u n g s w e i s e A n l a g e n , i n n e r h a l b 

v o n z e h n J a h r e n n a c h I n k r a f t t r e t e n d e r K o n 

v e n t i o n a u f s t e l l e n m ü s s e n . D ie V e r i f i k a t i o n 

so l l e i n e m B e r a t e n d e n A u s s c h u ß o b l i e g e n , 

d e m f ü r d i e s e n Z w e c k s o w o h l t e c h n i s c h e 

M i t t e l a ls a u c h d i e M ö g l i c h k e i t v o n O r t s b e 

s i c h t i g u n g e n z u r V e r f ü g u n g s t e h e n s o l l e n . 

W e i t e r e B e r e i c h e d e s k ü n f t i g e n Ü b e r e i n k o m 

m e n s s i n d a l l e r d i n g s n o c h g a r n i c h t f o r m u 

l ier t , in a n d e r e n is t n o c h k e i n e n d g ü l t i g e r 

K o n s e n s e r r e i c h t ( o d e r e s s t e h e n s i c h m e h 

r e r e T e x t e n t w ü r f e a l t e r n a t i v g e g e n ü b e r ) . D e r 

s o w j e t i s c h e D e l e g i e r t e m e l d e t e V o r b e h a l t e 

g e g e n z u w e i t g e h e n d e Ü b e r p r ü f u n g s m e c h a 

n i s m e n a n . E i n e a l l g e m e i n e K o n t r o l l e k ö n n e 

i m Z u s a m m e n h a n g a l l g e m e i n e r u n d v o l l s t ä n 

d i g e r A b r ü s t u n g e i n g e f ü h r t w e r d e n , n i c h t 

a b e r d u r c h e i n e e i n e e i n z i g e A r t v o n M a s s e n 

v e r n i c h t u n g s w a f f e n b e t r e f f e n d e K o n v e n t i o n . 

U n a b h ä n g i g v o n s o l c h e n p o l i t i s c h e n H i n d e r 

n i s s e n is t d a s V e r i f i k a t i o n s p r o b l e m a u c h u n 

t e r t e c h n i s c h e n G e s i c h t s p u n k t e n ü b e r a u s 

s c h w e r z u l ö s e n , d a g e w i s s e f ü r b i n ä r e 

K a m p f s t o f f e v e r w e n d e t e C h e m i k a l i e n a u c h 

zivi l g e n u t z t w e r d e n . 

In d e r P l e n a r d e b a t t e ü b e r d i e C - W a f f e n - K o n 

v e n t i o n w u r d e a u c h d e r S E D - S P D - V o r s c h l a g 

f ü r e i n e Chemiewaffenfreie Z o n e in M i t t e l e u 

r o p a a n g e s p r o c h e n . D e r D e l e g i e r t e d e r B u n 

d e s r e g i e r u n g bezweifelte d i e N ü t z l i c h k e i t 

d i e s e r In i t ia t ive a n g e s i c h t s d e s r i e s i g e n C -

W a f f e n - A r s e n a l s d e r U d S S R ( d a s d a b e i le 

d i g l i c h e t w a s z u r ü c k v e r l a g e r t w e r d e n m ü ß t e ) 

u n d d e r d o r t in b e d e u t e n d e m U m f a n g b e t r i e 

b e n e n P r o d u k t i o n . G e r a d e in d i e s e r H i n s i c h t 

s a h s i c h d i e S o w j e t u n i o n e i n e r R e i h e s e h r 

k r i t i s c h e r F r a g e n a u s g e s e t z t , d i e s ie a u c h 

m i t d e m H i n w e i s au f d i e e r s t m a l s se i t 16 J a h 

r e n w i e d e r e r f o l g t e B e r e i t s t e l l u n g v o n B u d -
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g e t m i t t e l n f ü r d i e C - W a f f e n - P r o d u k t i o n d u r c h 

d e n U S - K o n g r e ß n i c h t ü b e r z e u g e n d z u b e 

a n t w o r t e n v e r m o c h t e . 

Radiologische Waffen: D e r A d - h o c - A u s 

s c h u ß f u h r m i t s e i n e n A r b e i t e n f o r t , w o b e i 

d e r A n s a t z , S t r a h l u n g s w a f f e n u n d d a s A n 

g r i f f s v e r b o t au f N u k l e a r a n l a g e n para l le l z u 

b e h a n d e l n , b e i b e h a l t e n w u r d e . E i n e m V o r 

s c h l a g z u f o l g e s o l l e n n u r s o l c h e A n l a g e n g e 

s c h ü t z t w e r d e n k ö n n e n , d i e u n t e r d e r K o n 

t ro l l e d e r I A E A s t e h e n . D e r A u s s c h u ß v o r s i t 

z e n d e f o r m u l i e r t e e i n i g e T e x t e n t w ü r f e , d i e 

a b e r a ls ä u ß e r s t v o r l ä u f i g a n z u s e h e n s i n d . 

S u b s t a n t i e l l e F o r t s c h r i t t e s i n d n i c h t z u v e r 

z e i c h n e n . 

D i e s e F e s t s t e l l u n g g i l t a u c h f ü r d i e T a g e s 

o r d n u n g s p u n k t e Sicherheitsgarantien für 
Nichtkernwaffenstaaten, Umfassendes Abrü
stungsprogramm u n d Neue Typen von Mas
senvernichtungswaffen. W i e d e r u m n i c h t b e 

h a n d e l t w u r d e 1985 d e r P u n k t Kernwaffen
freie Zonen. Horst Risse Q 

Wirtschaft und Entwicklung 

UNCTAD: Überprüfung des SNPA — Verlauf des 
Programms für die ärmsten Länder bisher ent
täuschend — Neues Verfahren für Ländertref
fen (2) 

( D i e s e r B e i t r a g s e t z t d e n B e r i c h t in V N 21 

1983 S.63 f o r t . ) 

I. E i n e e r n ü c h t e r n d e H a l b z e i t b i l a n z d e s a ls 

Neues substantielles Aktionsprogramm 

( S N P A ) für die achtziger Jahre zugunsten 

der am wenigsten entwickelten Länder 

( L L D C s ) b e k a n n t e n Z e h n j a h r e s - V o r h a b e n s 

h a t d i e i m R a h m e n d e r U N C T A D t ä t i g e Z w i 

s c h e n s t a a t l i c h e G r u p p e f ü r d i e a m w e n i g s t e n 

e n t w i c k e l t e n L ä n d e r au f i h r e r s e c h s t e n T a 

g u n g ( 3 0 . 9 . - 1 1 . 1 0 . 1 9 8 5 in G e n f ) g e z o g e n . 

V o n d e n 3 6 L L D C s b e f i n d e n s i c h 2 6 in A f r i k a , 

n e u n in A s i e n u n d e i n e s in d e r K a r i b i k 

(Ha i t i ) . 

D ie F a k t e n z u m b i s h e r i g e n V e r l a u f , m i t d e n e n 

d i e K o n f e r e n z t e i l n e h m e r k o n f r o n t i e r t w u r 

d e n , w a r e n a l les a n d e r e a ls e r f r e u l i c h 

( s i e h e s p e z i e l l U N - D o c . T D / B / A C . 1 7 / 2 5 m i t 

A d d . 1 -5 ) . D ie L L D C s h a b e n d i e F o l g e n d e r 

s i c h se i t 1979 v e r s c h l e c h t e r n d e n W e l t w i r t 

s c h a f t s l a g e in v o l l e m U m f a n g z u s p ü r e n b e 

k o m m e n . D ie N a c h f r a g e n a c h i h r e n ( R o h 

s t o f f - ) E x p o r t e n u n d d e r e n P r e i s n i v e a u g i n 

g e n e r h e b l i c h z u r ü c k , d a g e g e n s t e i g e r t e d i e 

In f l a t i on ih re I m p o r t k o s t e n . Da d i e ö f f e n t l i c h e 

E n t w i c k l u n g s h i l f e ( O D A ) s t a g n i e r t e , m u ß t e 

a u f t e u e r e B a n k k r e d i t e u n d au f d i e M i t t e l d e s 

I M F z u r ü c k g e g r i f f e n w e r d e n . In d e r F o l g e 

n a h m d i e V e r s c h u l d u n g d e r ä r m s t e n L ä n d e r 

z u : 3 5 M r d U S - D o l l a r w a r e n e s E n d e 1 9 8 3 ; 

d e r S c h u l d e n d i e n s t v e r s c h l a n g in j e n e m J a h r 

19 v H d e r E x p o r t e i n n a h m e n . Z w a r b e t r u g d i e 

W a c h s t u m s r a t e d e r b e t r e f f e n d e n L ä n d e r in 

d e n J a h r e n 198 2 u n d 1983 2 v H , w e g e n d e r 

B e v ö l k e r u n g s z u n a h m e v o n 2,6 v H n a h m d a s 

P r o - K o p f - E i n k o m m e n in W i r k l i c h k e i t a b : v o n 

2 1 4 Do l l a r (1980) au f 2 0 3 ( 1 9 8 3 ) . B e i g e o r d n e 

t e r G e n e r a l s e k r e t ä r J a n P r o n k s t e l l t e in d i e 

s e m Z u s a m m e n h a n g z u R e c h t f e s t , daß — 

u m w e i t e r e F i n a n z h i l f e b e k o m m e n u n d e i n e 

U m s c h u l d u n g e r r e i c h e n z u k ö n n e n — d i e 

L L D C s H ä r t e m a ß n a h m e n m i t e r h e b l i c h e n 

A u s w i r k u n g e n au f d i e o h n e h i n s c h o n d ü r f t i 

g e n L e b e n s b e d i n g u n g e n d e r B e v ö l k e r u n g 

u n d au f ih re M ö g l i c h k e i t e n z u r E r r e i c h u n g 

e i n e r a n h a l t e n d e n W i r t s c h a f t s e n t w i c k l u n g 

h i n z u n e h m e n h a t t e n . D a m i t h a t t e n d i e 

s c h w ä c h s t e n G l i e d e r d e r i n t e r n a t i o n a l e n G e 

m e i n s c h a f t d i e L a s t d e r A n p a s s u n g s m a ß n a h 

m e n vo l l au f s i c h z u n e h m e n . 

E in S c h l ü s s e l f a k t o r f ü r d i e L L D C s ist V o l u 

m e n u n d Z u n a h m e d e r O D A . W i e e r i n n e r l i c h , 

w a r m a n au f d e r P a r i s e r K o n f e r e n z 1981 

ü b e r e i n g e k o m m e n , daß e i n e Z u n a h m e d e r a n 

d i e L L D C s z u l e i s t e n d e n Hi l fe au f 0 ,15 v H d e s 

B r u t t o s o z i a l p r o d u k t s d e r G e b e r l ä n d e r b i s 

1985 e r s t r e b e n s w e r t s e i . T r o t z d e m s t a 

g n i e r t e d e r J a h r e s d u r c h s c h n i t t b e i 0 ,08 v H . 

Z w a r b e f a n d e n s i c h 1984 s e c h s O E C D - M i t 

g l i e d s t a a t e n a u f d e m e r w ü n s c h t e n P e g e l 

s t a n d , d o c h w a r e n g r o ß e G e b e r s t a a t e n w i e 

d i e U S A u n d J a p a n n i c h t d a r u n t e r . D ie B u n 

d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d l e i s t e t e 1984 

0 ,12 v H ( e t w a 2 M r d D M ) , f a s t e i n V i e r t e l i h r e r 

E n t w i c k l u n g s h i l f e , z u g u n s t e n d e r L L D C s ; 

d a z u k a m e n v e r g l e i c h s w e i s e b e t r ä c h t l i c h e 

L e i s t u n g e n p r i v a t e r O r g a n i s a t i o n e n . 

II. D ie U r s a c h e n d e r m i ß l i c h e n L a g e d e r ä r m 

s t e n L ä n d e r w u r d e n o b e n k n a p p s k i z z i e r t . Es 

g i b t a b e r n o c h w e i t e r e F a k t o r e n , e t w a p o l i t i 

s c h e Ins tab i l i t ä t u n d a u s l ä n d i s c h e E i n m i 

s c h u n g in e i n e r A n z a h l L L D C s . N o c h s c h l i m 

m e r w a r e n d i e F o l g e n v o n N a t u r k a t a s t r o p h e n 

v e r s c h i e d e n s t e r A r t : E r d b e b e n , W i r b e l s t ü r 

m e , Ü b e r s c h w e m m u n g e n , E r d r u t s c h e . Ü b e r 

t r o f f e n w u r d e n al le d i e s e K a l a m i t ä t e n be i w e i 

t e m d u r c h d i e in z a h l l o s e n L ä n d e r n A f r i k a s 

a u f t r e t e n d e l a n g w i e r i g e D ü r r e u n d d a d u r c h 

v e r u r s a c h t e H u n g e r s n ö t e . N i c h t w e n i g e r a ls 

13 d e r 2 0 v o m 1985 in G a n g g e s e t z t e n N o t 

p r o g r a m m d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n f ü r A f r i k a 

u n t e r s t ü t z t e n S t a a t e n g e h ö r e n z u r K a t e g o r i e 

d e r a m w e n i g s t e n e n t w i c k e l t e n L ä n d e r . I m 

E r n ä h r u n g s b e r e i c h r ä c h t e s i c h au f fa ta le 

W e i s e d i e b i s h e r i g e V e r n a c h l ä s s i g u n g d e r 

L a n d w i r t s c h a f t g e g e n ü b e r a n d e r e n E n t w i c k 

l u n g s v o r h a b e n . 

D ie b e d r ä n g t e L a g e s o v ie le r L L D C s w a r d e r 

A u ß e n w e l t u n d v o r a l l e m in d e n G e b e r l ä n 

d e r n k e i n e s w e g s u n b e k a n n t g e b l i e b e n . W a 

r e n d o c h i m S N P A p e r i o d i s c h e T r e f f e n z w i 

s c h e n G e b e r n u n d E m p f ä n g e r n v o r g e s e h e n , 

d i e m i t H i l fe d e r W e l t b a n k u n d i n s b e s o n d e r e 

d e s U N D P v o r b e r e i t e t w u r d e n . L e i d e r e n t 

s p r a c h e n d i e s e > c o u n t r y r e v i e w m e e t i n g s ' 

n i c h t d e n in s ie g e s e t z t e n E r w a r t u n g e n . D ie 

L L D C s w a r e n w e g e n d e r a u s b l e i b e n d e n 

O D A - E r h ö h u n g e n t t ä u s c h t , d i e I n s t a n z e n d e r 

I n d u s t r i e l ä n d e r w e g e n d e r k a u m g e b o t e n e n 

G e l e g e n h e i t , d u r c h e i n e n t i e f s c h ü r f e n d e n 

D i a l o g b e s s e r e A n l e i t u n g z u Z i e l r i c h t u n g u n d 

M o d a l i t ä t e n i h r e r L e i s t u n g e n z u e r h a l t e n . Daß 

e s s i c h a u c h f ü r d i e E n t w i c k l u n g s l ä n d e r h ie r 

be i n i c h t u m e i n e l e i c h t e A u f g a b e h a n d e l t , 

g e h t a u s d e r V ie l fa l t d e r H i l f s p r o g r a m m e h e r 

v o r ; s o h a t B a n g l a d e s c h e s m i t d e r e n f ü n f z i g 

z u t u n . 

T r o t z a l l e d e m w a r d i e G e n f e r T a g u n g v o n d e r 

E n t s c h l o s s e n h e i t b e h e r r s c h t , u n t e r A b -

s c h i e d n a h m e v o n I l l u s i o n e n m i t d e m S N P A 

w e i t e r z u m a c h e n . Daß e i n e Z i e l s e t z u n g w i e 

d i e V e r d o p p e l u n g d e s P r o - K o p f - E i n k o m 

m e n s b i s 1990 u n r e a l i s t i s c h is t , l e u c h t e t e i n . 

J e t z t w i r d v o n W a c h s t u m s z i e l e n v o n i m 

S c h n i t t j ä h r l i c h 4 v H d e s B r u t t o s o z i a l p r o 

d u k t s in d e r P e r i o d e 1 9 8 5 - 1 9 9 0 u n d v o n 

7,2 v H b i s M i t t e d e r n e u n z i g e r J a h r e g e s p r o 

c h e n . E r s t w e n n d i e l e t z t g e n a n n t e Z i f f e r e r 

r e i c h t is t , k o m m t e i n e V e r d o p p e l u n g d e s 

P r o - K o p f - E i n k o m m e n s in S i c h t . V o r a u s s e t 

z u n g d a f ü r is t in e r s t e r L in ie d i e R e a l i s i e r u n g 

d e s 0 , 1 5 - P r o z e n t - Z i e l s f ü r d i e O D A , w o b e i 

d i e (v ie r F ü n f t e l d e r G e s a m t l e i s t u n g e n b e i 

t r a g e n d e n ) O E C D - S t a a t e n e i n e g a n z e n t 

s c h e i d e n d e Ro l le z u s p i e l e n h a b e n . 

III. D ie ä r m s t e n L ä n d e r s e l b s t w e r d e n ih re 

A n s t r e n g u n g e n i n t e n s i v i e r e n m ü s s e n . F ü r 

d i e F ö r d e r u n g i h r e r E x p o r t e w i c h t i g w a r d i e 

M i t t e i l u n g d e s E G - V e r t r e t e r s z u r T a g u n g , daß 

B r ü s s e l b e s c h l o s s e n ha t , f ü r d ie n i c h t m i t d e r 

E G m i t t e l s d e r L o m e - K o n v e n t i o n v e r b u n d e 

n e n L L D C s e i n ä h n l i c h e s V e r f a h r e n f ü r d i e 

S t a b i l i s i e r u n g d e r E x p o r t e r l ö s e , w i e d a s 

>STABEX< e s s c h o n d e n 2 7 a s s o z i i e r t e n 

L L D C s g e w ä h r t , i n s L e b e n z u r u f e n . In d e r 

S c h u l d e n f r a g e k ü n d i g t e n d i e N i e d e r l a n d e 

u n d D ä n e m a r k d i e A n n u l i e r u n g d e r i h n e n z u 

s t e h e n d e n R ü c k z a h l u n g e n v o n L L D C s a n . 

S e i t e n s d e r W e l t b a n k w u r d e au f d i e A r b e i t s 

a u f n a h m e i h r e s — a l l e r d i n g s n i c h t s p e z i e l l 

f ü r d ie L L D C s k o n z i p i e r t e n — S o n d e r f o n d s 

f ü r A f r i k a (1 ,5 M r d Do l l a r in d r e i J a h r e n ) h i n 

g e w i e s e n . D a s U N D P m e l d e t e , daß 4 1 , 5 v H 

d e r f ü r s e i n e n v i e r t e n P r o g r a m m z y k l u s 

( 1 9 8 7 - 1 9 9 1 ) z u r V e r f ü g u n g s t e h e n d e n R e s 

s o u r c e n d e r L L D C - G r u p p e z u g u t e k o m m e n 

s o l l e n . 

V o n h o f f e n t l i c h w e s e n t l i c h e r B e d e u t u n g f ü r 

d i e S t r a f f u n g d e r Z u s a m m e n a r b e i t d e r G e b e r 

u n d E m p f ä n g e r is t d i e N e u o r g a n i s a t i o n d e r 

L ä n d e r t r e f f e n , w i e d i e s e v o m V e r w a l t u n g s r a t 

d e s U N D P i m J u n i 1985 in N e w Y o r k s c h o n 

g u t g e h e i ß e n w u r d e . K u r z z u s a m m e n g e f a ß t , 

w i r d a l le z w e i b i s f ü n f J a h r e e i n e R u n d e -

T i s c h - K o n f e r e n z a u ß e r h a l b d e s b e t r e f f e n d e n 

L a n d e s m i t d e n w i c h t i g s t e n G e b e r - I n s t a n z e n 

s t a t t f i n d e n , w o b e i au f d e r G r u n d l a g e v o n v o r 

h e r d u r c h g e f ü h r t e n m a k r o ö k o n o m i s c h e n 

u n d s e k t o r a l e n A n a l y s e n d i e G e s a m t l a g e e i n 

g e h e n d d i s k u t i e r t w e r d e n so l l . A n s c h l i e ß e n d 

w i r d e i n e K o n f e r e n z a l ler ( a u c h d e r n i c h t 

s t a a t l i c h e n ) P a r t n e r i m L a n d e s e l b s t e i n b e r u 

f e n , w o b e i i m R a h m e n d e r b e i d e r R u n d e -

T i s c h - K o n f e r e n z v e r a b s c h i e d e t e n G e n e r a l 

p l a n u n g d i e B e d ü r f n i s s e d e r e i n z e l n e n S e k 

t o r e n f e s t g e s t e l l t u n d d i e k o n k r e t e Z u s a m 

m e n a r b e i t b e s c h l o s s e n w e r d e n . Be i d i e s e r 

e i n e n T a g u n g au f d e r E b e n e d e r P r a x i s b l e i b t 

e s n i c h t ; s ie s o l l v o n k o n t i n u i e r l i c h e n B e r a 

t u n g e n g e f o l g t w e r d e n , s o daß e in d i c h t e s 

N e t z w e r k v o n A r b e i t s b e z i e h u n g e n e n t s t e h e n 

k a n n . Ü b e r S o n d e r f o n d s w i r d d a s U N D P z u r 

F i n a n z i e r u n g d e r K o s t e n b e i t r a g e n . E i n e 

m a ß g e b l i c h e Ro l le in d i e s e m P r o z e ß is t d e m 

U N D P - L ä n d e r v e r t r e t e r v o r O r t z u g e d a c h t . 

V o n d i e s e m n e u e n S c h e m a ist s i c h e r l i c h e i n e 

e f f i z i e n t e r e V e r w e n d u n g d e r v o r h a n d e n e n 

R e s s o u r c e n z u e r w a r t e n . A u c h b e i d e r 

G r u n d l a g e n a r b e i t is t B e s s e r u n g in S i c h t . E r s t 

1984 w a r v o n d e r U N C T A D e i n e e r s t e S e r i e 

v o n B e r i c h t e n ü b e r L a g e u n d B e d ü r f n i s s e 

d e r e i n z e l n e n L L D C s v e r ö f f e n t l i c h t w o r d e n ; 

a b j e t z t w e r d e n s ie , e i n e u n e r s e t z l i c h e I n f o r 

m a t i o n s q u e l l e , j e d e s J a h r e r s c h e i n e n . 

IV. D ie G e n e r a l v e r s a m m l u n g d e r V e r e i n t e n 

N a t i o n e n h a t s i c h a m 17. D e z e m b e r 1985 e i n 

v e r n e h m l i c h d i e s e h r a u s f ü h r l i c h e n S c h l u ß 

f o l g e r u n g e n u n d E m p f e h l u n g e n d e r Z w i 

s c h e n s t a a t l i c h e n G r u p p e z u e i g e n g e m a c h t 

u n d s ie i h re r R e s o l u t i o n 4 0 / 2 0 5 a l s A n h a n g 

b e i g e g e b e n . In d e r E n t s c h l i e ß u n g w e r d e n d i e 

L L D C s an ih re H a u p t v e r a n t w o r t u n g f ü r d i e 

e i g e n e E n t w i c k l u n g e r i n n e r t (Zif f . 5) u n d b e i 

d e n G e b e r l ä n d e r n d i e E r f ü l l u n g d e s 0 , 1 5 -

P r o z e n t - Z i e l s b e z i e h u n g s w e i s e d i e V e r d o p 

p e l u n g ih re r an d i e L L D C s g e h e n d e n O D A -

B e t r ä g e a n g e m a h n t (Z i f f .6 ) . F ü r 1990 ist e in 

h o c h r a n g i g e s T r e f f e n z u r G e s a m t b e w e r t u n g 

d e s S N P A g e p l a n t (Z i f f .12 ) . 

Victor Beermann • 
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Sozialfragen und Menschenrechte 

Menschenrechts-Unterkommission: Südafrika im 
Vordergrund — Begriff der »Minderheit« umstrit
ten — Menschenrechte von Kindern (3) 

( D i e s e r B e i t r a g s e t z t d e n B e r i c h t in V N 1 / 

1 9 8 5 S.26f . f o r t . ) 

I. E r n e u t z e i g t e s i c h , d a ß s i c h d i e Unterkom

mission zur Verhütung von Diskriminierung 

und für Minderheitenschutz m i t d e r s t ä n d i 

g e n E r w e i t e r u n g i h r e s T ä t i g k e i t s f e l d e s zuv ie l 

v o r g e n o m m e n ha t , d e n n e i n i g e d e r a u f d e r 

T a g e s o r d n u n g i h r e r 3 8 . S e s s i o n ( 5 . - 3 0 . 

8 . 1 9 8 5 in G e n f ) s t e h e n d e n T h e m e n m u ß 

t e n a u s Z e i t m a n g e l v e r t a g t w e r d e n . H i n z u 

k o m m t d i e T e n d e n z , e i n z e l n e P r o b l e m e , v o r 

a l l e m d i e L a g e in S ü d a f r i k a , m i t g a n z b e s o n 

d e r e r A u s f ü h r l i c h k e i t z u b e h a n d e l n . D ie B e 

s c h ä f t i g u n g m i t M e n s c h e n r e c h t s v e r l e t z u n 

g e n in z a h l r e i c h e n a n d e r e n S t a a t e n , d i e i m 

m e r h i n in e i n e R e i h e v o n R e s o l u t i o n e n m ü n 

d e t e , m u t e t d e m g e g e n ü b e r e h e r k u r s o r i s c h 

a n . E in M i t g l i e d d e r U n t e r k o m m i s s i o n b e 

m ä n g e l t e d e n n a u c h , w i e w e n i g Z e i t d e n 

n i c h t s t a a t l i c h e n O r g a n i s a t i o n e n z u r V e r f ü 

g u n g s t a n d , u m a u f M i ß s t ä n d e a u f m e r k s a m 

z u m a c h e n . 

In e i n e r d e r R e s o l u t i o n e n , d i e e i n e b e s o r g 

n i s e r r e g e n d e L a g e d e r M e n s c h e n r e c h t e z u m 

G e g e n s t a n d h a t t e n , w u r d e d i e a l b a n i s c h e 

R e g i e r u n g a u f g e f o r d e r t , d i e R e l i g i o n s - u n d 

G l a u b e n s f r e i h e i t d u r c h e n t s p r e c h e n d e R e g e 

l u n g e n in V e r f a s s u n g u n d G e s e t z e n z u g e 

w ä h r l e i s t e n . H i n s i c h t l i c h d e r S i t u a t i o n in A f 

g h a n i s t a n w u r d e a n g e r e g t , d e r S o n d e r b e 

r i c h t e r s t a t t e r s o l l e k ü n f t i g b e s o n d e r e s A u 

g e n m e r k au f d i e A u s w i r k u n g e n d e s K o n f l i k t s 

au f d a s S c h i c k s a l v o n F r a u e n u n d K i n d e r n 

r i c h t e n . 

Im B r e n n p u n k t d e s I n t e r e s s e s s t a n d w i e s o 

o f t S ü d a f r i k a . Ü b e r w i e g e n d w u r d e b e i d e r 

B e u r t e i l u n g d e r j ü n g s t e n E r e i g n i s s e e i n e 

U m b r u c h s t i m m u n g n i c h t n u r i m L a n d s e l b s t , 

s o n d e r n a u c h i m L a g e r d e r b i s h e r m i t S ü d 

a f r i ka k o o p e r i e r e n d e n S t a a t e n f e s t g e s t e l l t , 

w a s in b e s o n d e r e m M a ß f ü r F r a n k r e i c h g e l t e . 

D ie E x p e r t e n w a r e n m e h r h e i t l i c h d e r A n s i c h t , 

daß d i e K o n z e p t i o n d e s k o n s t r u k t i v e n E n g a -

g e m e n t s < n i c h t t r a g e u n d n u n e n d g ü l t i g e i n e 

h ä r t e r e G a n g a r t — d i e V e r h ä n g u n g u m f a s 

s e n d e r W i r t s c h a f t s s a n k t i o n e n — v o n n ö t e n 

s e i . A u f g r u n d e i n e r K o n s e n s e n t s c h e i d u n g 

d e r U n t e r k o m m i s s i o n f o r d e r t e d e r V o r s i t 

z e n d e d e r M e n s c h e n r e c h t s k o m m i s s i o n d i e 

s ü d a f r i k a n i s c h e R e g i e r u n g — e r w a r t u n g s g e 

m ä ß v e r g e b e n s — d a z u auf , d i e F ü h r e r d e r 

B e f r e i u n g s b e w e g u n g e n , v o r a l l e m N e l s o n 

M a n d e l a u n d Z e p h a n i a M o t u p e n g , f r e i z u l a s 

s e n u n d i h n e n z u g e s t a t t e n , in G e n f an d e r 

l a u f e n d e n T a g u n g t e i l z u n e h m e n . 

W e n n s i c h a u c h d i e L a g e in S ü d a f r i k a e r n e u t 

z u g e s p i t z t ha t , e r s c h e i n t e s d o c h v o n z w e i 

f e l h a f t e m N u t z e n , daß b e s c h l o s s e n w u r d e , 

k ü n f t i g z u B e g i n n j e d e r T a g u n g e i n e S c h w e i 

g e m i n u t e s p e z i e l l f ü r d i e » O p f e r d e s b ö s a r t i 

g e n u n d u n m e n s c h l i c h e n A p a r t h e i d s y s t e m s 

in S ü d a f r i k a « e i n z u l e g e n . A u c h h a b e n d i e u n 

z ä h l i g e n O p f e r v o n D i s k r i m i n i e r u n g u n d s o n 

s t i g e n M e n s c h e n r e c h t s v e r l e t z u n g e n in a l ler 

W e l t e i n e s o l c h e B e s c h r ä n k u n g n i c h t v e r 

d i e n t , d i e o h n e h i n n i c h t d e m V e r s t ä n d n i s d e r 

U n t e r k o m m i s s i o n v o n i h r e r w e i t g e f a ß t e n Z u 

s t ä n d i g k e i t e n t s p r i c h t . 

In e i n e m e r n e u t e n V o r s t o ß r e g t e s ie e i n e 

U m b e n e n n u n g a n , d i e ih re A r b e i t k l a r e r b e 

s c h r e i b e n s o l l . N u n m e h r m ö c h t e s ie a ls >Un-

t e r k o m m i s s i o n d e r M e n s c h e n r e c h t s - E x p e r -

ten< f i r m i e r e n . 

II. H e f t i g d i s k u t i e r t w u r d e d i e v o n d e m k a 

n a d i s c h e n E x p e r t e n J u l e s D e s c h e n e s in i h re r 

E n d f a s s u n g v o r g e l e g t e D e f i n i t i o n d e s B e 

g r i f f s > M i n d e r h e i t < . W i e d e r u m w u r d e d i e s e r 

D e f i n i t i o n s v e r s u c h — n i c h t z u l e t z t w e g e n 

d e r s c h o n v o r h a n d e n e n D e f i n i t i o n e n — f ü r 

ü b e r f l ü s s i g e r k l ä r t . B e s o n d e r s h ä u f i g w u r d e n 

d i e B e g r i f f s m e r k m a l e >Gefüh l d e r S o l i d a r i t ä t 

u n d g e m e i n s a m e r Wi l le z u m Ü b e r l e b e n < u n d 

d i e B e s c h r ä n k u n g au f S t a a t s a n g e h ö r i g e s o 

w i e n u m e r i s c h e M i n d e r h e i t e n s o w i e d i e A u s 

k l a m m e r u n g d e r > E i n g e b o r e n e n < b e v ö l k e r u n -

g e n g e r ü g t . I m m e r h i n w u r d e d i e S t u d i e e i n 

s c h l i e ß l i c h d e r D e f i n i t i o n z u s a m m e n m i t d e r 

W i e d e r g a b e d e r D i s k u s s i o n an d i e M e n 

s c h e n r e c h t s k o m m i s s i o n w e i t e r g e l e i t e t . 

III. In d e r B e r a t u n g d e s S c h l u ß b e r i c h t s ü b e r 

d i e V e r h ü t u n g u n d B e s t r a f u n g d e s V e r b r e 

c h e n s d e s V ö l k e r m o r d e s , d e n B e n j a m i n 

W h i t a k e r ( G r o ß b r i t a n n i e n ) v o r l e g t e , k a m e s 

e r n e u t z u K o n t r o v e r s e n , i n s b e s o n d e r e b e 

z ü g l i c h d e r B e h a n d l u n g d e s V ö l k e r m o r d e s 

a n d e n A r m e n i e r n i m O s m a n i s c h e n R e i c h . 

W h i t a k e r b e t o n t e , daß e s i h m d a r u m g e g a n 

g e n se i , d i e s e s K a p i t e l d u r c h e i n e w a h r h e i t s 

g e m ä ß e S c h i l d e r u n g a u s v e r l ä ß l i c h e n Q u e l l e n 

z u s c h l i e ß e n . 

IV. B e s t a n d t e i l e i n e r R e s o l u t i o n ü b e r d i e 

M e n s c h e n r e c h t e v o n H ä f t l i n g e n w a r d e r E n t 

w u r f e i n e r E r k l ä r u n g g e g e n d i e u n e i n g e s t a n -

d e n e V e r h a f t u n g v o n P e r s o n e n , in d e r d i e 

R e g i e r u n g e n a u f g e f o r d e r t w e r d e n , I d e n t i t ä t , 

A u f e n t h a l t s o r t u n d L e b e n s b e d i n g u n g e n d e r 

P e r s o n e n , d i e in i h r e m V e r a n t w o r t u n g s b e 

r e i c h i nha f t i e r t w o r d e n s i n d , s o w i e d e n Ha f t 

g r u n d b e k a n n t z u g e b e n , a b e r a u c h , s i c h 

d a r u m z u b e m ü h e n , v e r s c h w u n d e n e P e r s o 

n e n a u s f i n d i g z u m a c h e n . A u ß e r d e m s o l l e n 

e n t s p r e c h e n d e G e s e t z e , s o w e i t n o c h n i c h t 

v o r h a n d e n , s o b a l d w i e m ö g l i c h e r l a s s e n 

w e r d e n . 

V . D ie U n t e r k o m m i s s i o n w i l l s i c h k ü n f t i g 

v e r s t ä r k t d e m S c h u t z d e r F r a u e n u n d b e s o n 

d e r s d e r K i n d e r w i d m e n ; l e t z t e r e h a b e n w e 

d e r e i n e L o b b y n o c h s i n d s ie in d e r L a g e , 

s i c h an d i e z u s t ä n d i g e n G r e m i e n z u w e n d e n . 

In d i e s e m Z u s a m m e n h a n g s o l l e n u n t e r a n d e 

r e m d a s D r o g e n p r o b l e m u n d d i e P r o b l e m a t i k 

d e r g e m e i n s a m e n I n h a f t i e r u n g v o n E r w a c h 

s e n e n u n d K i n d e r n b e z i e h u n g s w e i s e J u 

g e n d l i c h e n u n t e r 18 J a h r e n e r ö r t e r t w e r 

d e n . 

D ie s e x u e l l e A u s b e u t u n g v o n K i n d e r n ist b e 

r e i t s G e g e n s t a n d d e r Ü b e r l e g u n g e n z u S k l a 

v e r e i u n d s k l a v e r e i ä h n l i c h e n P r a k t i k e n . D ie 

R e g i e r u n g e n s o l l e n a u f g e f o r d e r t w e r d e n , in 

d i e s e m B e r e i c h s c h ü t z e n d t ä t i g z u w e r d e n , 

i n d e m s ie z u m B e i s p i e l R e i s e v e r a n s t a l t e r u n d 

H o t e l b e t r e i b e r d a r a n h i n d e r n s o l l e n , d e r a r 

t i g e P r a k t i k e n z u f ö r d e r n . In d e r D i s k u s s i o n 

ü b e r d a s T h e m a K i n d e r a r b e i t r ü g t e d e r B e 

o b a c h t e r d e r B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d 

d i e n i c h t s t a a t l i c h e A n t i - S k l a v e r e i - G e s e l l 

s c h a f t in L o n d o n , d i e z u U n r e c h t in e i n e m 

D o k u m e n t d ie B e h a u p t u n g a u f g e s t e l l t h a b e , 

daß e s in d e r B u n d e s r e p u b l i k 6 0 0 0 0 Fäl le 

v o n ( u n z u l ä s s i g e r ) K i n d e r a r b e i t g e b e . 

Birgit Laitenberger • 

Entkolonisierung und Treuhandfragen 

Westsahara: UNO wiederholt Referendums-For
derung — Marokko will künftige UN-Debatten 
boykottieren — Erfolge marokkanischer Erdwall-
Strategie (4) 

( D i e s e r B e i t r a g s e t z t d e n B e r i c h t in V N 21 

1985 S.71f . f o r t . ) 

A u c h 1985 b l i e b e n d i e B e m ü h u n g e n d e r 

U N O u n d d e r O r g a n i s a t i o n d e r A f r i k a n i s c h e n 

E i n h e i t ( O A U ) u m e i n e p o l i t i s c h e L ö s u n g d e r 

W e s t s a h a r a - F r a g e o h n e E r f o l g . M a r o k k o w e i 

g e r t e s i c h w e i t e r h i n , d e r A u f f o r d e r u n g z u d i 

r e k t e n V e r h a n d l u n g e n m i t d e r >Fren te P o p u 

lar p a r a la L i b e r a c i ö n d e S a g u i a e l - H a m a r a y 

d e R io d e Oro< ( P O L I S A R I O ) F o l g e z u l e i 

s t e n . D e r D i a l o g z w i s c h e n d e r m a r o k k a n i 

s c h e n u n d d e r a l g e r i s c h e n F ü h r u n g b l i e b se i t 

d e m e r g e b n i s l o s e n T r e f f e n z w i s c h e n d e m 

m a r o k k a n i s c h e n K ö n i g H a s s a n II. u n d d e m 

a l g e r i s c h e n S t a a t s p r ä s i d e n t e n C h a d l i B e n j e -

d i d v o m 2 6 . F e b r u a r 1983 w e i t e r h i n u n t e r b r o 

c h e n . 

I. In d e r v o n d e r 4 0 . U N - G e n e r a l v e r s a m m 

l u n g a m 2. D e z e m b e r 1985 g e f a ß t e n R e s o l u 

t i o n 4 0 / 5 0 w i r d d i e E r k l ä r u n g d e r V o r j a h r e 

v o m » u n v e r ä u ß e r l i c h e n R e c h t d e s V o l k e s d e r 

W e s t s a h a r a a u f S e l b s t b e s t i m m u n g u n d U n 

a b h ä n g i g k e i t « w i e d e r h o l t u n d d a s E r s u c h e n 

an d i e K o n f l i k t p a r t e i e n , M a r o k k o u n d P O L I -

S A R I O - F r o n t , u m d i r e k t e V e r h a n d l u n g e n a ls 

V o r a u s s e t z u n g f ü r A b s c h l u ß e i n e s W a f f e n 

s t i l l s t a n d s u n d D u r c h f ü h r u n g e i n e s R e f e r e n 

d u m s e r n e u e r t . D ie R e s o l u t i o n w u r d e m i t 9 6 

g e g e n 7 S t i m m e n b e i 3 9 E n t h a l t u n g e n a n g e 

n o m m e n . In d e r v o r a n g e g a n g e n e n D e b a t t e 

h a t t e d e r m a r o k k a n i s c h e A u ß e n m i n i s t e r A b -

de l la t i f Fi lal i a m 1 1 . N o v e m b e r e r k l ä r t , d a ß 

M a r o k k o k ü n f t i g e U N - D e b a t t e n z u r W e s t s a 

h a r a - F r a g e b o y k o t t i e r e n w e r d e u n d s i c h an 

k e i n e U N - R e s o l u t i o n m e h r g e b u n d e n f ü h l e , 

» d i e in u n s e r e r A b w e s e n h e i t v e r a b s c h i e d e t 

w e r d e n s o l l t e « . M a r o k k o s t e h e j e d o c h d e m 

U N - G e n e r a l s e k r e t ä r f ü r G e s p r ä c h e ü b e r L ö 

s u n g s v o r s c h l ä g e z u m W e s t s a h a r a - K o n f l i k t 

a u c h w e i t e r h i n z u r V e r f ü g u n g . 

E i n e a m 2 3 . O k t o b e r d u r c h d e n m a r o k k a n i 

s c h e n M i n i s t e r p r ä s i d e n t e n K a r i m L a m r a n i v o r 

d e r U N - G e n e r a l v e r s a m m l u n g e r k l ä r t e B e r e i t 

s c h a f t z u r D u r c h f ü h r u n g e i n e s R e f e r e n d u m s 

u n d e i n e r W a f f e n r u h e w a r o h n e E c h o g e b l i e 

b e n , w e i l d i e s e r V o r s c h l a g d i e a u c h v o n d e r 

O A U u n d d e r U N O v e r t r e t e n e F o r d e r u n g d e r 

P O L I S A R I O - F r o n t m i ß a c h t e t e , e in R e f e r e n 

d u m » o h n e j e g l i c h e a d m i n i s t r a t i v e o d e r m i l i 

t ä r i s c h e B e s c h r ä n k u n g e n « d u r c h z u f ü h r e n 

( R e s o l u t i o n 4 0 / 5 0 , Z i f f e r 3 ) . 

E i n e E n t s c h l i e ß u n g d e r 8. M i n i s t e r k o n f e r e n z 

d e r B l o c k f r e i e n in L u a n d a ( 5 . - 7 . S e p t e m b e r ) 

d e c k t e s i c h i n h a l t l i c h m i t d e n v o n O A U u n d 

U N O g e f a ß t e n B e s c h l ü s s e n z u r K o n f l i k t r e g e 

l u n g . 

II. D e n f e s t g e f a h r e n e n p o l i t i s c h e n L ö 

s u n g s v e r s u c h e n e n t s p r i c h t e i n e w e i t g e 

h e n d e S t a g n a t i o n i m m i l i t ä r i s c h e n A k t i o n s 

f e l d . M a r o k k o g e l a n g e s , s e i n e E r d w a l l - S t r a 

t e g i e w e i t e r a u s z u b a u e n : E in V e r t e i d i g u n g s 

g ü r t e l v o n 2 5 0 0 K i l o m e t e r L ä n g e z i e h t s i c h 

j e t z t v o n O u a r k z i z - G e b i r g e , n o r d w e s t l i c h T i n -

d o u f , b i s s ü d l i c h D a k h l a a m A t l a n t i k u n d 

d e c k t d a m i t f a s t z w e i D r i t t e l d e s u m s t r i t t e n e n 

T e r r i t o r i u m s a b . H i e r g e g e n f ü h r e n d i e e t w a 

5 0 0 0 K ä m p f e r d e r P O L I S A R I O - F r o n t , v e r 

s t ä r k t d u r c h e in S c h ü t z e n p a n z e r - B a t a i l l o n , 

e i n e S A M - 6 - B a t t e r i e s o w i e e i n e P a n z e r - u n d 

e i n e A r t i l l e r i e e i n h e i t , d u r c h g e l e g e n t l i c h e 

p u n k t u e l l e V o r s t ö ß e e i n e n A b n u t z u n g s k r i e g . 

D a v o n s i n d k e i n e m i l i t ä r i s c h e n E n t s c h e i d u n 

g e n z u e r w a r t e n , z u m a l d i e R a d a r - A u f k l ä r u n g 

a n d e n m a r o k k a n i s c h e n E r d w ä l l e n d e m A n 

g r e i f e r d a s Ü b e r r a s c h u n g s m o m e n t v e r 

w e h r t . 

M i t d e m V o r s c h i e b e n v o n T e i l s t ü c k e n d i e s e r 
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W ä l l e b i s an d ie m a u r e t a n i s c h e G r e n z e k ö n 

n e n j e t z t P O L I S A R I O - E i n h e i t e n a u s i h r e n B a 

s e n i m a l g e r i s c h e n G r e n z r a u m n i c h t m e h r 

n a c h S ü d e n h in o p e r i e r e n , o h n e m a u r e t a n i 

s c h e H o h e i t s r e c h t e z u v e r l e t z e n . M i t d e m 

R e g i m e w e c h s e l in M a u r e t a n i e n i m D e z e m b e r 

1 9 8 4 w a r e i n e w e n i g e r P O L I S A R I O - f r e u n d l i -

c h e , m e h r au f N e u t r a l i t ä t b e d a c h t e R e g i e 

r u n g an d i e M a c h t g e k o m m e n . M a u r e t a n i e n 

h a t a b e r a n g e s i c h t s d e r W e i t e d e s W ü s t e n 

r a u m e s n i c h t g e n ü g e n d e i g e n e M i t t e l , u m 

s e i n e G r e n z e n u n t e r K o n t r o l l e z u h a l t e n . 

B e i d e k r i e g f ü h r e n d e n S e i t e n r i c h t e n s i c h au f 

l a n g e F r i s t e n e i n . M a r o k k o k a n n , d u r c h m i l i 

t ä r i s c h e A u s r ü s t u n g s - u n d d u r c h W i r t 

s c h a f t s h i l f e v o n d e n U S A u n d F r a n k r e i c h g e 

s t ü t z t , d i e s e n A b n u t z u n g s k r i e g o h n e a l l zu 

f ü h l b a r e V e r l u s t e — w e n n a u c h u n t e r h o h e n 

K o s t e n — a u s s i t z e n . D e r s e c h s t e K o n g r e ß 

d e r P O L I S A R I O - F r o n t ( 7 . - 1 0 . D e z e m b e r ) w i e 

d e r h o l t e d a s F e s t h a l t e n a m M a x i m a l z i e l d e r 

B e f r e i u n g d e r W e s t s a h a r a ( » D a s g a n z e H e i 

m a t l a n d o d e r d a s M a r t y r i u m ! « ) . A l g e r i e n s 

S t a a t s p r ä s i d e n t b e k u n d e t e in s e i n e r J a h r e s 

a n s p r a c h e v o r d e r N a t i o n a l v e r s a m m l u n g in 

A l g i e r a m 3. D e z e m b e r d i e »vo l l e S o l i d a r i t ä t 

m i t d e r g e r e c h t e n S a c h e d e r S a h a r a - B e v ö l 

k e r u n g « . 

III. I m r e g i o n a l e n u n d ü b e r r e g i o n a l e n B e 

r e i c h b l i e b e n d i e A u s w i r k u n g e n d e s K o n f l i k t s 

w e i t e r h i n in G r e n z e n . D ie R e g i e r u n g d e r A r a 

b i s c h e n D e m o k r a t i s c h e n R e p u b l i k S a h a r a 

( A D R S ) w u r d e v o n 6 3 S t a a t e n , d a r u n t e r s e i t 

S e p t e m b e r 1985 a u c h I n d i e n , a n e r k a n n t . E i n 

Z w i s c h e n f a l l v o r d e r A t l a n t i k k ü s t e d e r S a h a 

ra , b e i d e m a m 2 0 . S e p t e m b e r e in s p a n i s c h e s 

F i s c h e r b o o t d u r c h d i e P O L I S A R I O - F r o n t g e 

k a p e r t u n d e in s p a n i s c h e s P a t r o u i l l e n b o o t 

b e s c h o s s e n w o r d e n w a r , f ü h r t e a m I . O k t o 

b e r z u r A u s w e i s u n g a l le r P O L I S A R I O - V e r t r e -

t e r a u s S p a n i e n . 

L i b y e n h a t t e s e i n e v o r a l l e m f i n a n z i e l l e Hi l fe 

f ü r d i e P O L I S A R I O - F r o n t s e i t d e m A b s c h l u ß 

d e s F ö d e r a t i o n s a b k o m m e n s m i t M a r o k k o 

( V e r t r a g v o n O u j d a , 13. A u g u s t 1984) e i n g e 

s t e l l t ; in T r i p o l i s v e r b l i e b j e d o c h w e i t e r h i n 

e i n e o f f i z ie l le P O L I S A R I O - V e r t r e t u n g . G e 

r ü c h t e , L i b y e n k ö n n e s e i n e P O L I S A R I O - Z u -

w e n d u n g e n w o m ö g l i c h w i e d e r a u f n e h m e n , 

e r h i e l t e n N a h r u n g , a ls G h a d d a f i w ä h r e n d e i 

n e s T r e f f e n s m i t d e m a l g e r i s c h e n S t a a t s c h e f 

a m 2 8 . J a n u a r 1986 i m s ü d l i c h e n a l g e r i s c h e n 

G r e n z r a u m z u L i b y e n d i e a l g e r i s c h e P o s i t i o n 

in d e r W e s t s a h a r a - F r a g e w e i t g e h e n d u n t e r 

s t ü t z t e . G h a d d a f i v e r m i e d a l l e r d i n g s d u r c h 

V e r z i c h t au f e in o f f i z i e l l es K o m m u n i q u e j e d e 

s c h r i f t l i c h e F e s t l e g u n g , d i e s e i n V e r h ä l t n i s z u 

M a r o k k o b e l a s t e t h ä t t e . G e m e i n s a m e r a l g e 

r i s c h - l i b y s c h e r N e n n e r in d i e s e r F r a g e ist d i e 

Ü b e r z e u g u n g , daß d e r u n g e l ö s t e W e s t s a h a 

r a - K o n f l i k t d a s K e r n p r o b l e m b l e i b t , w e l c h e s 

d e n W e g z u r >Einhe i t d e s G r o ß e n M a g h r e b < 

b l o c k i e r t . Joachim Tzschaschel • 

Osttimor: Gespräche zwischen Portugal und In
donesien — Nichtbehandlung in der Generalver
sammlung (5) 

( D i e s e r B e i t r a g s e t z t d e n B e r i c h t in V N 21 
1985 S.72f . f o r t ) . 

B e s t ä t i g t h a t s i c h i m l e t z t e n J a h r d i e E i n 

s c h ä t z u n g , daß d i e O s t t i m o r - F r a g e v o n d e r 

S t a a t e n g e m e i n s c h a f t e i g e n t l i c h n u r n o c h u n 

t e r i h r e m h u m a n i t ä r e n A s p e k t g e s e h e n w i r d . 

D a b e i g e h t e s v o r n e h m l i c h u m d i e m e h r 

p r a k t i s c h e A b w i c k l u n g e i n i g e r F o l g e l a s t e n 

d e r g e w a l t s a m e n A n n e x i o n v o n 1976. 

G e n e r a l s e k r e t ä r J a v i e r P e r e z d e C u e l l a r t e i l t e 

i m B e r i c h t ü b e r s e i n e A k t i v i t ä t e n in d e r O s t t i 

m o r - F r a g e a n d i e 4 0 . G e n e r a l v e r s a m m l u n g 

( U N - D o c . A / 4 0 / 6 2 2 v .11 .9 .1985) m i t , daß e r 

s e i n e K o n t a k t e m i t d e r p o r t u g i e s i s c h e n u n d 

d e r i n d o n e s i s c h e n R e g i e r u n g f o r t g e s e t z t 

h a b e . A u ß e r s e i n e n G e s p r ä c h e n m i t V e r t r e 

t e r n d e r b e i d e n R e g i e r u n g e n s o w i e d e r e n 

U N - B o t s c h a f t e r n h a b e e s a u c h G e s p r ä c h e 

e i n e s U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r s g e g e b e n . D ie 

v o n i h m e i n g e l e i t e t e n d i r e k t e n K o n t a k t e z w i 

s c h e n d e n b e i d e n R e g i e r u n g e n v o m Ju l i 

1983 h ä t t e n i m N o v e m b e r 1 9 8 4 z u e i n e r e r 

s t e n G e s p r ä c h s r u n d e in N e w Y o r k g e f ü h r t , 

d e r f ü n f w e i t e r e R u n d e n f o l g t e n . Im M i t t e l 

p u n k t d i e s e r G e s p r ä c h e s t a n d e n d i e F r a g e 

d e r R ü c k f ü h r u n g e h e m a l i g e r p o r t u g i e s i s c h e r 

S t a a t s a n g e s t e l l t e r , d i e R e p a t r i i e r u n g e i n i g e r 

O s t t i m o r e r , d i e d e r z e i t in P o r t u g a l l e b e n , d i e 

F r e i h e i t d e r R e l i g i o n s a u s ü b u n g , S c h u t z u n d 

E r h a l t u n g d e s k u l t u r e l l e n E r b e s d e r B e v ö l k e 

r u n g v o n O s t t i m o r s o w i e d i e w i r t s c h a f t l i c h e n 

u n d s o z i a l e n B e d i n g u n g e n au f d e r Inse l . 

F e r n e r s e i e i n e R e i h e v o n h u m a n i t ä r e n F r a 

g e n e r ö r t e r t w o r d e n , e i n s c h l i e ß l i c h d e r F r a g e 

d e r M e n s c h e n r e c h t e . 

D ie V e r b e s s e r u n g d e r h u m a n i t ä r e n L a g e d e r 

B e v ö l k e r u n g O s t t i m o r s b l e i b t w e i t e r h i n e i n e s 

d e r H a u p t a n l i e g e n d e s G e n e r a l s e k r e t ä r s . I m 

H i n b l i c k d a r a u f h a b e e r m i t d e r i n d o n e s i 

s c h e n R e g i e r u n g d i e F r a g e e r ö r t e r t , w i e d i e 

A k t i v i t ä t e n d e r i n t e r n a t i o n a l e n H i l f s o r g a n i s a 

t i o n e n , d ie in O s t t i m o r t ä t i g s i n d , e r l e i c h t e r t 

w e r d e n k ö n n e n . Er h a b e d i e N o t w e n d i g k e i t 

u n t e r s t r i c h e n , daß d i e M ö g l i c h k e i t e n z u m 

B e s u c h O s t t i m o r s v e r b e s s e r t w e r d e n m ü ß 

t e n . G e w i s s e F o r t s c h r i t t e in d i e s e r R i c h t u n g 

s e i e n z u v e r z e i c h n e n . E in P r o j e k t d e s U N I 

C E F f ü r M ü t t e r u n d K i n d e r w u r d e f o r t g e s e t z t . 

D a s I n t e r n a t i o n a l e K o m i t e e v o m R o t e n K r e u z 

s e t z t e 1984 m e h r e r e P r o g r a m m e f o r t (Fami l i 

e n z u s a m m e n f ü h r u n g u n d R e p a t r i i e r u n g ) , d i e 

1985 j e d o c h w e n i g e r z ü g i g d u r c h g e f ü h r t 

w u r d e n . E in n e u e s P r o g r a m m f ü r B e s u c h e in 

I n t e r n i e r u n g s l a g e r n w u r d e 1985 e i n g e f ü h r t , 

d a s an d i e S t e l l e e i n e s f r ü h e r e n P r o g r a m m s 

t ra t . In Z u s a m m e n a r b e i t m i t d e m I n d o n e s i 

s c h e n R o t e n K r e u z w u r d e au f d e r Inse l A t a ü -

r o e in H i l f e p r o g r a m m z u g u n s t e n G e f l ü c h t e t e r 

w e i t e r g e f ü h r t . D ie i n d o n e s i s c h e R e g i e r u n g 

h a b e d i e W i e d e r a n s i e d e l u n g d i e s e s P e r s o 

n e n k r e i s e s a u f d i e H a u p t i n s e l f o r t g e s e t z t . 

3 2 2 2 d e r m e h r a l s 4 0 0 0 G e f l ü c h t e t e n s e i e n 

b e r e i t s w i e d e r a n g e s i e d e l t w o r d e n . D ie i n d o 

n e s i s c h e R e g i e r u n g h a b e z u g e s i c h e r t , d i e 

V e r s o r g u n g e i n e r A n z a h l v o n W i e d e r a n g e s i e 

d e l t e n m i t ä r z t l i c h e r Hi l fe u n d N a h r u n g s m i t 

t e l n z u v e r b e s s e r n . I m J u n i 1985 w u r d e v o m 

I K R K au f d e r H a u p t i n s e l e i n e E r h e b u n g h i n 

s i c h t l i c h d e r V e r s o r g u n g mi t N a h r u n g s m i t 

t e l n u n d M e d i k a m e n t e n d u r c h g e f ü h r t . D ie 

L a g e w u r d e a l s » i m G a n z e n g e s e h e n z u f r i e 

d e n s t e l l e n d « b e z e i c h n e t . D ie i n d o n e s i s c h e 

R e g i e r u n g se i j e d o c h d a r a u f h i n g e w i e s e n 

w o r d e n , daß E n g p ä s s e a u f t r e t e n k ö n n t e n . Er 

g e h e d a v o n a u s , daß s ie d i e s b e z ü g l i c h w e i 

t e r h i n m i t d e m I K R K z u s a m m e n a r b e i t e n w e r 

d e . 

D ie p o r t u g i e s i s c h e u n d d i e i n d o n e s i s c h e R e 

g i e r u n g h a b e n g e g e n ü b e r d e m G e n e r a l s e 

k r e t ä r i h re B e r e i t s c h a f t z u r F o r t s e t z u n g d e s 

g e g e n w ä r t i g e n V e r h a n d l u n g s p r o z e s s e s u n 

t e r s t r i c h e n . Z w a r e r k l ä r t e d i e s e r z u m S c h l u ß 

s e i n e s B e r i c h t s , daß e r d i e h u m a n i t ä r e L a g e 

in O s t t i m o r w e i t e r h i n v e r f o l g e n w e r d e , u m 

e i n e s t e t i g e V e r b e s s e r u n g z u e r r e i c h e n . E r 

ä u ß e r t e j e d o c h a u c h d i e H o f f n u n g , d a ß e s in 

d e r n ä c h s t e n P h a s e d e r G e s p r ä c h e g e l i n g e n 

w e r d e , d i e p o l i t i s c h e n u n d a n d e r e n A s p e k t e 

d e s P r o b l e m s z u e r ö r t e r n , d a m i t d a s F u n d a 

m e n t f ü r » e i n e g e r e c h t e , u m f a s s e n d e u n d 

i n t e r n a t i o n a l a k z e p t a b l e L ö s u n g d e r O s t t i 

m o r - F r a g e « g e l e g t w e r d e n k ö n n e . 

W i e b e r e i t s in d e n J a h r e n z u v o r g e l a n g e s 

I n d o n e s i e n a u c h d i e s m a l , e i n e B e h a n d l u n g 

d e r O s t t i m o r - F r a g e in d e r G e n e r a l v e r s a m m 

l u n g z u v e r h i n d e r n — d e r T a g e s o r d n u n g s 

p u n k t w u r d e v o m P r ä s i d i a l a u s s c h u ß a u f d i e 

4 1 . G e n e r a l v e r s a m m l u n g v e r s c h o b e n . 

Isolde Kurz • 

Verwaltung und Haushalt 

40.Generalversammlung: Haushalt 1986/87 fest
gesetzt — Unsichtbare Gegenwart der Senatorin 
Kassebaum — Bonner Beitrag (6) 

( D i e s e r B e i t r a g s e t z t d e n B e r i c h t in V N 1 / 

1984 S.34f . f o r t . ) 

I. A m 18. D e z e m b e r 1985 ha t d i e G e n e r a l 

v e r s a m m l u n g d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n d e n r e 

g u l ä r e n H a u s h a l t d e r O r g a n i s a t i o n f ü r d i e 

b e i d e n J a h r e 1986 u n d 1987 in H ö h e v o n 

1 , 6 6 3 M r d U S - D o l l a r b e s c h l o s s e n . G e g e n 

ü b e r d e m ( b e r i c h t i g t e n ) B u d g e t 1 9 8 4 / 8 5 v o n 

1 , 6 0 9 M r d s t e i g t d e r n e u e H a u s h a l t a l s o u m 

54MHI D o l l a r o d e r r d . 3 , 4 v H ; 0 , 1 v H e n t f ä l l t au f 

r e a l e s W a c h s t u m i m B e r e i c h d e r P r o g r a m m e . 

D i e s e r g e r i n g e P r o g r a m m a n s t i e g k o m m t d e r 

v o n d e n w e s t l i c h e n H a u p t b e i t r a g s z a h l e r n g e 

ne re l l i m S y s t e m d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n e r 

h o b e n e n F o r d e r u n g n a c h r e a l e m N u l l w a c h s 

t u m s e h r n a h e . E r l i eg t h ö h e r a ls d e r e n t 

s p r e c h e n d e W e r t be i d e r W H O (OvH), s t i m m t 

m i t d e m be i d e r U N E S C O ü b e r e i n u n d ist 

g e r i n g e r a ls d e r f ü r d i e F A O ( + 1,2vH) u n d 

f ü r d i e I L O ( + 2 , 3 v H ) . 

D ie B u d g e t r e s o l u t i o n 4 0 / 2 5 3 w u r d e m i t 127 

g e g e n 10 S t i m m e n b e i 11 E n t h a l t u n g e n g e 

faßt . M i t A u s n a h m e d e r U S A hat s i c h d i e 

M e h r z a h l d e r w e s t l i c h e n H a u p t b e i t r a g s z a h l e r 

w i e v o r z w e i J a h r e n w i e d e r d e r S t i m m e e n t 

h a l t e n : B e l g i e n , D e u t s c h l a n d ( B u n d e s r e p u 

b l i k ) , F r a n k r e i c h , G r o ß b r i t a n n i e n , I ta l ien , J a 

p a n , N i e d e r l a n d e , S p a n i e n ; d i e E G - S t a a t e n 

s t i m m t e n f a s t e i n h e i t l i c h . D ie N e i n - S t i m m e n 

k a m e n v o n d e n L ä n d e r n d e s O s t b l o c k s 

( o h n e R u m ä n i e n , d a s S t i m m e n t h a l t u n g ü b t e ) 

s o w i e v o n d e n U S A u n d Is rae l . D ie A m e r i k a 

n e r h a t t e n b e r e i t s i m V o r f e l d be i d e n B e r a 

t u n g e n d e r e i n z e l n e n P r o g r a m m b e r e i c h e i m 

5. H a u p t a u s s c h u ß d u r c h w e g d a g e g e n g e 

s t i m m t , i h re A b l e h n u n g d e s G e s a m t h a u s 

h a l t s k a m d a h e r n i c h t ü b e r r a s c h e n d . 

D a s A b s t i m m u n g s e r g e b n i s b e d e u t e t , daß 

a u s d r ü c k l i c h f ü r d a s B u d g e t 1 9 8 6 / 8 7 n u r 

L ä n d e r g e s t i m m t h a b e n , d ie z u s a m m e n g e 

r a d e e in F ü n f t e l d e s B e i t r a g s a u f k o m m e n s 

a b d e c k e n . G e n e r a l s e k r e t ä r P e r e z d e C u e l l a r 

ha t d e n n a u c h s e i n e t i e f e B e s o r g n i s ü b e r d i e 

w a c h s e n d e U n e i n i g k e i t d e r M i t g l i e d s c h a f t in 

f i n a n z i e l l e n A n g e l e g e n h e i t e n u n d ü b e r d e n 

s i c h h i e r a u s f ü r d e n n e u e n H a u s h a l t e r g e 

b e n d e n g e r i n g e n R ü c k h a l t a u s g e d r ü c k t . Er 

h a t u n t e r s t r i c h e n , daß d i e s e U n e i n i g k e i t , d i e 

d e n B e s t a n d d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n g e f ä h r 

d e , n i c h t d u r c h g r ö ß e r e S p a r s a m k e i t d e s G e 

n e r a l s e k r e t ä r s o d e r d u r c h e f f i z i e n t e r e s M a 

n a g e m e n t b e h o b e n w e r d e n k ö n n e . D ie M i t 

g l i e d s t a a t e n m ü ß t e n s i c h v i e l m e h r au f d i e 

Z i e l e d e r C h a r t a d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n b e 

s i n n e n u n d h a n d e l n . 
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D a s P r o g r a m m b u d g e t 1 9 8 6 / 8 7 s e t z t d u r c h i m 

V e r g l e i c h z u m r e a l e n G e s a m t w a c h s t u m v o n 

0,1 v H ü b e r p r o p o r t i o n a l e S t e i g e r u n g e n in d e n 

B e r e i c h e n A b r ü s t u n g s f r a g e n ( + 1,9vH), r e 

g i o n a l e W i r t s c h a f t s k o m m i s s i o n e n ( E S C A P : 

+ 1,9vH, E C L A C : + 1 , 4 v H , E C A : + 1 , 6 v H , 

E S C W A : + 1 , 0 v H ) , H a b i t a t ( + 1,9vH), U N E P 

( + 1,3vH) u n d U N H C R ( + 1,7vH) P r i o r i t ä t e n 

u n d A k z e n t e . I n f o l g e d e r a b 1 9 8 6 w i r k s a m e n 

V e r s e l b s t ä n d i g u n g d e r O r g a n i s a t i o n f ü r i n d u 

s t r ie l le E n t w i c k l u n g ( U N I D O ) is t d i e s e r B e 

r e i c h n i c h t m e h r i m B u d g e t d e r V e r e i n t e n 

N a t i o n e n e n t h a l t e n . F ü r 1 9 8 6 w e r d e n d i e U N -

M i t g l i e d s t a a t e n j e d o c h d u r c h d i e F i n a n z i e 

r u n g e i n e s Ü b e r g a n g s k r e d i t s f ü r d ie n e u e 

U N I D O in H ö h e v o n 2 4 M i l l D o l l a r b e l a s t e t , 

d e r e b e n s o w i e d e r H a u s h a l t s e l b s t n a c h d e r 

B e i t r a g s s k a l a d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n u m g e 

leg t w i r d . 

II. D ie B u d g e t d i s k u s s i o n e n d e r 4 0 . G e n e r a l 

v e r s a m m l u n g w a r e n b e s t i m m t v o n d e m s o 

g e n a n n t e n K a s s e b a u m - A m e n d m e n t : D e r U S -

K o n g r e ß h a t t e a u f B e t r e i b e n d e r r e p u b l i k a n i 

s c h e n S e n a t o r i n N a n c y K a s s e b a u m a u s d e m 

B u n d e s s t a a t K a n s a s b e s c h l o s s e n , daß d i e 

V e r e i n i g t e n S t a a t e n a b d e m U S - F i s k a l j a h r 

1987 n u r n o c h 2 0 v H ( a n s t e l l e d e r 2 5 v H n a c h 

d e r U N - B e i t r a g s s k a l a ) z u d e n H a u s h a l t e n d e r 

V e r e i n t e n N a t i o n e n u n d ih re r S o n d e r o r g a n i 

s a t i o n e n z a h l e n , w e n n in d i e s e n I n s t i t u t i o n e n 

b i s E n d e S e p t e m b e r 1986 n i c h t d a s g e l t e n d e 

A b s t i m m u n g s p r i n z i p >ein L a n d , e i n e S t i m m e < 

d u r c h e in n a c h B e i t r a g s l e i s t u n g g e w i c h t e t e s 

S t i m m r e c h t f ü r a l le E n t s c h e i d u n g e n m i t f i 

n a n z i e l l e n K o n s e q u e n z e n e r s e t z t w i r d . Be i 

n i c h t f r i s t g e r e c h t e r R e a l i s i e r u n g d e r F o r d e 

r u n g d e s U S - K o n g r e s s e s w ü r d e n , a u f g r u n d 

d e r Z a h l u n g s w e i s e d e r U S A , b e r e i t s 1986 a l 

le in be i d e n V e r e i n t e n N a t i o n e n r d . 3 5 Mi l l 

Do l l a r f e h l e n . 

D ie f i n a n z i e l l e n A u s w i r k u n g e n d e s K a s s e -

b a u m - A m e n d m e n t s s i n d f ü r d i e V e r e i n t e n 

N a t i o n e n u m s o s c h w e r w i e g e n d e r , a ls d i e 

K a s s e n s i t u a t i o n d e r O r g a n i s a t i o n w e i t e r h i n 

ä u ß e r s t s c h w i e r i g is t . A u c h E n d e 1985 s t a n 

d e n w i e d e r r d . 2 4 2 Mi l l D o l l a r an B e i t r ä g e n 

z u m r e g u l ä r e n B u d g e t a u s . H i e r v o n e n t f i e l e n 

a l le in 193 Mi l l au f d a s J a h r 1985 , v o n d e n 159 

M i t g l i e d s t a a t e n d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n h a t 

t e n b i s 1985 n u r 6 9 k e i n e R ü c k s t ä n d e . D ie 

g r ö ß t e n S c h u l d n e r s i n d d i e U S A (85,5 Mi l l 

Do l la r , d a v o n w u r d e n A n f a n g J a n u a r 1986 

j e d o c h 38 ,5 Mi l l g e z a h l t ) , d i e S o w j e t u n i o n 

e i n s c h l i e ß l i c h B j e l o r u ß l a n d s u n d d e r U k r a i n e 

(48,5 M i l l ) , S ü d a f r i k a (24,5 Mi l l ) , B r a s i l i e n 

(16 Mi l l ) , A r g e n t i n i e n (9 Mi l l ) , I ran (7,5 Mi l l ) 

u n d P o l e n (7 Mi l l ) . 

D ie a u g e n b l i c k l i c h e f i n a n z i e l l e N o t l a g e w i r d 

v o n h o c h r a n g i g e n A m t s t r ä g e r n d e r V e r e i n t e n 

N a t i o n e n a ls d i e s c h w e r w i e g e n d s t e in d e r 

G e s c h i c h t e d e r W e l t o r g a n i s a t i o n b e z e i c h n e t , 

w e i l s ie s i c h vo l l au f d a s r e g u l ä r e B u d g e t 

a u s w i r k e , in d e m w e g e n e i n e s P e r s o n a l k o 

s t e n a n t e i l s v o n f a s t 8 0 v H k a u m S p i e l r a u m f ü r 

E i n s p a r u n g e n b e s t e h e . 

In s e i n e r S t e l l u n g n a h m e z u d e n H a u s h a l t s 

b e s c h l ü s s e n d e r 4 0 . G e n e r a l v e r s a m m l u n g 

h a t d e r G e n e r a l s e k r e t ä r u n t e r s t r i c h e n , daß 

e s in A n b e t r a c h t d e r t i e f g r e i f e n d e n F i n a n z 

p r o b l e m e d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n n ö t i g w e r 

d e n k ö n n t e , d i e k u r z v o r W e i h n a c h t e n v e r 

t a g t e G e n e r a l v e r s a m m l u n g a l s b a l d e r n e u t 

e i n z u b e r u f e n . 

III. D e r B e i t r a g d e r B u n d e s r e p u b l i k 

D e u t s c h l a n d z u m U N - H a u s h a l t b e t r ä g t f ü r 

1986 r d . 5 8 Mi l l D o l l a r ; h ie r i n is t d e r d e u t s c h e 

A n t e i l an d e m Ü b e r g a n g s k r e d i t f ü r d i e n e u e 

S o n d e r o r g a n i s a t i o n U N I D O e n t h a l t e n . H i n z u 

k o m m e n n o c h d i e L e i s t u n g e n z u d e n S o n 

d e r h a u s h a l t e n d e r f r i e d e n s s i c h e r n d e n O p e 

r a t i o n e n i m L i b a n o n ( U N I F I L ) in H ö h e v o n r d . 

11,8 Mi l l u n d a u f d e n G o l a n h ö h e n ( r d . 3 Mi l l ) 

s o w i e z u m D e u t s c h e n Ü b e r s e t z u n g s d i e n s t 

( r d . 0 ,5 M i l l ) . 

D e r G e s a m t b e i t r a g f ü r 1986 w i r d a l s o e t w a 

7 3 Mi l l Do l l a r a u s m a c h e n . 

Lothar Koch • 

Dokumente der Vereinten Nationen 
Suchtstoffe, Zypern, Miszellen 

Suchtstoffe 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen
stand: Erklärung über die Bekämpfung 
des Drogenhandels und Drogenmiß
brauchs. — Resolution 39/142 vom W.De
zember 1984 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf ihre Resolutionen 33/ 

168 vom 20. Dezember 1978, 35/195 vom 
15.Dezember 1980, 36/132 vom H.Dezem
ber 1981, 36/168 vom 16. Dezember 1981, 
37/168 vom 17.Dezember 1982, 37/198 
vom 18. Dezember 1982, 38/93, 38/98 und 
38/122 vom 16. Dezember 1983 und an
dere einschlägige Bestimmungen, 

— im Hinblick auf die Besorgnis der inter
nationalen Gemeinschaft über das Pro
blem der illegalen Erzeugung von Sucht
stoffen, des unerlaubten Drogenhandels 
und des Drogenmißbrauchs, 

> verabschiedet die im Anhang zu dieser 
Resolution enthaltene Erklärung. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab
stimmung angenommen. 

A N H A N G 

Erklärung über die Bekämpfung 
des Drogenhandels 

und Drogenmißbrauchs 
Die Generalversammlung, 
— eingedenk dessen, daß die Ziele und 

Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen darauf gerichtet sind, den 
Glauben an Würde und Wert der 
menschlichen Person zu bekräftigen so
wie den sozialen Fortschritt und einen 
besseren Lebensstandard in größerer 
Freiheit wie auch die internationale Zu
sammenarbeit zu fördern, um Probleme 
wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und 
humanitärer Art zu lösen. 

— in Anbetracht dessen, daß sich die Mit
gliedstaaten in der Allgemeinen Erklä
rung der Menschenrechte verpflichtet 
haben, den sozialen Fortschritt und ei
nen besseren Lebensstandard für alle 
Völker der Welt zu fördern, 

— in Anbetracht dessen, daß die internatio
nale Gemeinschaft ihrer ernsten Besorg
nis darüber Ausdruck gegeben hat, daß 
Drogenhandel und Drogenmißbrauch 
ein Hindernis für das körperliche und 
seelische Wohl der Völker und insbeson
dere der Jugend darstellen, 

— in dem Wunsch, der internationalen Ge
meinschaft stärker bewußt zu machen, 
daß die unerlaubte Nachfrage nach 
Suchtstoffen, der Drogenmißbrauch, die 
unerlaubte Gewinnung von und der Ver
kehr mit Suchtstoffen unbedingt verhin
dert und bestraft werden müssen, 

— in Anbetracht dessen, daß die Erklärung 
von Quito gegen den Suchtstoffverkehr 
vom 11. August 1984 und die New Yorker 
Erklärung gegen den Drogenhandel und 
den unerlaubten Suchtstoffgebrauch 
vom 1. Oktober 1984 den internationalen 
Charakter dieses Problems anerkennen 
und betonen, daß es mit der festen Un
terstützung der gesamten internationa
len Gemeinschaft gelöst werden sollte, 

— in Anbetracht dessen, daß die Suchtstoff
kommission, das Internationale Sucht-
stoffkontrollamt und der Fonds der Ver
einten Nationen zur Bekämpfung des 
Drogenmißbrauchs wertvolle Beiträge 
zur Eindämmung und Beseitigung des 
Drogenhandels und des Drogenmiß
brauchs geleistet haben, 

— im Hinblick darauf, daß die bereits be
stehenden internationalen Instrumente 
wie das Einheitsübereinkommen von 
1961 über Suchtstoffe und das Protokoll 
von 1972 zur Änderung des Einheitsüber
einkommens von 1961 sowie das Über
einkommen von 1971 über psychotrope 
Stoffe in ihren jeweiligen Anwendungs

bereichen einen rechtlichen Rahmen für 
die Bekämpfung des Drogenhandels und 
des Drogenmißbrauchs geschaffen ha
ben, 

> erklärt: 
1. Der Drogenhandel und der Drogenmiß
brauch sind äußerst ernste Probleme, die 
aufgrund ihrer Schwere, ihres Ausmaßes 
und ihrer weitreichenden schädlichen Fol
gen inzwischen zu internationalen kriminel
len Betätigungen geworden sind, an die mit 
größter Dringlichkeit und höchster Priorität 
herangegangen werden muß. 
2. Die illegale Gewinnung von und uner
laubte Nachfrage nach Suchtstoffen, der 
Drogenmißbrauch und der unerlaubte 
Suchtstoffverkehr behindern den wirt
schaftlichen und sozialen Fortschritt, stel
len eine schwere Bedrohung der Sicherheit 
und Entwicklung zahlreicher Länder und 
Völker dar und sollten auf nationaler, regio
naler und internationaler Ebene mit allen 
moralischen, rechtlichen und institutionel
len Mitteln bekämpft werden. 
3. Die endgültige Beseitigung des Drogen
handels liegt in der gemeinsamen Verant
wortung aller, insbesondere jedoch der 
Staaten, die von Problemen im Zusammen
hang mit der unerlaubten Gewinnung von, 
dem unerlaubten Handel mit bzw. dem un
erlaubten Gebrauch von Suchtstoffen be
troffen sind. 
4. Es obliegt den Mitgliedstaaten der Verein
ten Nationen, die rechtlichen Mittel gegen 
die unerlaubte Gewinnung von Sucht
stoffen, die unerlaubte Nachfrage nach die
sen, den Drogenmißbrauch und den uner
laubten Suchtstoffverkehr zu nutzen und 
die erforderlichen zusätzlichen Maßnahmen 
zur Bekämpfung der neuen Formen dieses 
gemeinen und verabscheuungswürdigen 
Verbrechens zu verabschieden. 
5. Die Staaten verpflichten sich, ihre Bemü
hungen zu verstärken und ihre Strategien 
zu koordinieren, die darauf gerichtet sind, 
das komplexe Problem des Drogenhandels 
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und des Drogenmißbrauchs mit Hilfe von 
Programmen, die auch wirtschaftliche, so
ziale und kulturelle Alternativen anbieten, 
zu bekämpfen und völlig zu beseitigen. 

Zypern 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Weitere 
Stationierung der Friedenstruppe auf 
Zypern. — Resolution 565(1985) vom 
H.Juni 1985 

Der Sicherheitsrat, 
— angesichts des Berichts des Generalse

kretärs vom 31.Mai 1985 (S/17227 mit 
Add.2) und 12.Juni 1985 (S/17227/Add.l) 
über die Operationen der Vereinten Na
tionen auf Zypern, 

— ferner angesichts der Empfehlung des 
Generalsekretärs, der Sicherheitsrat 
möge die Stationierung der Friedenssi
cherungstruppe der Vereinten Nationen 
auf Zypern um weitere sechs Monate 
verlängern, 

— weiterhin angesichts der Zustimmung 
der Regierung Zyperns zu der Auffas

sung, daß es angesichts der Verhältnisse 
auf der Insel notwendig ist, die Truppe 
auch über den 15.Juni 1985 hinaus auf 
Zypern zu belassen, 

— in Bekräftigung der Bestimmungen von 
Resolution 186(1964) vom 4. März 1964 
und anderer diesbezüglicher Resolutio
nen, 

1. verlängert die Stationierung der gemäß 
Resolution 186(1964) aufgestellten Frie
denssicherungstruppe der Vereinten Na
tionen auf Zypern erneut um einen wei
teren, mit dem lö.Dezember 1985 enden
den Zeitraum; 

2. ersucht den Generalsekretär, seinen 
Auftrag der guten Dienste fortzuführen, 
den Sicherheitsrat über die erzielten 
Fortschritte auf dem laufenden zu halten 
und bis 30.November 1985 einen Bericht 
über die Durchführung dieser Resolu
tion vorzulegen; 

3. fordert alle beteiligten Parteien auf, die 
Truppe auch weiterhin auf der Grund
lage des gegenwärtigen Mandats zu un
terstützen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah
me. 

Miszel len 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen
stand: Die Restaurationsbetriebe am 
Amtssitz der Vereinten Nationen. — Re
solution 39/67 vom 13. Dezember 1984 

Die Generalversammlung, 
— im Hinblick darauf, daß trotz der Erklä

rung des Generalsekretärs, das finan
zielle Ziel der Restaurationsbetriebe sei 
»ein kostendeckendes Ergebnis«, in den 
letzten beiden Doppelhaushalten Defi
zite aufgetreten sind, 

1. bekräftigt, daß die Restaurationsbetrie
be sich so weit wie möglich selbst tragen 
sollten; 

2. ersucht den Generalsekretär, Maßnah
men zur Bereinigung der Lage zu ergrei
fen, durch die die Verluste bei den Re
staurationsbetrieben verursacht werden; 

3. ersucht den Generalsekretär, der Gene
ralversammlung auf ihrer vierzigsten 
Tagung über die Lage zu berichten. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab
stimmung angenommen. 

Literaturhinweise 

Waldheim, Kurt: Im Glaspalast der Welt
politik 

Düsseldorf-Wien: Econ 1985 
400 S., 16 S. Abbildungen, 48,- DM 

Kurt Waldheim hat den Bericht über seine 
Jahre als Generalsekretär der Vereinten 
Nationen jetzt in Buchform vorgelegt. Er ge
riet ihm zum Eingeständnis, daß der ein
same Mann an der Spitze der Weltorganisa
tion wirklich den oft zitierten >unmöglichen 
Job< hat. Es ist ein lesenswertes Buch, das 
vieles über die Vereinten Nationen, man
ches über den Politiker und einiges über 
den Menschen Waldheim aussagt. 
Es ist kein Zufall, daß der Kandidat für das 
Amt des österreichischen Bundespräsiden
ten nicht chronologisch erzählt. Er beginnt 
vielmehr mit der Schilderung seines Ver
suchs, in Teheran etwas für die Befreiung 
der amerikanischen Geiseln zu unterneh
men. Die dramatischen Ereignisse um die 
Jahreswende 1979/80, die sich bei seinem 
Aufenthalt im Iran damals abspielten, sind 
ein Schlüsselerlebnis. Es hat ihn tief be
wegt. Er riskierte Leib und Leben und 
konnte doch nur die Ohnmacht der Verein
ten Nationen registrieren. Waldheim ist spä
ter wegen der Vorgänge in Teheran kri t i 
siert worden, und so klingt denn der Bericht 
darüber stellenweise ein wenig defensiv. 
An den Schluß dieses Kapitels schrieb er 
sein Credo für das Amt des Generalsekre
tärs und die Vereinten Nationen als Ganzes: 
Die Reise nach Teheran »zeigte mir an
schaulich die Grenzen und die Frustratio
nen, die mit dem Amt des Generalsekretärs 
verbunden sind. Belastet mit der Bürde ei
ner gewaltigen politischen und moralischen 
Verantwortung, steht der Generalsekretär 
vor einer einfachen Wahrheit: Er besitzt kei
nerlei exekutive Gewalt. Sein Einfluß be
ruht lediglich auf seinem diplomatischen 
Geschick und seiner Überzeugungskraft, 
falls es ihm gelingt, diese überhaupt einzu
setzen. Alle seine Bemühungen und alle Ka
pitel der Charta der Vereinten Nationen 
ebenso wie die Prinzipien des internationa

len Rechts sind nur von Bedeutung, wenn 
sie die Regierungen der Mitgliedsstaaten 
achten.« (S.27) 
Störend im Text sind für einen deutschen 
Leser einige Austriazismen wie etwa >Son-
dersession< statt Sondertagung, >Lenkungs-
komitee< statt Lenkungsausschuß und >Voll-
versammlung< statt Generalversammlung. 
In einer Neuauflage sollten sie von einem 
aufmerksamen Lektor ausgemerzt werden. 
Stutzig wird man auch bei dem Hinweis, 
daß der >Anschluß< Österreichs 1938 von 
den Nationalsozialisten als >Wiedervereini-
gung< bezeichnet worden sei. Für uns hat 
der Begriff der Wiedervereinigung heute ei
nen anderen Sinn. 
An anderer Stelle gewinnt man den Ein
druck, als sei ausgerechnet Chruschtschow 
der Vater des Entkolonisierungsprozesses 
gewesen. Die gewaltigen Leistungen der 
früheren Kolonialmächte, etwa Großbritan
niens und Frankreichs, bleiben unerwähnt. 
Chruschtschow findet überhaupt eine etwas 
zu positive Würdigung. 
Anschaulich schildert der Autor den grund
legenden Wandel, dem sich die Vereinten 
Nationen in den frühen sechziger Jahren 
ausgesetzt sahen: Die Erweiterung der Mit
gliederzahl um viele junge, gerade aus der 
Kolonialherrschaft entlassene und nun selb
ständige Staaten. Die Dritte Welt begann, 
die Geschichte der Weltorganisation mitzu
bestimmen. Gut beschreibt Waldheim das, 
was er »die gewaltige Kluft zwischen dem 
hehren Idealbild und der Wirklichkeit« in 
den Vereinten Nationen nennt. Gerade in 
ihren Fehlern und Widersprüchen seien 
diese letztlich nur ein Spiegel der Realität 
— wie der Rezensent aus eigener Erfahrung 
bestätigen kann. Und mit Recht zitiert der 
einstige UN-Generalsekretär jenen briti
schen Chefdelegierten Lord Caradon, der 
einmal feststellte: »Nichts, gar nichts ist 
falsch an den Vereinten Nationen — nur 
ihre Mitglieder.« 
Waldheim präsentiert seine Erfahrungen 
(und viele davon sollten von seinen Nachfol
gern ernst genommen werden) nicht ohne 
einen Hauch von Eitelkeit. Als ihm die 
österreichische UNO-Botschaft angeboten 
wurde, sagte er zu, »verlockt vom faszinie
renden Spiel«, für das er außer größtem In
teresse »auch ein gewisses Geschick mitge
bracht« habe. 
Der Leser fragt sich auch, ob die Zahl der 

internationalen Persönlichkeiten, deren Na
men auf den 400 Seiten genannt worden 
sind, nicht etwas kleiner hätte gehalten 
werden können. So wirkt das Personenregi
ster am Ende des Buches wie eine Art Welt-
Gotha, was vermutlich nicht beabsichtigt 
war. 
Interessant ist der Kostenvergleich, mit dem 
der Verfasser die Mär von der angeblich so 
ungeheuer teuren Weltorganisation auszu
räumen sucht: Das Budget der Vereinten 
Nationen in New York ist etwa so hoch wie 
die Ausgaben für die Feuerwehr der 
gleichen Stadt. Der gesamte Stab des UN-
Sekretariats ist zahlenmäßig kleiner als die 
uniformierte Polizei von New York City. 
Plastisch und mit zum Teil bemerkenswer
tem erzählerischem Talent berichtet Wald
heim von Krisen und Problemen, denen sich 
die Vereinten Nationen während seiner 
Amtszeit gegenübersahen. Nahost, Afrika, 
Menschenrechte, Flüchtlingselend, Nord-
Süd-Probleme, Zypern und vieles mehr. Der 
Konflikt zwischen Ost und West, richtiger: 
zwischen den USA und der Sowjetunion, der 
von Anbeginn die Arbeit der Organisation 
lähmte, kommt meiner Ansicht nach zu 
kurz. Er wäre ein eigenes Kapitel wert ge
wesen. Wollte Waldheim niemandem weh 
tun? 
Es ist ein ehrliches Buch. Das wird beson
ders deutlich da, wo er seine eigene Rolle 
beschreibt. Von seiner ersten Wahl 1971 
(dem Kapitel gibt er die Überschrift »Der 
große Tag«) bis hin zur Niederlage bei der 
dritten Kandidatur zehn Jahre später. Sie 
hat ihm zu schaffen gemacht, war sie doch 
— auch — das Ergebnis von Fehleinschät
zungen. 
Der Leser erfährt Details über einige Pha
sen der UN-Diplomatie, die für den Zeitge
schichtler von Nutzen sein dürften. Sensa
tionelle Enthüllungen werden nicht offeriert 
und waren auch nicht zu erwarten. Mit den 
Vereinten Nationen und ihren Mitgliedstaa
ten geht der Autor teilweise scharf ins Ge
richt. Wer ihn kennt und ihn über Jahre aus 
zum Teil nächster Nähe beobachtet hat, den 
wird das nicht erstaunen. Aber auch ein 
Fremder wird beim Lesen des Buches er
kennen, daß er eben nicht jener verbindlich
unverbindliche Diplomat war, als der er 
manchmal karikiert wurde, sondern ein zä
her, zielstrebiger Politiker, der genau wußte, 
was er sich und seinem Amt zumuten 
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konnte und was er erreichen wollte. An den 
Mühlsteinen, die ihm Sicherheitsrat und 
Generalversammlung oft genug um den 
Hals gehängt haben, hat er schwer genug zu 
tragen gehabt. 
Wer die Jahre 1971 bis 1981 in den Verein
ten Nationen mit Waldheim miterlebt hat, 
der wird mir vielleicht zustimmen, wenn ich 
sage: Ein menschliches, ein lesenswertes 
Buch. Eben ein richtiger Waldheim. 

Rüdiger Freiherr von Wechmar D 

Seidl-Hohenveldern, Ignaz (Hrsg.): Lexi
kon des Rechts — Völkerrecht 

Neuwied-Darmstadt: Luchterhand 1985 
397 S-, 98,- DM 

Es ist ein angenehmes Gefühl, einen solide 
gebundenen Band »als erste gebundene 
Teilausgabe« einer Lose-Blatt-Sammlung — 
nämlich des in 18 Rechtsgebiete aufgeteil
ten Gesamtwerks >Ergänzbares Lexikon 
des Rechts< — in der Hand zu halten. So 
würdigt man erst recht die Schwierigkeit, 
auf 369 Text-Seiten ein so komplexes wie 
problemreiches Gebiet wie das moderne 
Völkerrecht darzustellen. Nicht nur dem 
Fachmann soll das Buch verständlich sein, 
sondern auch dem Angehörigen anderer 
Disziplinen, der sich schnell und zuverlässig 
unterrichten wil l . Das ist dem Herausgeber 
dadurch gelungen, daß er für seine 127 
Stichworte ganze 77 Sachkenner gewann, 
sie genau wissen ließ, was er von ihnen er
warte, und nicht zuletzt dadurch, daß er das 
Buch auf Rechtsprobleme im engeren Sinne 
beschränkte. Jede Ausuferung auf das Ge
biet der internationalen Beziehungen wußte 
er zu verhindern. Stichworte zu aktuellen 
Spannungslagen — wie Israel, Nahost-Kon
flikt, Nord-Süd-Problem oder Ost-West-Kon
fl ikt — finden sich nicht, ebensowenig wie 
zu nur teilweise politischen Problemen wie 
Entkolonisierung, Diskriminierung, Kon
sensus, Staatenverantwortlichkeit oder Ter
rorismus. Zu ihnen muß sich der Benutzer 
über das Register den Zugang zu (eher bei
läufigen) Ausführungen unter einem streng 
juristischen Stichwort bahnen. 
Die Bearbeiter stammen aus dem deutschen 
Sprachraum (dabei 15 Österreicher, je ein 
Schweizer und Belgier); ihre Berufsskala 
reicht vom Untergeneralsekretär der Ver
einten Nationen über viele wohlbestallte 
Universitätslehrer des Völkerrechts bis zum 
Legationssekretär oder Assistenten. 
Auf den ersten Blick scheint die Auswahl 
der Stichworte von einer Trennung zwi
schen allgemeinem Völkerrecht und dem 
Recht der organisierten Staatengemein
schaft auszugehen und eher der ersten Ka
tegorie zuzuneigen. Bei näherem Zusehen 
ist dann die zweite Kategorie doch gut ver
treten. Neben den allgemeinen knapp und 
erschöpfend orientierenden Stichworten 
internationale Organisationen (19 Spalten 
— R. Wolfrum) und >Vereinte Nationen< (18 
Spalten — Chr. Tomuschat) werden auch 
besondere Tätigkeiten von Organen der 
Vereinten Nationen und einigen ihrer Son
derorganisationen gewürdigt, freilich nicht 
so ausführlich wie die europäischer oder an
derer Regionalorganisationen. Allerdings 
ist dabei zu berücksichtigen, daß in gut ei
nem Drittel der systematischen Stichworte 
auf die Tätigkeit der Weltorganisation mehr 
oder weniger eingehend Bezug genommen 
wird. 

In allen lexikalischen Werken ist eine ange
messene Gewichtung zwischen Stichworten 
zu allgemeinen und grundlegenden Pro
blemen und ausgesprochenen Spezialmate-
rien schwierig. Es ist nun einmal nicht zu 
leugnen, daß es leichter ist, ein allgemeines 

Problem mit wenigen Stichworten zu kenn
zeichnen als ein Spezialproblem. Bei diesen 
kann schwerlich auf Details verzichtet wer
den, soll die Aussage beweiskräftig bleiben. 
Der Generalist fügt sich auch leichter den 
Wünschen eines auf Kürze bedachten Her
ausgebers als der Spezialist. 
Auch wenn man diese Umstände berück
sichtigt, gibt es in dem Buch Unebenheiten. 
So wil l es nur schwer einleuchten, warum 
für das Stichwort >Satellitenrundfunk, 
grenzüberschreitendem volle 8 Spalten not
wendig waren, während dem Problem der 
>Gleichheit< nur 2,5 Spalten gewidmet wer
den. Dabei wird nur die Gleichheit der Staa
ten behandelt, nicht aber die völkerrechtli
chen Verbote der Diskriminierung von Indi
viduen. Auch der begriffliche Unterschied 
zwischen einem Gleichheitsgebot und ei
nem Diskriminierungsverbot wird nicht er
klärt. 
In einem so auf Kürze angelegten Kompen
dium kommt den Literaturhinweisen beson
dere Bedeutung zu. Ganz zu Beginn (S. 1) 
wird in weiterführenden Hinweisen auf 
das Handwerkszeug hingewiesen. Dabei er
scheinen jedoch Darstellungen des Völker
rechts und Dokumentensammlungen nur in 
deutscher Sprache, obwohl man gerade bei 
diesen Publikationen unbedingt mindestens 
die in englischer Sprache braucht 
Die Verfasser der einzelnen Stichworte ge
hen unterschiedlich vor. Durchweg wird auf 
das >Wörterbuch des Völkerrechte von 
Strupp und Schlochauer (1960-1962!) ver
wiesen, häufig auch auf das von Wolfrum/ 
Prill/Brückner herausgegebene >Handbuch 
Vereinte Nationen (1977). Das ab 1981 ver
öffentlichte neue Werk >Encyclopedia of 
Public International Law<, von R. Bernhardt 
ediert, wird ganz uneinheitlich zitiert; die 
vorläufigen Lieferungen erscheinen häufig 
als >Bände<. 
Einige Autoren schließen sich dem Heraus
geber an und zitieren nur deutschsprachige 
Werke, als könne und dürfe ausgerechnet 
das Völkerrecht sprachlich mediatisiert 
werden. Der internationale Meinungsstand 
wird so nicht zutreffend wiedergegeben. 
Zum Glück folgen aber nicht alle Autoren 
diesem Beispiel. 
Nachdem ein Vierteljahrhundert vergangen 
ist, seitdem >der Strupp-Schlochauer< er
schien, füllt das neue Lexikon eine spürbare 
Lücke. Es sollte auch seinen Platz in Biblio
theken finden, welche nicht auf Völkerrecht 
spezialisiert sind, aber doch auf eine zuver
lässige Orientierung ihrer Benutzer Wert le-
g e n ' Karl Josef Partsch • 

Sprachendienst des Auswärtigen Amts 
der Bundesrepublik Deutschland (Zu
sammenstellung): Internationale Orga
nisationen: Bezeichnungen, Abkürzun
gen, Akronyme 

Berlin und New York: de Gruyter (Ter
minologische Schriftenreihe des Aus
wärtigen Amts, Bd.2) 1985 
655 S, 128,-DM 

Nach einer 1982 erschienenen Terminolo
gie der Abrüstung< hat der Sprachendienst 
des Auswärtigen Amts nun ein Verzeichnis 
vorgelegt, das in zwei bis sieben Sprachen 
(Deutsch, Englisch, Französisch, Spanisch, 
Niederländisch, Italienisch, Russisch) fast 
850 Bezeichnungen von bi- und multilatera
len Organisationen, Konferenzen, Pro
grammen, Instituten und sonstigen Einrich
tungen mit ihren jeweiligen Abkürzungen 
enthält. 

Im Hauptteil, dessen Ausgangssprache 
Deutsch ist, finden sich außerdem Hinweise 
auf übergeordnete Organisationen, zu eini
gen Bezeichnungen knappe Erläuterungen 
zum Status und sonstige nützliche Anmer
kungen etwa zum Umwandlungs- oder Auf
lösungsdatum oder zu Nachfolgeorganisa
tionen sowie Querverweisungen auf Alter
nativbezeichnungen (Kurzformen, amtliche 
Vollformen, parallel benutzte Namensfor
men). Der Bogen ist weit gespannt: Neben 
einer Auswahl von Bezeichnungen aus dem 
Bereich der Vereinten Nationen haben un
ter anderem zahlreiche regionale Organisa
tionen einschließlich einer Reihe europäi
scher Institutionen ebenso Aufnahme ge
funden wie das Deutsch-französische Ju
gendwerk. Die Auswahlkriterien werden lei
der nicht erläutert. Fremdsprachige Äquiva
lente sind nur dann berücksichtigt worden, 
wenn sie in zuverlässigen Quellen nachge
wiesen werden konnten, so daß sehr selten 
sämtliche sieben Sprachen aufgeführt sind. 
Waren deutsche Bezeichnungen nicht vor
handen, wurden sie in Abstimmung mit den 
zuständigen Behörden neu festgelegt. Er
wähnt werden allerdings weder die Exi
stenz des Deutschen Übersetzungsdienstes 
der Vereinten Nationen in New York noch 
dessen Terminologie, die in den deutsch
sprachigen Dokumenten der Vereinten Na
tionen verwendet wird. Ein Teil der Be
zeichnungen im Bereich der Vereinten Na
tionen entspricht, wie er im vorliegenden 
Verzeichnis angegeben wird, dieser Termi
nologie nicht. Auf die Abweichungen wird 
jedoch nicht, auch nicht bei den Alternativ
bezeichnungen, hingewiesen. 
Eine weitere Schwäche des Verzeichnisses 
liegt in seinem >hierarchischen Index<. Die
ser Index gibt, was für den an Zusammen
hängen interessierten Leser von Bedeutung 
ist, einen Überblick über die Untergliede
rungen der im Verzeichnis enthaltenen gro
ßen Organisationen. Allerdings ist im Regel
fall nur die jeweils nächsthöhere Ebene der 
Hierarchie angegeben, so daß für weitere 
Zuordnungen auf den Hauptteil zurückge
griffen werden muß. Im übrigen ist der In
dex mitunter nicht genügend differenziert. 
So werden unter dem Stichwort >VN< die 
unterschiedlichsten Organe ohne jede wei
tere Strukturierung alphabetisch aufgeli
stet. Selbst der Wirtschafts- und Sozialrat 
(ECOSOC), eines der Hauptorgane der Ver
einten Nationen, ist im hierarchischen In
dex nur an dieser Stelle zu finden, während 
einige seiner Untergliederungen wie etwa 
die Wirtschaftskommission für Lateiname
rika (ECLA) — die seit 1984 übrigens als 
Wirtschaftskommission für Lateinamerika 
und die Karibik (ECLAC) firmiert — selb
ständig aufgeführt werden. Es hätte deutli
cher darauf hingewiesen werden können, 
daß der hierarchische Index auf Grund sei
ner Beschränkung auf die in den Hauptteil 
aufgenommenen Organisationen und Or
gane zwangsläufig mehr oder weniger un
vollständig ist, den Organisationsaufbau 
also nur in Ausschnitten wiedergibt. 
Das Verzeichnis beinhaltet außerdem al
phabetische Indizes mit den Bezeichnungen 
in den sechs weiteren Sprachen mit den zu
gehörigen deutschen Äquivalenten sowie ei
nen Index lateinisch geschriebener und ky
rillischer Abkürzungen. 

Benutzerfreundlich sind Stichwortindizes in 
sieben Sprachen, die zusätzliche Suchhilfen 
geben (über sie kann man beispielsweise 
Organisationen auf den Gebieten >Abrü-
stung< oder >Arbeit< erschließen). 
Insgesamt ist das Verzeichnis eine wichtige 
Hilfe für alle, die sich mit dem Bereich In
ternationale Organisationen befassen, auch 
wenn es als Folge der notwendigen Begren
zung die eine oder andere Frage offen las
sen mag. 

Birgit Laitenberger • 

Vereinte Nationen 1/86 41 



Die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 

Die nachstehenden Tabellen 1 und 2 über die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen geben den Stand vom 1. Januar 1986 wieder. 
Die erste Tabelle enthält die 159 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen in alphabetischer Reihenfolge mit den Daten ihrer Auf
nahme in die Weltorganisation; am Schluß sind die derzeitigen Nichtmitgliedstaaten genannt. Die zweite Tabelle informiert über 
die Verteilung der Mitgliedstaaten auf die fünf Regionalgruppen, die sich im Laufe der Jahre herausgebildet haben; ihnen kommt 
beim Meinungsbildungsprozeß innerhalb der Weltorganisation besondere Bedeutung zu. 
Die Tabellen 3 und 4 ordnen die Mitgliedstaaten nach Gebietsgröße beziehungsweise Bevölkerungszahl ein. Hierbei sind aus Ver
gleichsgründen die größten Nichtmitgliedstaaten ohne fortlaufende Nummer zusätzlich aufgeführt. Die Angaben hinsichtlich der 
Bevölkerung fußen auf dem Monthly Bulletin of Statistics' der Vereinten Nationen vom Dezember 1985 und geben im allgemeinen 
(teils grobe) Schätzungen für den Stand von Jahresmitte 1984 wieder. 

DIE MITGLIEDSTAATEN IN ALPHABETISCHER ORDNUNG MIT BEITRITTSDATEN (Tabelle 1) 

Stand vom 1. Januar 1986 

1. Ägypten 
2. Äquatorialguinea 

24. 10. 1945 60. Island 19.11. 1946 120. Säo Tome und Principe 16. 9.1975 1. Ägypten 
2. Äquatorialguinea 12.11. 1968 61. Israel 11. 5.1949 121. Saudi-Arabien 24.10.1945 
3. Äthiopien 13.11. 1945 62. Italien 14.12. 1955 122. Schweden 19.11.1946 
4. Afghanistan 19.11. 1946 63. Jamaika 18. 9.1962 123. Senegal 28. 9.1960 
5. Albanien 14.12. 1955 64. Japan 18.12.1956 124. Seschellen 21. 9.1976 
6. Algerien 8.10. 1962 65. Jemen 125. Sierra Leone 27. 9.1961 
7. Angola 1.12. 1976 (Arabische Republik) 30. 9.1947 126. Simbabwe 25. 8.1980 
8. Antigua und Barbuda 11.11. 1981 66. Jemen 127. Singapur 21. 9. 1965 
9. Argentinien 24.10. 1945 (Demokratischer) 14.12.1967 128. Somalia 20. 9.1960 

10. Australien 1. 11. 1945 67. Jordanien 14.12.1955 129. Sowjetunion 24.10. 1945 
11. Bahamas 18. 9. 1973 68. Jugoslawien 24.10.1945 130. Spanien 14.12. 1955 
12. Bahrain 21. 9. 1971 69. Kamerun 20. 9.1960 131. Sri Lanka 14. 12.1955 
13. Bangladesch 17. 9. 1974 70. Kamputschea 14.12. 1955 132. St. Christoph und Nevis 23. 9.1983 
14. Barbados 9.12. 1966 71. Kanada 9.11. 1945 133. St. Lucia 18. 9.1979 
15. Belgien 27.12. 1945 72. Kap Verde 16. 9.1975 134. St. Vincent 
16. Belize 25. 9. 1981 73. Katar 21. 9.1971 und die Grenadinen 16. 9. 1980 
17. Benin 20. 9. 1960 74. Kenia 16.12. 1963 135. Sudan 12.11.1956 
18. Bhutan 21. 9. 1971 75. Kolumbien 5.11. 1945 136. Südafrika 7.11.1945 
19. Birma 19. 4. 1948 76. Komoren 12.11.1975 137. Suriname 4.12.1975 
20. Bjelorußland 24.10. 1945 77. Kongo 20. 9.1960 138. Swasiland 24. 9. 1968 
21. Bolivien 14.11. 1945 78. Kuba 24.10. 1945 139. Syrien 24.10.1945 
22. Botswana 17.10. 1966 79. Kuwait 14. 5.1963 140. Tansania 14.12.1961 
23. Brasilien 24.10. 1945 80. Laos 14.12. 1955 141. Thailand 16. 12.1946 
24. Brunei 21. 9. 1984 81. Lesotho 17.10. 1966 142. Togo 20. 9. 1960 
25. Bulgarien 14. 12. 1955 82. Libanon 24. 10. 1945 143. Trinidad und Tobago 18. 9.1962 
26. Burkina Faso 20. 9. 1960 83. Liberia 2.11. 1945 144. Tschad 20. 9. 1960 
27. Burundi 18. 9. 1962 84. Libyen 14.12.1955 145. Tschechoslowakei 24.10. 1945 
28. Chile 24.10. 1945 85. Luxemburg 24. 10. 1945 146. Türkei 24. 10. 1945 
29. China 24. 10. 1945 86. Madagaskar 20. 9.1960 147. Tunesien 12. 11.1956 
30. Costa Rica 2.11. 1945 87. Malawi 1.12. 1964 148. Uganda 25.10. 1962 
31. Dänemark 24.10. 1945 88. Malaysia 17. 9.1957 149. Ukraine 24. 10. 1945 
32. Deutsche 89. Malediven 21. 9.1965 150. Ungarn 14.12. 1955 

Demokratische Republik 18. 9 1973 90. Mali 28. 9.1960 151. Uruguay 18.12.1945 
33. Deutschland, 91. Malta 1.12. 1964 152. Vanuatu 15. 9.1981 

Bundesrepublik 18. 9. 1973 92. Marokko 12.11.1956 153. Venezuela 15.11.1945 
34. Dominica 18. 12. 1978 93. Mauretanien 27.10.1961 154. Vereinigte 
35. Dominikanische 94. Mauritius 24. 4.1968 Arabische Emirate 9.12.1971 

Republik 24.10. 1945 95. Mexiko 7.11. 1945 155. Vereinigte Staaten 24. 10. 1945 
36. Dschibuti 20. 9. 1977 96. Mongolei 27.10. 1961 156. Vietnam 20. 9. 1977 
37. Ecuador 21.12. 1945 97. Mosambik 16. 9.1975 157. Zaire 20. 9. 1960 
38. El Salvador 24.10. 1945 98. Nepal 14.12.1955 158. Zentralafrikanische 
39. Elfenbeinküste 20. 9. 1960 99. Neuseeland 24.10.1945 Republik 20. 9. 1960 
40. Fidschi 13.10. 1970 100. Nicaragua 24. 10.1945 159. Zypern 20. 9. 1960 
41. Finnland 14. 12. 1955 101. Niederlande 10.12.1945 
42. Frankreich 24.10. 1945 102. Niger 20. 9.1960 
43. Gabun 20. 9. 1960 103. Nigeria 7.10.1960 
44. Gambia 21. 9. 1965 104. Norwegen 27.11.1945 
45. Ghana 8. 3. 1957 105. Österreich 14.12.1955 
46. Grenada 17. 9. 1974 106. Oman 7.10.1971 SONSTIGE STAATEN 
47. Griechenland 25.10. 1945 107. Pakistan 30. 9.1947 
48. Großbritannien 24.10. 1945 108. Panama 13.11.1945 Andorra 
49. Guatemala 21. 11. 1945 109. Papua-Neuguinea 10.10.1975 Kiribati 
50. Guinea 12.12. 1958 110. Paraguay 24.10.1945 Korea (Demokratische Volksrepublik) 
51. Guinea-Bissau 17. 9 1974 111. Peru 31.10.1945 Korea (Republik) 
52. Guyana 20. 9 1966 112. Philippinen 24.10.1945 Liechtenstein 
53. Haiti 24.10 1945 113. Polen 24.10.1945 Monaco 
54. Honduras 17.12 1945 114. Portugal 14. 12.1955 Nauru 
55. Indien 30.10 1945 115. Rumänien 14.12.1955 San Marino 
56. Indonesien 28. 9 1950 116. Rwanda 18. 9.1962 Schweiz 
57. Irak 21.12 1945 117. Salomonen 19. 9.1978 Tonga 
58. Iran 24.10 1945 118. Sambia 1.12.1964 Tuvalu 
59. Irland 14.12 1955 119. Samoa 15.12.1976 Vatikanstadt 
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DIE MITGLIEDSTAATEN NACH REGIONALGRUPPEN (Tabelle 2) 

Afrikanische Staaten 
1. Ägypten 
2. Äquatorialguinea 
3. Äthiopien 
4. Algerien 
5. Angola 
6. Benin 
7. Botswana 
8. Burkina Faso 
9. Burundi 

10. Dschibuti 
11. Elfenbeinküste 
12. Gabun 
13. Gambia 
14. Ghana 
15. Guinea 
16. Guinea-Bissau 
17. Kamerun 
18. Kap Verde 
19. Kenia 
20. Komoren 
21. Kongo 
22. Lesotho 
23. Liberia 
24. Libyen 
25. Madagaskar 
26. Malawi 
27. Mali 
28. Marokko 
29. Mauretanien 
30. Mauritius 
31. Mosambik 
32. Niger 
33. Nigeria 
34. Rwanda 
35. Sambia 
36. Säo Tome und Principe 
37. Senegal 
38. Seschellen 
39. Sierra Leone 
40. Simbabwe 
41. Somalia 
42. Sudan 
43. Swasiland 
44. Tansania 

45. Togo 
46. Tschad 
47. Tunesien 
48. Uganda 
49. Zaire 
50. Zentralafrikanische 

Republik 

Asiatische Staaten 
1. Afghanistan 
2. Bahrain 
3. Bangladesch 
4. Bhutan 
5. Birma 
6. Brunei 
7. China 
8. Fidschi 
9. Indien 

10. Indonesien 
11. Irak 
12. Iran 
13. Japan 
14. Jemen 

(Arabische Republik) 
15. Jemen 

(Demokratischer) 
16. Jordanien 
17. Kamputschea 
18. Katar 
19. Kuwait 
20. Laos 
21. Libanon 
22. Malaysia 
23. Malediven 
24. Mongolei 
25. Nepal 
26. Oman 
27. Pakistan 
28. Papua-Neuguinea 
29. Philippinen 
30. Salomonen 
31. Samoa 
32. Saudi-Arabien 
33. Singapur 
34. Sri Lanka 

35. Syrien 
36. Thailand 
37. Vanuatu 
38. Vereinigte 

Arabische Emirate 
39. Vietnam 
40. Zypern 

Lateinamerikanische 
Staaten 

1. Antigua und Barbuda 
2. Argentinien 
3. Bahamas 
4. Barbados 
5. Belize 
6. Bolivien 
7. Brasilien 
8. Chile 
9. Costa Rica 

10. Dominica 
11. Dominikanische Republik 
12. Ecuador 
13. El Salvador 
14. Grenada 
15. Guatemala 
16. Guyana 
17. Haiti 
18. Honduras 
19. Jamaika 
20. Kolumbien 
21. Kuba 
22. Mexiko 
23. Nicaragua 
24. Panama 
25. Paraguay 
26. Peru 
27. St. Christoph und Nevis 
28. St. Lucia 
29. St. Vincent 

und die Grenadinen 
30. Suriname 
31. Trinidad und Tobago 
32. Uruguay 
33. Venezuela 

* wird bei Wahlen als Mitglied dieser Gruppe geführt; außerdem Mitglied der asiatischen Regionalgruppe 
** wird bei Wahlen der Gruppe der westeuropäischen und anderen Staaten zugerechnet 

Osteuropäische Staaten 
1. Bjelorußland 
2. Bulgarien 
3. Deutsche 

Demokratische Republik 
4. Jugoslawien 
5. Polen 
6. Rumänien 
7. Sowjetunion 
8. Tschechoslowakei 
9. Ukraine 

10. Ungarn 

Westeuropäische 
und andere Staaten 

1. Australien 
2. Belgien 
3. Dänemark 
4. Deutschland, 

Bundesrepublik 
5. Finnland 
6. Frankreich 
7. Griechenland 
8. Großbritannien 
9. Irland 

10. Island 
11. Italien 
12. Kanada 
13. Luxemburg 
14. Malta 
15. Neuseeland 
16. Niederlande 
17. Norwegen 
18. Österreich 
19. Portugal 
20. Schweden 
21. Spanien 
22. Türkei* 

Ohne 
Gruppenzugehörigkeit 

1. Albanien 
2. Israel 
3. Südafrika 
4. Vereinigte Staaten** 

DIE MITGLIEDSTAATEN NACH GEBIETSGROSSE (Fläche in qkm) (Tabelle 3) 

1. Sowjetunion 22 402 200*** 36. Sambia 752 614 71. Deutschland, 
248 577 2. Kanada 9 976 139 37. Birma 676 552 Bundesrepublik 248 577 

3. China 9 596 961 38. Afghanistan 647 497 72. Guinea 245 857 
4. Vereinigte Staaten 9 363 123 39. Somalia 637 657 73. Großbritannien 244 046 
5. Brasilien 8 511 965 40. Zentralafrikanische 74. Ghana 238 537 
6. Australien 7 686 848 Republik 622 984 75. Rumänien 237 500 
7. Indien 3 287 590 41. Ukraine 603 700*** 76. Laos 236 800 
8. Argentinien 2 766 889 42. Botswana 600 372 77. Uganda 236 036 
9. Sudan 2 505 813 43. Madagaskar 587 041 Korea 220 277 

10. Algerien 2 381 741 44. Kenia 582 646 Korea (Demokratische 
11. Zaire 2 345 409 45. Frankreich 547 026 Volksrepublik) 120 538 
12. Saudi-Arabien 2 149 690 46. Thailand 514 000 Korea (Republik) 98 484 

214 969 13. Indonesien 2 027 087 47. Spanien 504 782 78. Guyana 214 969 
14. Mexiko 1 972 547 48. Kamerun 475 442 79. Oman 212 457 
15. Libyen 1 759 540 49. Papua-Neuguinea 461 691 80. Bjelorußland 207 600' 
16. Iran 1 648 000 50. Schweden 449 964 81. Senegal 196 192 
17. Mongolei 1 565 000 51. Marokko 446 550 82. Jemen (Arabische Republik) 195 000 
18. Peru 1 285 216 52. Irak 434 924 83. Syrien 185 180 
19. Tschad 1 284 000 53. Paraguay 406 752 84. Kamputschea 181 035 
20. Niger 1 267 000 54. Simbabwe 390 580 85. Uruguay 176 215 
21. Angola 1 246 700 55. Japan 372 313 86. Tunesien 163 610 
22. Mali 1 240 000 56. Kongo 342 000 87. Suriname 163 265 
23. Äthiopien 1 221 900 57. Finnland 337 032 88. Bangladesch 143 998 
24. Südafrika 1 221 037 58. Jemen (Demokratischer) 332 968 89. Nepal 140 797 
25. Kolumbien 1 138 914 59. Malaysia 329 749 90. Griechenland 131 944 
26. Bolivien 1 098 581 60. Vietnam 329 556 91. Nicaragua 130 000 
27. Mauretanien 1 030 700 61. Norwegen 324 219 92. Tschechoslowakei 127 869 
28. Ägypten 1 001 449 62. Elfenbeinküste 322 463 93. Malawi 118 484 
29. Tansania 945 087 63. Polen 312 677 94. Kuba 114 524 
30. Nigeria 923 768 64. Italien 301225 95. Benin 112 622 
31. Venezuela 912 050 65. Philippinen 300 000 96. Honduras 112 088 

Namibia 824 292 66. Ecuador 283 561 97. Liberia 111 369 
32. Pakistan 803 943 67. Burkina Faso 274 200 98. Bulgarien 110 912 
33. Mosambik 801 590 68. Neuseeland 268 676 99. Guatemala 108 889 
34. Türkei 780 576 69. Gabun 267 667 100. Deutsche 
35. Chile 756 945 70. Jugoslawien 255 804 Demokratische Republik 108 178 
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101. Island 103 000 
102. Jordanien 97 740 
103. Ungarn 93 030 
104. Portugal 92 082 
105. Österreich 83 849 
106. Vereinigte 

Arabische Emirate 83 600 
107. Panama 77 082 
108. Sierra Leone 71 740 
109. Irland 70 283 
110. Sri Lanka 65 610 
111. Togo 56 785 
112. Costa Rica 50 700 
113. Dominikanische Republik 48 734 
114. Bhutan 47 000 
115. Dänemark 43 069 

Schweiz 41288 
116. Niederlande 40 844 
117. Guinea-Bissau 36 125 
118. Belgien 30 513 
119. Lesotho 30 355 

120. Albanien 
121. Salomonen 
122. Äquatorialguinea 
123. Burundi 
124. Haiti 
125. Rwanda 
126. Belize 
127. Dschibuti 
128. El Salvador 
129. Israel 
130. Fidschi 
131. Kuwait 
132. Swasiland 
133. Vanuatu 
134. Bahamas 
135. Gambia 
136. Katar 
137. Jamaika 
138. Libanon 
139. Zypern 
140. Brunei 

28 748 
28 446 
28 051 
27 834 
27 750 
26 338 
22 965 
22 000 
21 041 
20 770 
18 274 
17 818 
17 363 
14 763 
13 935 
11 295 
11000 
10 991 
10 400 
9 251 
5 765 

141. Trinidad und Tobago 5 130 
142. Kap Verde 4 033 
143. Samoa 2 842 
144. Luxemburg 2 586 
145. Komoren 2 171 
146. Mauritius 2 045 
147. Säo Tome 

und Principe 964 
Dominica 751 
Bahrain 622 

150. St. Lucia 616 
151. Singapur 581 
152. Antigua und Barbuda 442 
153. Barbados 431 
154. St. Vincent 

und die Grenadinen 388 
155. Grenada 344 
156. Malta 316 
157. Malediven 298 
158. Seschellen 280 
159. St. Christoph und Nevis 262 

148. 
149. 

DIE MITGLIEDSTAATEN NACH BEVÖLKERUNGSZAHL (in 1 000) (Tabelle 4) 

1. China 1 051 550 52. Ghana 13 040 107. Togo 2 840 
2. Indien 746 740 53. Chile 11 880 108. Libanon 2 640 
3. Sowjetunion 275 000*" 54. Saudi-Arabien 10 820 109. Costa Rica 2 530 
4. Vereinigte Staaten 236 680 55. Ungarn 10 660 110. Singapur 2 520 
5. Indonesien 159 890 56. Portugal 10 160 111. Zentralafrikanische 
6. Brasilien 132 580 57. Kuba 9 990 Republik 2 510 
7. Japan 120 020 58. Syrien 9 930 112. Jamaika 2 290 
8. Bangladesch 96 730 59. Griechenland 9 900 113. Jemen (Demokratischer) 2 230 
9. Pakistan 93 290 60. Bjelorußland 9 890*** 114. Panama 2 130 

10. Nigeria 92 040 61. Belgien 9 880 115. Liberia 2 110 
11. Mexiko 76 790 62. Madagaskar 9 730 116. Mauretanien 1830 
12. Deutschland, 63. Elfenbeinküste 9 470 117. Mongolei 1820 

Bundesrepublik 61180 64. Kamerun 9 470 118. Kuwait 1790 
Korea 60 210 65. Ecuador 9 110 119. Kongo 1700 
Korea (Demokratische 66. Bulgarien 8 960 Namibia 1 510 
Volksrepublik) 19 630 67. Angola 8 540 120. Lesotho 1 470 
Korea (Republik) 40 580 68. Schweden 8 340 121. Bhutan 1 390 

13. Vietnam 58 310 69. Simbabwe 7 980 122. Vereinigte 
14. Italien 56 980 70. Guatemala 7 740 Arabische Emirate 1260 
15. Großbritannien 56 490 71. Mali 7 720 123. Oman 1 180 
16. Frankreich 54 950 72. Österreich 7 550 124. Gabun 1 150 
17. Philippinen 53 350 73. Kamputschea 7 150 125. Trinidad und Tobago 1110 
18. Ukraine 50 680"' 74. Tunesien 7 040 126. Botswana 1 050 
19. Thailand 50 400 75. Malawi 6 840 127. Mauritius 980 
20. Türkei 48 270 76. Burkina Faso 6 580 128. Guyana 940 
21. Ägypten 45 660 77. Sambia 6 450 129. Guinea-Bissau 880 
22. Iran 43 410 Schweiz 6 440 130. Fidschi 690 
23. Spanien 38 720 78. Jemen 131. Zypern 660 
24. Birma 37 610 (Arabische Republik) 6 390 132. Gambia 630 
25. Polen 36 910 79. Senegal 6 350 133. Swasiland 630 
26. Äthiopien 35 420 80. Bolivien 6 250 134. Komoren 440 
27. Zaire 32 080 81. Dominikanische Republik 6 100 135. Bahrain 400 
28. Südafrika 31 590 82. Niger 5 940 136. Äquatorialguinea 380 
29. Argentinien 30 100 83. Rwanda 5 900 137. Malta 380 
30. Kolumbien 28 220 84. Somalia 5 420 138. Luxemburg 360 
31. Kanada 25 130 85. El Salvador 5 390 139. Dschibuti 350 
32. Jugoslawien 22 960 86. Guinea 5 300 140. Suriname 350 
33. Rumänien 22 900 87. Haiti 5 180 141. Kap Verde 320 
34. Marokko 22 850 88. Dänemark 5110 142. Katar 290 
35. Algerien 21 270 89. Tschad 4 900 143. Salomonen 270 
36. Tansania 21 060 90. Finnland 4 880 144. Barbados 250 
37. Sudan 20 950 91. Burundi 4 540 145. Island 240 
38. Kenia 19 540 92. Laos 4 320 146. Bahamas 230 
39. Peru 19 200 93. Honduras 4 230 147. Brunei 220 
40. Afghanistan 17 670 94. Israel 4 190 148. Malediven 170 
41. Venezuela 16 850 95. Norwegen 4140 149. Belize 160 
42. Deutsche 96. Benin 3 830 150. Samoa 160 

Demokratische Republik 16 670 97. Libyen 3 620 151. St. Lucia 130 
43. Nepal 16 110 98. Papua-Neuguinea 3 600 152. Vanuatu 130 
44. Sri Lanka 15 610 99. Irland 3 540 153. Grenada 110 
45. Australien 15 540 100. Sierra Leone 3 540 154. St. Vincent 
46. Tschechoslowakei 15 460 101. Jordanien 3 380 und die Grenadinen 100 
47. Malaysia 15 200 102. Paraguay 3 280 155. Säo Tome und Principe 90 
48. Irak 15 160 103. Neuseeland 3 230 156. Antigua und Barbuda 80 
49. Uganda 15 150 104. Nicaragua 3160 157. Dominica 80 
50. Niederlande 14 420 105. Uruguay 2 990 158. Seschellen 60 
51. Mosambik 13 690 106. Albanien 2 900 159. St. Christoph und Nevis 40 

"* Die für die Sowjetunion angegebenen Zahlen in den Tabellen 3 und 4 gelten für die Gesamtheit der Unionsrepubliken einschließlich der in Tabelle 3 unter 
Nummer 41 und 80 beziehungsweise in Tabelle 4 unter Nummer 18 und 80 gesondert aufgeführten Republiken Ukraine und Bjelorußland. Da diese eigenstän
dige Mitglieder der Vereinten Nationen sind, werden sie zusätzlich einzeln genannt 
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r o r o r o a k t u e l l 
Herausgegeben von Freimut Duve 

Eine Auswahl zu 
dem Thema 
«Dritte Welt» 

5735 5523 5533 5341 

C/O GRADUATE SCHOOL OF INTERNATIONAL STUDIES 
UNIVERSITY OF DENVER • DENVER, COLO. 80208. TEL.: (303) 871-3678 

SPECIAL DOUBLE ISSUE 
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THE STATE AND AFRICAN HUMAN RIGHTS: 
Dialogue and Continuing Research 

INTRODUCING A NEW SPECIAL FEATURE 
HUMAN RIGHTS MONITOR 

to appear in each issue 

Enter your subscription now — send your order to the address indicated above. Subscription rate for one year $ 12.00 (individuals) 
— add $ 2.00 for surface mail or $ 8.00 for air mail. 

Übersetzungs-, Zuordnungs- und Abkürzungsverzeichnis 
zum Bereich Vereinte Nationen 

Die wichtigsten Organe der Vereinten Nationen mit ihren Unterorganen: die 
Generalversammlung mit ihren Hauptausschüssen, Verfahrensausschüssen, 
Ständigen Ausschüssen, Nebenorganen und Ad-hoc-Körperschaften, Regio
nalgruppen und anderen Gruppen. Der Sicherheitsrat, der Wirtschafts- und 
Sozialrat mit seinen regionalen Wirtschaftskommissionen, tagungsgebundene 
Gremien und Ausschüsse, zwischenstaatliche Ad-hoc-Gremien, Sachverstän
digengremien, dem Wirtschafts- und Sozialrat nahestehende Körperschaften 
und Programme. Der Treuhandrat, der Internationale Gerichtshof, die Sonder
körperschaften, die Sonderorganisationen, regionale Entwicklungsbanken, 
Organe zur Durchführung von Verträgen, die Hauptabteilungen des Sekretariats 
und interinstitutionelle Körperschaften und sonstige Gremien. Übersetzungs
verzeichnis englisch-deutsch und deutsch-englisch, deutsch-englisches Ver
zeichnis der UN-Mitgliedstaaten mit Beitrittsdaten und Bezeichnung der Grün
dungsmitglieder, Zuordnungsindex ,cn Unterorganen zu Hauptorganen, Ver
zeichnis der Abkürzungen, Literaturhinweise und Organigramm. 
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erhältlich bei der 
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Zentrum für Kulturforschung (Hrsg.) 

Handbook of Cultural Affairs in Europe/Manuel Europeen 
des Affaires Culturelles 
Europäisches Kulturhandbuch 
1985, 519 S., Salesta geb., 98,- DM 
Mit dem »Europäischen Kulturhandbuch« kann man erstmalig auf ein Werk zurückgreifen, 
das neben mehr als 2 000 nützlichen Adressen und Funktionsbeschreibungen von staatlichen 
und nicht-staatlichen Kultureinrichtungen und Organisationen auch Strukturdarstellungen 
der großen europäischen Institutionen sowie der Kulturpolitik in 23 Ländern bietet. 
Teil A des Handbuches beschreibt die organisatorische Struktur, Programme und Aktivitä
ten der wichtigsten Institutionen und Organisationen, die europäweit auf kulturellem Gebiet 
tätig sind. 
Teil B des Handbuches gibt Auskunft über die Struktur und über die gesetzlichen Grund
lagen der Kulturpolitik der Länder, die der europäischen Kulturkonvention beigetreten sind. 
Aufgeführt sind Adressen und Erklärungen zu wichtigen Institutionen und Dach-Organisa
tionen, die im Kultur- und Medienbereich arbeiten. 

Dieter Danckwortt 

Institutionenverzeichnis für internationale Zusammenarbeit 
der Bundesrepublik Deutschland und West-Berlin 
1985,500 S., Salesta brosch., 59,- DM 
Das Verzeichnis enthält rund 1600 Institutionen der Bundesrepublik Deutschland und Ber
lin (West) sowie einige hundert Außenstellen und Mitgliedsorganisationen von ihnen. Neben 
den Anschriften sind auch die leitenden Personen, eine Beschreibung der Aufgaben und 
Tätigkeiten sowie die Titel und Erscheinungsweise von Zeitschriften erfaßt. Die Suche wird 
durch Sach-, Orts-, Personen-, Zeitschriften- und Abkürzungsregister erleichtert. Ein Glossar 
erläutert die zirka 300 Sachbegriffe und die Organisationsstruktur im jeweiligen Sachgebiet 
und weist auf die wichtigsten Institutionen hin. In Kurzform werden auch benachbarte Sach
begriffe und der Zusammenhang mit ihnen dargestellt. 
Das Institutionenverzeichnis wird auch als Datenbank angeboten (Informationen durch den 
Verlag). 

Institut für Auslandsbeziehungen (Hrsg.) 

Verzeichnis deutsch-ausländischer Gesellschaften und ausländischer 
Gesellschaften in der Bundesrepublik Deutschland und West-Berlin 
1985, iVb. 
Das Verzeichnis enthält mehr als 1200 deutsch-ausländische Gesellschaften und Vereini
gungen ausländischer Mitbürger, die kulturelle Aufgaben im bilateralen, zwischenmensch
lichen Bereich wahrnehmen und dadurch dazu beitragen, nationale Vorurteile abzubauen 
und der Völkerverständigung zu dienen. Neben den Anschriften sind die Zahl der Mitglie
der, die Organisationsform (Dachverband, Zweigstelle), Hauptaufgaben und Ziele der 
Organisation, Angabe der Informationsmöglichkeiten, die Dritten geboten werden, Hinweis 
auf die Herausgabe von Veröffentlichungen sowie Tätigkeitsnachweise der Gesellschaften zu 
finden. 

NOMOS VERLAGSGESELLSCHAFT 
Postfach 610 • 7570 Baden-Baden 
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